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Einleitung. 

»Die politische Entwickelungsgeschichte Deutschlands hat es 
mit sich gebracht, dass hier der Übergang alter Staatsfunktionen 
vom Eeiche an die Territorialgewalten und Städte, sowie der spätere 
Hinzutritt neuer Staatsfunktionen zum "Wirkungskreise dieser Ge- 
walten neine definitive Gestaltung der öffentlichen Dinge wurde.« i) 
Aus diesem Grunde entwickelte sich wohl in den einzelnen Terri- 
torien und Städten des deutschen Kelches ein selbständiges und 
festgeordnetes Steuer- und Finanzwesen: das Keich gelangte be- 
ziehentlich der Ordnung seiner Finanzverfassung trotz maniHgfacher 
Anläufe nie über die ersten Versuche hinaus. Unter den einzelnen 
Gliedern des Kelches waren es die Städte, welche es zuerst zu 
einem geregelten Finanzsystem brachten. 

In der vorliegenden Arbeit soll der Versuch gemacht werden, 
auf Grund des vorhandenen gedruckten Materials ein Bild von der 
Entwickelung des Steuerwesens von Köln in den ersten Jahr- 
hunderten städtischer Selbständigkeit zu entwerfen. 

In dieser alten Kömerstadt, wo die altbegründete Kultur selbst 
die Stürme der Völkerwanderung überdauerte, war bürgerliches 
Leben nie ganz erstorben. Handel und Gewerbfleiss wahrten der 
Stadt eine hervorragende Bedeutung. Auch die Verwüstung durch 
die Normannen im Jahre 881 konnte das aufstrebende Bürgertum 
hier nicht völlig vernichten. Die Macht stolzer Kirchenfiirsten, 
welchen das Kaisertum die Fälle staatlicher Hoheitsrechte über die 
Stadt übertragen, förderte das Wachstum und Gedeihen derselben, 
bis die emporstrebende Bürgerschaft, die nunmehr in ihrem Erz- 
bischof nicht einen schützenden Vater, sondern den Herrn erblickte, 



') A, "Wagner, Finanzwissenschaft, Teil III, pag. ol, Leipzig 1886. 
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den Emanzipationskampf begann. In diesem Kampfe erlahmte die 
Kraft des Stadtherren. »Nur zu bald zeigte es sich, dass ein neues 
Element sich auf den Schauplatz des öffentlichen Lebens zu drängen 
versuchte, dass ein in Arbeit und kauftnännischer Erfahrung un- 
merklich gereifter Stand sein Kecht zu verlangen beginnt.« i) So 
darf es uns nicht Wunder nehmen, dass hier vor allem aus eigener 
Kraft der Bürgerschaft, zumeist im Kampfe gegen den Landesherrn 
ein in sich abgeschlossenes Steuersystem durch Umlage direkter 
Steuern wie indirekter Verkehrs- und Verbrauchsabgaben sich aus- 
bildete. 

Von frühern Arbeiten, welche auf Kölns Steuerwesen Bezug 
nehmen, seien angeführt, da in der vorliegenden Abhandlung öfters 
auf dieselben zurückgegriffen werden muss: 

Ennen, Geschichte der Stadt Köln, Köln 1863/80, 5Bde. 

Ijx den Chroniken deutscher Städte, Bd. XIII — XV, 
Köln 3 Bde., Leipzig 1875/77 — »Hegel, Die Ver- 
fassungsgeschichte der Stadt Köln. 

Zeumer, Die deutschen Städtesteuern, Leipzig 1878. 
. (Sepj^rat- Abdruck aus Schmollers Forschungen, Bd. I.) 

Liesegang, Sondergemeinden Kölns, Bonn 1885. 

An Quellen werken seien genannt: 
Ennen u. Eckertz, Quellen zur Geschichte der Stadt 

Köln, 6 Bde., Köln 1860—79. 
Läcomblet, Niederrhein. Urkundenbuch, Düsseldorf 

1840/58, 4 Bde. 
Hoeniger, Kölner Schreinsurkunden, Bd. I, Bonn 
1885. 
Die Zeit, welche die Arbeit behandeln soll, erstreckt sich bis 
1370. Dies Jahr scheint insofern besonders passend für den Ab- 
schluss, als wir aus ihm zuerst das städtische Budget überkommen 
haben. 

Was den Inhalt der Arbeit selbst anlangt, so soll sich derselbe 
nur auf die »innere Steuerverfassung, d. i. die Aufbringung der 
im städtischen Etat« 2) vorkommenden Steuern beziehen. Das Ver- 
hältnis der städtischen Steuern zum Keich und zum Landesherrn 

^) Koi-th, die Stadt Köln im Mittelalter, pag. 9. 
') Zeumer, Städtesteuern, pag. 59. 
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wird nur gelegentlich gestreift werden. Es genügt in dieser Hin- 
sicht auf Zeumers vortreffliche Abhandlung zu verweisen. ^) 

Zuerst nun glaube ich, die Frage erörtern zu sollen, in welche 
Zeit der Beginn der autonomen Finanzverwaltung für Köln zu 
setzen ist 

Ennen^) und Liesegang ^) erwähnen, dass um die Mitte des 
12. Jahrhunderts zu Köln eine selbständige städtische Finanz -Ver- 
waltung bestanden habe: als Beleg dafür führen sie eine Urkunde 
aus dem Jahre 1154 an.^) Über die Zeit selbst, wann die Stadt 
in den Besitz dieses Privilegiums gekommen ist, äussern sie siöh 
nicht. Die Urkunde von 1154 nimmt Bezug auf eine Beschwerde, 
welche die Einwohner von St. Pantaleon — in jener Zeit noch ein 
Vorort von Köln — vor Erzbischof Adolf ü. brachten. Sie sollten 
damals zu der »communis ciuium coUecta«, d, i. der die gesamte 
Bürgerschaft umfassenden Umlage jeder für sein Teil beitragen.^) 
Der Erzbischof entscheidet zu Gunsten der Petenten, da er sich 
überzeugt habe, dass die Einwohner von St. Pantaleon von allen 
Abgaben an die Stadt von Alters her befreit gewesen seien. ^) Er 
bestätigt deshalb das alte Herkommen, macht jedoch den Vorbehalt,') 
dass die Einwohner von St. Pantaleon, sobald sie nach Ausführung 
der projectierten Stadterweiterung in den Bereich der inneren Stadt 
gezogen sein würden, die gleichen Pflichten wie die andern Bürger 
tragen müssten. 

Dem Bescheide zufolge waren also die Einwohner von St. Pan- 
taleon von Alters her — ab antiquo — von allen Abgaben befreit; 
zugleich ist aber damit ausgesprochen, dass die Stadt das Recht 

') s. 0., pag. 2. 

*) Geschichte der Stadt Köln, Bd. I, pag. 624 ff. 

^ Sondergemeinden Kölns, cap. 3, pag. 42 ff. 

**) Ennen u. Eckertz, Quellen zur Geschichte der Stadt Köln, Bd. I, 67, 
pag. 542, Köhi 1860. 

') ebenda: igitur cum aduersus habitatores uille s. Pantaleonis uerbum 
oxactionis crebro moueretur, ut ad communem ciuium coUectam ipsi pro parte 
sua cooperarentur et darent. 

°) ebenda: veritate igitur indagata et cognita inuenimus eos ab antiquo 
fuisse et esse liberos et absolutes tarn a debito thelonei, quam ab omni eins modi 
ciuilium collectarum exactione. 

') ebenda: si quandoque uallo et muro ciuibus coaduentur, communi etiam 
ciuium iure tenentui*. 

1* 
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der Steuererhebung bei anderen Teilgemeinden seit geraumer Zeit 
ausgeübt hat 

Wann hat nun die Stadt dieses »Recht« erworben? Ein direktes 
Zeugnis hierfür haben wir nicht, doch sind Anhaltepunkte vor- 
handen, welche auch für Köln eine Datierung für den Erwerb 
dieses Hoheitsrechtes ermöglichen. Bekanntlich waren die wich- 
tigeren Städte Deutschlands damals fast durchweg Bischöfsstädte 
und standen also unter geistlicher Gewalt. In diesen Bischofs- 
städten, vornehmlich in den rheinischen, macht sich um die Wende 
vom 11. zum 12. Jahrhundert ein mächtiges Streben nach Selbst- 
verwaltung fühlbar. Befreiung von der wirtschaftlichen Bevor- 
mundung durch die Beamten der Territorialherren war die Losung 
der aufstrebenden Bürgerschaft. 

Schon in den Tagen Kaiser Heinrichs IV. griffen diese rhei- 
nischen Bischofsstädte mitbestimmend in den Gang der Reichs- 
politik ein. In jener Zeit konnten die Kaiser zuerst erkennen, 
welche Kraft dem Bürgertum innewohnt, auf wen gestützt sie den 
Kampf gegen die Unbotmässigkeit der von der Kurie unterstützten 
geistlichen und weltlichen Fürsten Deutschlands glücklich durch- 
führen konnten. Der Zug nach autonomer Verwaltung trieb immer 
und immer wieder diese Städte in das kaiserliche Lager. Nur durch 
den Kaiser konnten sie neue Freiheiten erlangen; ihre Landesherren 
waren sicherlich nicht gewillt, auch nur den geringsten Teil ihrer 
Oberhoheit über die Städte aufzugeben. 

Überall linden wir daher, dass die Städte im Gegensatz zu 
ihren bischöflichen Landesherren treu zum Kaiser halten. Nicht 
Bann, nicht Interdict vermochte sie von der einmal betretenen 
Bahn abzubringen. Auch als später Heinrich V. seinen Kampf mit 
der Kurie aufnahm, scharten sich in erster Linie dieselben Städte 
um das kaiserliche Banner. 

Diese Zeit der Wirren war dem Emporstreben der Bürgerschaft 
ganz besonders günstig und es ist nur natürlich, dass in jenen 
Tagen das Selbstbewusstsein der Bürger sich ausserordentlich hob, 
dass man anfing, grössere Selbständigkeit in der Verwaltung zu 
fordern. Beginnt aber einmal ein Gemeinwesen sich von herrschaft- 
licher Bevormundung zu emanzipieren, so zielt immer die erste 
Forderung darauf hin, wenn nicht die Verwaltung der Einkünfte 
ganz in seine Hand zu bekommen, so doch zum mindesten Ein- 
fluss auf die Finanzen des Gemeinwesens zu erlangen. 
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Für Worms und Strassburg hat nun Nitzsch nachgewiesen,^) 
»dass hier seit Anfang des 12. Jahrhunderts einem grossen Teile 
der hörigen Handwerker gestattet wurde, seine Erzeugnisse auf dem 
Markte feilzubieten und sich statt der bisherigen industriellen 
Leistungen an den Hof ebenso wie die kaufinännischen Censualen 
an der Hof- und Heersteuer zu beteiligen.« Von der Zusammen- 
legung dieser Einzelsteuern in eine von der Bürgerschaft als Ge- 
samtheit zu zahlende Steuer war nur ein Schritt 2) Natürlich konnte 
die Aufbringung dieser Gesamtsteuer nur der städtischen Ver- 
waltung anheimfallen. Fehlte es dem Bischof doch vollständig an 
dem subalternen Beamtenpersonal. Was für Worms und Strass- 
burg galt, war ohne Zweifel auch für Köln die Regel. Hier wie 
dort finden sich dieselben Lebensbedingungen vor. 

Die Berechtigung zur Teilnahme am Handel galt damals für 
ein sicheres Zeichen des Bürgerrechtes, und dieses setzte anderer- 
seits politische Pflichten voraus. Diese politischen Pflichten zu Köln 
waren zweifelsohne dieselben wie auch anderwärts. Ein direktes 
Zeugnis, welches dieselben namentlich aufzählt, besitzen wir nicht, 
wohl aber ist ein indirektes, wenn auch erst aus später Zeit, 
vorhanden. In dem zweiten Eidbuch der Stadt Köln aus dem 
Jahre 13413) nimmt der Rat die Judenschaft gegen Zahlung einer 
bestimmten Summe Geldes in seinen Schutz. Die Juden hatten 
damals längst jede Spur einer Gleichberechtigung verloren. Sie 
galten als Kammerknechte, nicht mehr des Kaisers sondern der 
Städte. Der Schutzbrief stellt nur finanzielle Forderungen an sie; 
von jeder weiteren Bürgerpflicht sind sie befreit Bei diesem An- 
lass werden die Pflichten, von denen die Juden frei sein sollen, 
aufgeführt. ^) Vor allen Dingen begegnet uns hier die Verpflichtung 
zu den Beden und den städtischen Abgaben überhaupt. Diese 
Verpflichtung zur Steuer hat, wie urkundlich feststeht, schon im 
12. Jahrhundert einen integrierenden Teil des ins civile in Köln 



') Geschichte des deutschen Volkes, Bd. III, pag. 17, Leipzig 1883. 

*-*) Zeumer sagt in den »Städtesteuem«, pag. 53: »Vielleicht haben wir die 
Verwandlung der Einzelsteuem in eine von der Bürgerschaft umgelegte Kollekte 
gerade als eine Frucht der Eevolution von 1073 zu betrachten.« 

") A. Fahne, Zwei Kölner Eidbücher die ältesten Verfassungskodices, Köln 
1867. 

*) ebenda, pag. 138: id sy an wachen, scetzungen an helpen an bedin of 
an eynger koste de darzu geburende, deä solen si los inde puyt sin. 
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gebildet. Wir sahen, die Bewohner von St. Pantaleon sollten der 
Steuerpflicht unterliegen, sobald sie mit der eigentlichen Stadt durch 
Wall und Graben verbunden seien, i) 

Es ist femer bekannt, dass, als im Jahre 1106 die Stadt Köln 
selbst noch nach dem Tode Heinrichs IV. im vollständigsten Gegen- 
satz zu Erzbischof Friedrich dem Könige Heinrich V. die Aner- 
kennung verweigerte, dieser mit Heeresmacht gegen die rebellische 
Stadt zog. Im letzten Augenblick erkaufte ^die Stadt um 6000 Pfd. 
Silber den Abzug des Königs. »Es war dies in Köln die erste 
Gelegenheit, wo das Kapital als entscheidender politischer Faktor 
erscheint.«^) Stadt und Erzbischof standen in jenen Tagen in 
schroffstem Zwiespalt einander gegenüber. Es muss also die Stadt- 
verwaltung damals eine autonome gewesen sein : und eine auch nur 
einigermassen geordnete Verwaltung erfordert in erster Linie Geld. 
Sollten nun jene 6000 Pfund Silber nicht durch eine auf die ge- 
samte Bürgerschaft umgelegte Steuer, gleich viel welcher Art dieselbe 
war, autgebracht sein? Auch nach ihrer Unterwerfung müssen 
der Stadt politische Kechte verblieben sein. In der chronica regia 
coloniensis^) erzählt der Chronist für das Jahr 1112: »coniuratio 
facta est pro libertate«, was Korth^) dahin deutet, dass damals 
»eine Schwurvereinigung zur Erwerbung und Wahrung politischer 
Kechte ins Leben getreten sei.« Ist nun diese Deutung, wie auch 
ich annehme, richtig, s) so erfreute sich die Stadt Köln im genannten 
Jahre noch politischer Eechte; und zu diesen Kechten hat sicher- 
lich dasjenige der Selbsbesteuerung gehört Wäre es sonst zu er- 
klären, dass uns schon wenige Jahrzehnte später ein vollkommen 
und gut organisiertes Steuersystem begegnet? In den von Hoeniger 
herausgegebenen »Kölner Schreinsurkunden« ^ sind uns in einer 
Schreinskarte der St. Laurenzpfarre Eintragungen erhalten, welche 
eine selbständige Finanzverwaltung der Stadt sicher bezeugen. 



*) s. 0., pag. 3. 

*) EoDen, Geschichte der Stadt Köln, Bd. I, pag. 363. 

*) Monumenta Gennaniae scriptores XVII. 

*) Die Stadt Köln im Mittelalter. 

*) Giesebrecht, Geschichte der deutschen Kaiserzeit, Leipzig 1876, Bd. in, 
pag. 850, ist dei*selben Ansicht: »Die Kölner wussten längst, dass der Kaiser 
eingedenk blieb, dass sie ihm einst widerstanden hatten und hatten deshalb im 
Jahre 1112 einen Bund untereinander zum Schutz ihrer Freiheiten beschworen,«; 

®) Bd. I, »Die innerstädtischen Bezirke«, 
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Diese Eintragungen sind ersichtlich Bruchteile einer Liste, auf 
welcher der Ertrag der liegenden Güter der Bürger eingeschätzt 
worden ist. Auf welche Weise diese Einschätzung erfolgte, ob 
etwa wie anderwärts, z. B. in Augsburg,^) durch eidliche Selbst- 
einschätzung, ist aus dem erhaltenen Material nicht zu entscheiden. 
Zum Beweise sei vor allem auf Laurenz 1. V. 1^) hingewiesen Es 
könnte vielleicht Wunder nehmen, was eine derartige SteuerUste 
mit dem Grundbuche zu thun hat Demgegenüber sei darauf hin- 
gewiesen, dass diese älteste Karte der Laurenzpfarre nicht allein 
Grundbuch ist, sondern dass die Behörde auf diesem einem Blatte 
ihren gesamten Notierungsbedürfhissen genügte. Liesegang hat den 
Nachweis erbracht, dass den einzelnen Parochialvorständen seit 
der ältesten Zeit die Erhebung der direkten Steuer anvertraut ge- 
wesen ist; 3) dieselben Parochialvorstände leiteten zugleich das 
Grund buch wesen und führten zu diesem Zwecke eine Bürgerliste. 
So erklärt es sich von selbst, wie diese Notizen in die Schreins- 
karten gekommen sind. Die Eintragungen selbst fallen sämtlich 
in die Zeit von 1135 — 52. Es bestand also in jener Zeit schon 
ein vollständig geordnetes Steuersystem. Dieser geregelte Modus 
der Beitreibung der Steuer setzt wiederum eine geraume Zeit der 
Entwickelüng voraus. War ja doch deü Städten in der autonomen 
Finanzverwaltung eine vollkommen neue Aufgabe erwachsen! 

Schliesslich sei noch eines Zeugnisses gedadit, welches den 
Übergang der Steuererhebung auf die Stadt für die angenommene 
Zeit sehr wahrscheinlich macht. In seiner Keimchronik erzählt 
Gottfried v. Hagen ^) von einer Sühne, welche der Graf v. Geldern 



*) Zeumer, Städtesteuern, pag. 64 ff. ^ 

*) Schreinsurkunden I, pag. 219; 

Alvolt dimpdiam] m[arcam] || Godefrit (Pes- bovis) dim marc. || Albert (de 
Ingil ) dim marc. || Wilhelm (ante portam) dim mai'c. || 

Gerhard Ehrenfried dim. marc. || Wigman . . . Yord[oIf] ! . . Thiderich . . . j] 

Ugo Euodinc dim. marc. || Emunt dimidiam marcam || Bei*tolf dim. marc. 

Cuono dim. marc. || Hildebolt dimidiam marcam supra domum suam |[ Hetemann 
dim. marc. |{ Baldewin dim. maro. |{ H . . . . F&rdolf unam marc. |{ H . ^ . . i^ebret 
d. jl W ... dim. marc. II I Thiderich (Judeus) dim. marc. || Folcwm dim. mai;c, || 
Sigezo dim. marc. || Rudenger dim. marc. || Ekebret 1 firtonem et dim. marc. || 
Gerhard de num[mo(?)] minus quam 7 sei. ||.Hertwich 2 solides || Ekebreth 
2sol. ... II Vgl. femer: I^urenz 1. IV. 7; 1. VI. 3; 1. VH. 3; 1. VII. 5; 1. VH. 12. 

^ Sondergemeinden, cap. 3, pag. 42 ff. 

*) Chroniken deutscher Städte, Bd. Xffl, Köln Bd. I. 
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am 16. Juni 1262 zwischen der Stadt Köln und Erzbisdnrf' Engel- 
bert n. vermittelt. Von Seiten der Stadt werden hierbd die Be- 
schwerdepunkte gegen den Erzbischof angezählt: sie Wttet den 
Grafen um Hülfe zur Aufrechterhaltung der städtischen Freiheit 
und des städtischen Kechts, das 

uns dat riebe halt bescreven*) 
unde her sin in gewere hieven 
van fünfzig unde hundert jaeren. 

Somit gelangen wir ebenfalls zum Beginn des 12. Jahrhunderts. 
Hagen schreibt als Zeitgenosse: es war also in der Stadt die An- 
sicht in jener Zeit wenigstens verbreitet, dass die städtischen Frei- 
heiten vom beginnenden 12. Jahrhundert datieren. 

Es erhebt sich nunmehr die Frage, 2) wie es überhaupt mög- 
lich wurde, dass sich der Landesherr eines so wichtigen Rechtes 
wie des Genusses der Steuer begeben konnte. Bekanntlich hat 
neben den Ministerialen des Bischofs noch ein beträchtlicher Bruch- 
teil altfreier Leute in den Städten existiert. Die Zahl dieser Alt- 
freien schmolz jedoch mehr und mehr zusammen. Um den Be- 
drückungen durch die Reichsbeamten, die Grafen, zu entgehen, 
hatte ein grosser Teil dieser altfreien Leute seine persönliche Frei- 
heit aufgegeben und sich unter die milde Herrschaft der Kirche 
gestellt Je weiter dieses Eingehen der altfreien Gemeinde um 
sich griff, um so grösser wurde die Gefahr, dass die Leistungen 
der Freien an das Reich eines Tages auf ein Minimum reduziert 
sein würden. Der Staat hielt sich, um dem vorzubeugen, an die 
Grundherren und verlangte von diesen die Summe der Leistungen 
ihrer Hintersassen. Der weltliche Herr war kraft der Grafenrechte 
imstande, seine Hintersassen zu Leistungen anzuhalten; der geist- 
liche Herr erhielt dies Privilegium erst durch die erweiterte Im- 
munität, die sogenannten ottonischen Privilegien. Durch sie wurden 
die geistlichen Herrschaften vollständig von der weltlichen Gerichts- 
barkeit des Grafen eximiert. So allein war es möglich, den Stand 
der altfreien Leute zu erhalten. Mit ihnen musste sich dann natür- 
lich der Bischof auseinandersetzen, da sie dem Hofrecht nicht unter- 
worfen waren. Hauptsächlich bedurfte er ihrer bei der Vornahme 



') Chroniken deutscher Städte, Bd. Xni, K(än, Bd. I, Vers 2828. 
^ In den folgenden Ausführungen folge ich im Wesentlichen: Heusler, 
der Ursprung der deutschen Stadtvei-fassung, Weirnja* 1872» 
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von Rechtsgeschäften. Und es war ja auch nur natürlich, dass 
sich der Bischof zuerst an diejenigen wandte, welche mit dem 
Landesrecht am besten vertraut waren. Im Laufe der Zeit ent- 
wickelte sieh aus diesem richterlichen Schöffonkollegium ein bischöf- 
licher Beirat Lnmer mehr Befugnisse weiss dieser an sich zu 
ziehen. Der Bischof verliert zunächst die Mitwirkung bei der Er- 
gänzung des Rates, an diese Stejle war Kooptation durch die Mit- 
glieder des Rates getreten. Ein weiterer Schritt war dann, dass 
man die Kriminal- und Civiljustiz von der Verwaltung trennte. 
Letztere nahm der Rat ganz für sich in Anspruch. 

Mit diesem weiteren Emporkommen des Schöffensenates ändert 
sich die Lage der Städte vollkommen. Sie streben weiter nach 
Unabhängigkeit vom Landesherren. Es kommt der Grundsatz auf, 
dass die innerstädtischen Angelegenheiten von den Bürgern selbst 
geordnet werden. Die Leitung der Innern Verwaltung der Stadt 
lag nun dem auf die geschilderte Weise entstandenen Stadtrat ob, 
ihm allein konnte daher die Aufbringung der städtischen Gesamt- 
steuer zufallen. 

Somit war die Erwerbung dqr Finanzhoheit durch die Stadt 
der Gang einer naturgemässen Entwickelung. Aus den Abgaben, 
welche von den einzelnen Bürgern zur Hof- und Heersteuer bei- 
getragen wurden, wurde eine Gesamtst^uer der Kommune. Hatte 
nun die Stadt einerseits den Grundsatz, dass sie nur als Körper- 
schaft zur Steuer des Landesherrn herangezogen werden konnte, 
durchgesetzt, hatte sie andererseits das Recht, die Steuer unter die 
einzelnen Bürger zu verteilen, thatsächlich erworben, so war da- 
durch zugleich ihre finanzielle Selbständigkeit anerkannt. Es war 
ein Leichtes, dieses Recht mehr und mehr auszudehnen, so dass 
diese Steuern nicht ausschliesslich zur Deckung der Hof- und 
Heersteuern an den Kaiser oder den Landesherrn verwandt wurden. 

Jedoch haben die direkten Steuern auch in späterer Zeit immer 
dieser ihrer ursprünglichen Bestimmung gedient Wenn auch häufig 
neue direkte Steuern umgelegt wurden, um anderweitigen finan- 
ziellen Bedürfiiissen nachzukommen, in erster Linie wurden sie zum 
Zweck der finanziellen Befriedigung des Reiches erhoben.*) Je 
unabhängiger nun die Stadt dem Reiche gegenüber wurde, um so 
mehr treten diese direkten Steuern in den Hintergrund; an ihrer 

^) Zeumcr, Städt^steuem pag. 64 £f. 
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Stelle hatte sich das System der indirekten Verkehrs- und Ver- 
brauchsabgaben ausgebildet, welche die Stadt finanziell völlig sicher 
stellten. 

Diese städtischen Steuern wurden die ersten Beiträge, welche 
ein Gemeinwesen allein um des öffentlichen Wohles willen von 
seinen Gliedern als solchen erhebt*) Grund zur Erhebung einer 
Steuer war allein das Bedürfnis der Stadt Dieser natürliche Gang 
der Entwickelung hatte dann noch weiter die Folge, dass der Erz- 
bischof die Erhebung der direkten Steuern niemals als zu seinen 
Hoheitsrechten gehörig betrachten konnte, während er, wie weiter 
unten gezeigt werden wird, wiederholentlich Einfluss und Mit- 
wirkung bei der Erhebung der indirekten Verkehrs- und Verbrauchs- 
abgaben zu erhalten suchte. 

Gerade die Erwerbung der Finanzhoheit durch die Stadt förderte 
die Autonomie derselben ganz bedeutend: es wurden ihr auf diesem 
Wege Mittel an die Hand gegeben, um von dem immer verschul- 
det^^n erzbischöfllichen Stuhl ein Hoheitsrecht nach dem anderen 
zu erwerben. 



L Die direkten Steuern. 

Ennen nennt die ältesten »Abgaben von liegendem Gut« eine 
Vermögenssteuer, eine exactio, quae vulgo gescoiz dicitur. 2) Er 
stützt sich zum Beweise seiner Behauptung auf die oben erwähnte 
Urkunde von 1154^) imd eine zweite aus dem Jahre 1184*) In 
diesem Jahre erhielt ein gewisser Eiko von Halle vom Dompropst 
Bruno eine auf dem Markte gelegene Hofstätte des Domstiftes in 
Erbpacht unter der Bedingung, dass er der Stadt die vom gedachten 
Grundstück zu leistende Abgabe zahle, ^) ohne dass dadurch der 
an das Domstift zu zahlende Pachtzins geschmälert werden sollte. 



*) Gierke, Deutsches Genossenschaftsrecht, Berlm 1873, Bd. II pag. 698 ff. 
^ Geschichte der Stadt Köln, Bd. I, pag. 627. 
^ s. 0. pag. 3. 
*) Quellen I, 98, pag. 589. 

*) ebenda, ut censum — soluat et praeterea ciuibus omnes exaotiones sine 
nostro dampno et nostri census diminutione. 
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Liesegang hingegen sagt: »die ältesten Steuern, die in Köln von der 
selbständig gewordenen Bürgerschaft für ihre Zwecke erhoben 
wurden, waren Grundsteuern«.*) Zum Beweise dafür stützt er 
sich auf jene Urkunde des Jahres 1184,^ während er die Frage 
oflen lässt, welcher Art die Steuer des Jahres 1154 gewesen ist. 
Weshalb Ennen diese »Abgaben von liegendem Gut« schlecht- 
hin eine Yermögenssteuer genannt hat, ist nicht ersichtlich. Am 
Schluss der Urkunde von 1154 heisst es, Niemand, der irgend 
welche Liegenschaften in der Stadt besässe, sollte von der Yer- 
pflichtung zur Steuer befreit sein. 3) Die Steuerpflicht sämtlicher 
Liegenschaften in der Stadt steht also fest; in gleicher Weise ist 
klar und deutlich ausgesprochen, dass hier die Abgaben nicht an 
der Person, vielmehr an der Sache haften. Wir haben es also 
keineswegs mit einer Vermögenssteuer zu thun. Denn es liegt ja 
das Kennzeichen, ob wir eine Vermögens- oder Grundsteuer vor 
uns haben, »in der Persönlichkeit oder Dinglichkeit der etwa ge- 
währten Steuerfreiheiten. Wird ein bisher steuerpflichtiges Grund- 
stück durch Übergang in eine steuerfreie Hand nun auch steuer- 
frei, so haben wir natürlich eine an der Person haftende Ver- 
mögenssteuer vor uns.«^) In dem vorliegenden Falle trifft nun 
gerade das Gegenteil zu. Den Bewohnern von St. Pantaleon wird 
unter bestimmten Voraussetzungen die Steuerfreiheit staatlicherseits 
gewährleistet, für ihre in der Stadt liegenden Grundstücke sind sie 
jedoch zur Steuer verpflichtet. Dieselbe haftet also, wie erwähnt, 
an der Sache. Ebensowenig können wir im Jahre 1184 von einer 
Vermögenssteuer sprechen. Auch diese Steuer belastet den Grund 
und Boden. Bekanntlich beanspruchte der Klerus für sich Steuer- 
freiheit und erhielt dieselbe auch von Kaiser Friedrich I. privilegiert. 5) 
Wie Zeumer treffend nachgewiesen, stellten sich in dieser Hinsicht 
bald Schwierigkeiten ein.^) Es war nicht vorhergesehen, wie es 



*) Sondergemeinden, cap. III, päg. 42. 

^ s. 0., pag, 10. 

') Quellen I, 67, pag. 542: si quis vei*s intra muros mansiononv uel pro- 
prietatem habens einsmodi absolutionis occasione ad ipsos — d. h. die Ein- 
wohner von St. Pantaleon — se transferat ipsum a nostre pagine constitutione 
secludimus. 

*) Eoscher, System der Nationalökonomie IV, pag. 245. 

') loges n, 112. 

®) Städtesteuern, pag. 78 ff. 
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im Falle von Neuerwerbungen an Immobiliarbesitz durch die Kirche 
gehalten werden sollte. Welch ein kolossaler Besitz sich im Mittel- 
alter in der Hand der Kirche anhäufte, braucht des Weitern nicht 
erörtert zu werden. Wollte die Stadt bei der immer weiter um 
sich greifenden Ausdehnung kirchlichen Immobiliarbesitzes nicht 
einen beträchtlichen Teil ihrer Einnahmequellen versiegen lassen, 
so musste die kaiserliche Verordnung modifiziert werden. Es fand 
demgemäss ein Ausgleich statt Der ursprüngliche Stand der kirch- 
lichen Besitzungen behielt das Privilegium der Steuerfreiheit, während 
für Neuerwerbungen der Grundsatz: »transit res cum onere« mit 
besonderer Beziehung auf die Steuerpflicht zur Anerkennung ge- 
bracht wurde. 1) Im Jahre 1184 vererbpachtete, wie wir sahen, 
der Dompropst Bruno eine Hofstätte unter der Bedingung, dass 
der Erbpächter ausser dem Pachtzins die an dem Grundstück 
haftende städtische Steuer zahle. Es ist also ganz offenbar, dass 
wir auch in diesem Falle keine Vermögenssteuer vor uns haben. 
Ist es überhaupt statthaft, dass wir im früheren Mittelalter von 
einer Vermögenssteuer im modernen Sinne reden können? Diese 
Frage kann nur bedingt bejaht werden. Der moderne Geldverkehr 
war in jenen Tagen völlig unbekannt. Hatte man Ei"sparnisse er- 
übrigt, so war es nur möglich, dieselben entweder unfruchtbar in 
Kleinodien, Waffen anzulegen oder als »Schatz« in der Truhe zu 
bergen, oder man erwarb Grundstücke und Häuser. Musste der 
Kaufmann grössere Zahlungen leisten, so blieb ihm häufig nichts 
übrig, als das nötige Geld gegen Zinsen und unter Sicherstellung 
auf Hypotheken aufzunehmen. Nur dadurch, dass man das Geld 
in Immobiliarbesitz anlegte, war es möglich, eine Verzinsung des 
Kapitals zu erhalten. In welch' ausgedehntem Masse eine derartige 
Kapitalsanlage in Köln gerade bei der besitzenden Klasse, den 
Patriziern, beliebt war, erfahren wir aus einer Urkunde des Jahres 
1259.2) Als damals Erzbischof Conrad von Hochstaden den Stadt- 
rat abgesetzt, die Führer der Patrizier geächtet und aus der Stadt 
vertrieben hatte, trifft er im nächsten Jahre mit dem von ihm ein- 
gesetzten neuen Stadtrat ein Abkommen, um zunächst jenen ver- 
triebenen Patriziern die finanziellen Hülfsquellen, die ihnen im 
Kampfe um die Herrschaft der Stadt zu Gebote standen, abzu- 



*) Städtesteuem, pag. 81. 
») Quellen II, 415, pag. 432. 
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schneiden. Er lässt ihr Vermögen konfiszieren, indem er mit der 
Stadt die Einkünfte, welche jene aus dem domus, mansiones, aree 
zogen, teilt. ^) Ausdrücklich ist hierdurch erwiesen, dass das Ver- 
mögen der Vertriebenen in Liegenschaften zinsbar angelegt war. 

Waren nun Mobilien wie Immobilien der Besteuerung unter- 
worfen, 2) so kann man allerdings in gewissem Sinne von einer 
Vermögenssteuer reden. In Köln wurden immer nur die Immobilien 
zur Besteuerung herangezogen, von einer Vermögenssteuer im 
modernen Sinne können wir hier füglich nicht reden, da immer 
nur der zinsbar angelegte Teil des Vermögens Steuerobject war. 

Ist somit dargethan, dass durch die angeführten Urkunden 
das Vorhandensein einer modernen Vermögenssteuer in Köln nicht 
bezeugt ist, so vermag ich auch der Annahme Liesegangs nicht voll- 
kommen beizupflichten, wenn er nur von »Grundsteuern« spricht.^) 

Auf Grund der neueren Publikationen Hoenigers in den 
» Annalen des historischen Vereins für Geschichte des Niederrheins«*) 
ist es möglich, den wahren Charakter dieser ältesten direkten 
Steuern in Köln zu erkennen. Vor allen Dingen sei hier auf eine 
Steuerliste verwiesen, welche nach Hoeniger etwa in die Mitte der 
Zeit zwischen 1267 — 1286 föUt. ^) In diesen Publikationen ist uns 
der Name überliefert, mit welchem die Bürger von Köln diese 
ihre direkte Steuer bezeichneten. Im Jahre 1229 verpfändet der 
Kat für eine Anleihe^) von 100 Mark unter anderem den achten 
Teil der Erträge aus dieser Steuer. Sie wird dabei als geldende 
gut bezeichnet.^ Hoeniger übersetzt dies mit »Grundnutzungs- 



*) s. 0., pag. 12, Anm. 2: Notum facimus, quod cum illomm olim ciuium 
Coloniensium a nobis propter sua facinora ad nostram et rei publicae iniuriam 
perpetrata sententialiter proscriptonim domus aut mansiones aut aree a nobis 
in Signum condempnationis, ut assolet, oonsi^iate, et postmodum nullo saluate 
iuris auxilio nee erepte in nostra consisterent potestate etc. 

') So war es z. B. in Mainz der Fall. — vergl. Hegels Ausführungen in 
den »deutschen Städtechroniken«, Bd. XVIII, pag. 99 (Mainz Bd. II). 

«) s. 0., pag. 11. 

*) Heft 47, 1887, pag. 94 ff. 

*) ebenda, pag. 95. 

^) ebenda, pag. 94: Noverint universi quod parrochia s. Ck)lumbe pro- 
centum marcis Coloniensibus in pignore accepit octavain partem census reddituum 
qui dicuntui* »geldende gut« tocius civitatis Coloniensis simul cum octava parte 
denariorum braxature. 

') s. 0., Anm. 6: census redituum qui diountur geldendegftt. 
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Steuer«, indem er zugleich damit den Modus, nach welchem die 
Steuer erhoben wurde, kennzeichnen will. »Steuerobject«, sagt er, 
»ist der Ertrag der Grundstücke. Neben den Wohnhäusern be- 
gegnen uns zahlreiche Gebäude für gewerbliche Unternehmungen, 
wie Werkstätten, Back- und Brauhäuser und Mühlen, sowie in drei 
Fällen ein pomerium und zweimal unbebaute Grundstücke, i) Ziehen 
wir die steuerpflichtigen Objecte in Betracht, so haben wir eine 
»kombinierte Grund- und Gebäudesteuer« vor uns. Der Ertrag 
der Grundstücke der in einem Hause liegenden Wohnungen wurde 
abgeschätzt, und es wurde sodann die Steuer nach einem be- 
stimmten Prozentsatz erhoben. Insofern ist die Steuer mit vollem 
Recht eine »Grundnutzungssteuer« genannt worden. Zum Beweise 
seien aus der Steuerliste folgende Beispiele angeführt: 
im terminus clippeorum. ^) 
Item tresmansiones sub uno tecto. 

85. Item prima 1. marc ded. 

86. Item secunda 1. marc ded. 

87. Item tercia 1. marc ded. 

Item quatuor mansiones sub uno tecto. 

97. Item prima Va niai*c ded. 

98. Item secunda Y, marc Guda ded. 

99. Item tercia Y, marc Heidinricus ded. 
100. Item quarta Y2 ^^^^^ Petrus ded. 

115. Item proxima domus 1. tnarc. 

116. Item pistrinum proximum 1. marc. 
im terminus pontis.^) 

157. Item domus braxatoria 2Yt marc ded. 

158. Item domus Vogillonis Kono 2Yt marc ded. 

159. Item area super angulum ex opposito Yi marc. 

160. Item mansio Startimberg 4 marc ded. 
im terminus Drusianegazzen. ^) 

574. Item due mansiones cum lobiis prima 8 sol. 

575. Item lobium 8 sol. 



') Anm. d. bist. V. f. Gesch. d. N. Rh., Heft 47, 1887, pag. 95. 
2) ebenda, pag. 98 f. 
®) ebenda, pag. 100 f. 
*) ebenda, pag. 115. 
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576. Idem secunda 6 sol filia Meigreve ded. 

577. Item lobium 6 sol ded. 

im terminus Randolphgazzen. *) 

590. Item quinque mansiones Luferdi prima Guda 1 V^ raarc. 

591. Item secunda Alveradis de Husin 1 7, marc. 

592. Item tercia Bela de Sev^rnich 1 Y2 niarc. 

593. Item quarta 15 sol. 

594. Item quinta 1 Y2 niarc 

de istis 5 mansionibus Luferdus dedit 30 den. 

Namentlich aus dem letzten der angeführten Beispiele ersehen 
wir deutlich, dass einerseits der Ertrag der in einem Hause 
liegenden Wohnungen abgeschätzt wurde, dass andererseits der 
Besitzer des betreffenden Grundstückes die Steuer bezahlte. 

Ein derartiger Besteuerungsmodus ist in Köln seit sehr früher 
Zeit nachweisbar. Sehen wir von den ersten Anfangen der finan- 
ziellen Autonomie, über welche wir nur dunkele Andeutungen be- 
sitzen, ab, so haben wir die ersten urkundlich beglaubigten Spuren 
in den schon oben erwähnten Schreinsurkunden. 2) Ersichtlich 
handelt es sich hier um Abgaben von liegendem Gut In Laurenz 
1. V. 1.^) heisst es: Hildebolt dimidiam marcam supra domum 
suam. Ob die halbe Mark den Ertrag des Hauses oder die Höhe 
der Steuerleistung angiebt, ist nicht klar zu ersehen. Aus einer 
zweiten Schreinskarte — Laurenz 2 I. 14 ^) — erfahren wir von 
dem Ankauf eines Hauses durch 2 Juden, Minneman und Liver- 
mann. Bei diesem Kechtsgeschäft wird die Verpflichtung des Hauses 
zur Steuer ausdrücklich betont Im Jahre 1154 5) sind, wie wir 
sahen, steuerpflichtig alle in der Stadt liegenden mansiones et 

*) Anm. d. hist. V. f. Gesch. d. N. Eh., pag. 115 ff. 

^ s. 0., pag. 6. 

^ s. 0., pag. 7, Anm. 2. 

*) Schreinsurkunden Bd. I, pag. 224: Hec concessa est tali conditioue ut 
ipsi Judei domum inhabitent cum de hereditate iura sua scilicet scoz, sicut alter 
concivis eiusdem parrochie civitati reddent. 

Die spätere Korrektur: »ut nullus Judeus eam inhabitet, iura autem scilicet 
scoz nee solvet, nisi secundum consuetudinem hereditatum civitatis« beweist, 
dass die Juden in früherer Zeit dieselbe» Rechte und Pflichten hatten wie die 
anderen städtischen Bürger. Später wurden die Juden, wie wir sahen, von dem 
Bürgerrecht ausgeschlossen; sie wurden Schutzgenossen und zahlten dafür Schutz- 
gelder. Die Steuerpflicht der von ihnen erworbenen Grundstücke blieb gewahrt. 

*) s. 0., pag. 11, Anm. 3. 
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proprietates; 1184^) hingegen haftet die Steuerpflicht an einer area. 
Ähnlich vererbpachten im Jahre 1205*) Propst und Kapitel von 
St Andreas eine area gegen Hofzins unter der ausdrücklichen Be- 
stimmung, dass der Erbpächter die bürgerlichen Lasten trage. 
1217^) ist es gleichfalls eine area, welche unter denselben Be- 
dingungen von Abt Bruno von St. Martin in Erbleihe gegeben 
wird. Derselbe Fall tritt uns im Jahre 1223*) bei einem Hause 
entgegen, welches Abt Ludolf von St Martin vermietet 1230^) 
begegnet uns gelegentlich einer Vererbpachtung durch die Äbtissin 
Hedwig von St Mauritius als Pachtobjekt ein Grundstück. 1255^) 
überträgt das Kloster von St Maximin an Heinrich Zante 2 Woh- 
nungen gegen Erbrente, wieder am unter ausdrücklicher Wahrung 
der Kechte der Stadt. Heinrich Zante muss sich verpflichten, für 
beide Wohnungen die Steuer zu bezahlen. Erwähnt sei hier schliess- 
lich noch eine Schreinsurkunde der Brigidenpfarre aus dem Jahre 
1259. St. Mauritius vererbpachtet in diesem Jahre ein Grundstück. 
Die Anschreinung im Grundbuche lautet: »censum etiam aree et 
alias exactiones, que ceteris hereditatibus aliquando a civibus solent 
imponi,«') sollen die Erbpächter bezahlen. 

In allen diesen Urkunden sind Steuerobjekte ausschliesslich 
Immobilien — Häuser, Hofstätten, Grundstücke — : ganz dieselben 
Steuerobjekte finden wir in der Steuerliste von 1267/86 vor. Mit 
Fug und Kecht kann man in Anbetracht dessen die Steuer eine 
»kombinierte Grund- imd Gebäudesteuer« nennen. Eine derartige 
direkte Besteuerung ergiebt sich in jenen Tagen von selbst In 



') s. 0., pag. 10, Anm. 5. 

') Quellen H, 18, pag. 21: hoc quoque sub conditione interpositum est, 
ut exactionum ciuilium undecunque emergentium quantum ad prefatam heredi- 
talem in se onera suscipiant. 

") Quellen U, 56, pag. 67: insuper et censum, que curie dioitur, necnon 
et omne ius civile, qualecumque fieri contigerit, ipsius aree possessores absquo 
diminutioae nostri census amministrabunt. 

*) Quellen n, 77, pag. 89: ut prefata mulier uel eins libori omne ius 
ciuile de eadem possesione soluentes — nostre eoclesie persoluant 

*) Quellen II, 120, pag. 125: t)nmi dampno uel incendio siue exactione, 
que vulgo gescoiz dicitur, excluso, 

^ Quellen II, 361, pag. 363: insuper censum, qui hovezius diyitur, collectas 
et omne ius civile persoluent. 

') Schi-einsbuch der BrigidonpfaiTe ungodruekt. 
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den Immobilien hatte man einen Massstab, nach dem man die 
Steuerkraft des einzelnen Bürgers annähernd berechnen konnte. 

Auch der Modus, nach welchem die Steuer erhoben wurde, 
muss derselbe gewesen sein wie später. Zum Beweise sei auf 
folgende Thatsache hingewiesen. In dem Vertrage, welchen König 
Philipp im Jahre 1206 mit der Stadt Köln abschloss, gestattet er 
die nachträgliche Erhebung einer ganz ausserordentlich hohen 
Steuer. 1) Liesegang sagt dazu: »Diejenigen, die, obwohl im Be- 
sitze von Liegenschaften innerhalb der Stadtmauern, sich dennoch 
ihrer Verpflichtung zur Verteidigung der Stadt entzogen hatten, 
waren mit einer Einkompaensteuer von 50 Vo belastet worden, wie 
sich aus dem Vertrage ergiebt, den König Philipp 1206 mit den 
Bürgern abschloss.« 2) Dass Liesegang von einer öOprozentigen 
Einkommensteuer spricht, ist wohl nur ein Versehen; im Vertrage 
heisst es: »de singulis marcis redituum persolvent marcam num- 
morum«.^) Wir haben also hiernach eine lOOprozentige Steuer 
vor uns. Zwar trägt dieser ungewöhnliche Prozentsatz den Stempel 
der Strafe an der Stirn — gehörte doch Wacht- und Kriegsdienst*) 
mit zu den vornehmsten bürgerlichen Pflichten, und diesen hatten 
sich die kölnischen Bürger entzogen, welche jene harte Massregel 
treffen sollte — aber ganz untrügliche Schlüsse sind auf die Art 
und Weise der Steuererhebung aus der Urkunde zu ziehen. In 
gewissem Sinne ist die gedachte Steuer eine Einkommensteuer; 
deutlich steht in dem Vertrage, dass die Einkünfte das Steuer- 
objekt bilden sollten; eine Einkommensteuer im modernen Sinne 
ist es jedoch nicht. Wir sahen oben, dass eine zinsbare Kapitals- 
anlage in der damaligen Zeit in Immobilien, namentlich Häusern 
und Grundstücken stattfand, die Erträge dieser bildeten das Steuer- 
objekt: und die Steuer wird deshalb besser eine »Grundnutzungs- 
steuer« genannt werden. 

Diese Grundnutzungssteuer wurde regelmässig erhoben, sie 
bildete einen integrierenden Teil der städtischen Verfassung, sie 



^) Quellen II, 27, pag. 27: item quicunque habentes possessiones' infra 
inui'os tempore gewerre defensione civitatis se subti-axenint, de singulis marcis 
redituum persolvent marcam nummorum. 

*) Sondergemeinden, pag. 63. 

^) s. Anm. 1. 

*) s. 0., pag. 5, Anm. 4: id sy an wachen u. s. w. 

2 



Digitized by 



Google 



— 18 — 

heisst daher schlechthin wohl ins civile. i) Wir bemerken nirgends, 
dass ßidi gegen diese Art der Besteuerung irgend welche Opposition 
geltend macht. 

Ein bestimmter Prozentsatz, nach welchem diese Steuer er- 
hoben wurde, stand nicht fest. Leider sind in den mir vorliegenden 
Quellen fast gar keine Zahlen vorhanden, nach denen man die 
Grenzen, in welchen sich die Höhe des Prozentsatzes bewegte, be- 
rechnen könnte. Jene Steuer des Jahres 1205 kommt in dieser 
Hinsicht nicht in Betracht; sie hat, wie gesagt, viel zu sehr den 
Charakter einer Strafe an sich. Allein aus der von Hoeniger 
veröffentlichten Steuerliste lässt sich der Prozentsatz berechnen. 
»Der Steuerfuss beträgt Y2 Schilling von der Mark, bez. 1 Obolus 
= Y2 Dollar vom Schilling (4 Ve 7o des jährlichen Ertrages).« ^) 
Dass aber der Satz je nach Bedarf erhöht werden konnte, geht 
deutlich aus den Zusätzen, welche sich in den Urkunden vorfinden, 
hervor. So heisst es z. B. omne ins ciuile, qualecunque fieri 
contigerit^) oder exactionum ciuilium undecumque emergentium, 
quantum ad prefatam hereditatem onera^) sollen die Erbpächter tragen. 

Hinsichtlich der Frage der Ausdehnung der Steuerpflicht ist 
ein scharfer Unterschied zwischen dem Laien- und Priesterelement 
zu machen. Von der Hauptmasse der Bevölkerung, den Laien, 
war Niemand von der Steuer befreit. In Köln war von Anfang 
an die gesamte Bürgerschaft, d. h. »nicht nur die zur Kaufmann- 
schaft berechtigte«^) steuerpflichtig. Zur Genüge ergiebt sich dies 
aus der Urkunde von 1154.®) Unter der communis ciuium coUecta, 
zu welcher damals die Bewohner von St. Pantaleon beitragen 
sollten, kann schlechterdings nur eine die sämtlichen Bürger um- 
fassende Steuer verstanden werden, zu der Arm und Reich, jeder 
pro parte sua, beitragen musste. Jeder innerhalb der Stadtmauer 
wohnende Mann sollte nach der Entscheidung des Erzbischofs durch 
das commune ciuium ins gebunden sein.^ 



*) s. 0., pag. 16, Anm. 2, 3, 5. 

») Aiin.'d. bist. V. f. Gesch. d. N. Rh., Heft 47, 1887, pag. 96. 

^) s. 0., pag. 16, Anm. 2. 

*) s. 0., pag. 16, Anm. 1. 

*) Städtesteuem, pag. 60. 

«) s. 0., pag. 3. 

') Quellen I, 67, pag. 542: si qiiandcxiue uallo et muro civibus coaduentur, 
cummuni etiam ciuium iure tenentur. 
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Klar und deutlich ist ferner am Schluss dieser Urkunde aus- 
gesprochen, dass jegliches in der Stadt vorhandene Grundeigentum 
der Besteuerung unterlag, i) Selbst die von der Steuer damals 
sonst noch befreiten Einwohner von St. Päntaleon, konnten dieses 
Privilegium auf ihren innerhalb der Stadtmauern liegenden Grund- 
besitz nicht ausdehnen, — eine Bestimmung, welche zugleich eine 
Bestätigung der Ansicht Zeumers, die Steuerpflicht nicht angesessener 
auswärtiger Leute betreffend, enthält. »Auch solche, die nicht in 
der Stadt wohnten, aber in derselben begütert waren, unterlagen 
der Steuerpflicht.« 2) Dieses Prinzip konnte in Köln um so leichter 
aufrecht erhatten werden, als hier niemals eine Yermögenssteuer 
erhoben wurde. Wie wir sahen, waren allein die Erträge des 
Immobiliarbesitzes in Köln die Grundlage der Besteuerung. Man 
vei-mied auf diese Weise Kollisionen mit anderen Städten, welche 
sich bei einer konsequent durchgeführten Vermögenssteuer unbe- 
dingt hätten ergeben müssen. 3) 

Des Verhältnisses der Kirchen und des Klerus zur Steuer- 
pflicht musste an anderer Stelle zum Teil schon ausführlicher ge- 
dacht werden. Es genügt daher, mit einigen wenigen Worten 
darauf zurückzukommen. Die Kirchen und der altkirchliche Be- 
sitz blieb auf Grund der kaiserlichen Verordnung immun. Bei der 
Vermehrung des kirchlichen Grundbesitzes hat die weltliche Gewalt, 
gleichgültig ob fürstliche oder städtische, gegen den Anspruch 
steuerfreien Immobiliarbesitzes protestiert und überall durchgesetzt, 
dass der durch Schenkungen u. s. w. der Kirche neu zufallende 
Besitz steuerpflichtig bleiben sollte. Wir sahen, Prioren, Äbte, 
Äbtissinnen waren es, welche bei den zahlreichen Vererbpachtungen 
kirchlichen Grundeigentums die Steuerpflicht ausdrücklich betonten. 
So wurde die Gefahr vermieden, dass durch Anhäufung von Grund- 
besitz in der toten Hand die Stadt in ihren Einnahmen geschmälert 
wurde, beziehentlich die Steuerlast für den bürgerlichen Grund- 
besitz sich steigerte. 

Allerdings gewinnt es den Anschein, als ob um die Mitte des 
13. Jahrhunderts dieses Prinzip in Köln durchbrochen wäre. In 

*) Quellen I, 67: Si quis uero intra muros maDsionem et proprietatem 
habens eiusjnodi absolutionis occasione ad ipsos se ti-ansferat, ipsum a nostre 
pagine constitutione secludimus. 

*) Zeumer, Städtesteuem, pag. 71. 

^) "Wagner, Finanz Wissenschaft, Tl. III, pag. 58. 

2* 



Digitized by 



Google 



— 20 — 

einer Urkunde^) des Jahres 1247 wird unter Erzbischof Conrads 
Mitwirkung die Steuerpflicht der Beginen für ihre Häuser und 
Wohnungen festgestellt. Es ist jedoch einmal hier nur von Beginen 
die Kede, welche nicht zum eigentlichen Klerus gehörten, deren 
Stifter vielmehr den Charakter von Yersorgungsanstalten hatten; 
und sodann ist nicht gesagt, ob wir in diesem Falle nicht gerade 
ein Beispiel von der Anerkennung des Satzes: »transit res cum onere« 
durch den Erzbischof vor uns haben. Wenn femer in der wieder- 
holentlich citierten Steuerliste ein conventus ^) mehimals als Steuer- 
objekt genannt wird, so ist dies wohl auch so zu erklären, dass 
hier die Abgabe von Alters her auf dem betreffenden Grundstück 
lastete. 

Dieser Zustand des Friedens, der auf gegenseitiger Anerkennung 
der Kechtsansprüche durch Stadt und Klerus beruhte, hielt ge- 
raume Zeit an. Noch in dem grossen Schiede des Jahres 1258^) 
fehlt jede Andeutung über Eingriffe in diese dem Klerus vom 
Kaiser verliehenen Privilegien. Denn sicher würde Conrad von 
Hochstaden nicht unterlassen haben, eine diesbezügliche Beschwerde 
vor dem Schiedsrichter zu erheben, hätte er auch nur einen Schein 
Eechtens für sich gehabt. Allerdings protestiert man damals bereits 
gegen zollfreien Weinhandel geistlicher Institute, daher im Schiede 
die Klage über den Bruch der Immunitätsprivilegien, Verschütten 
des Weines und dergl.^) 

Am Ende des 13. Jahrhunderts begann der Streit um die 
Steuervorrechte des Klerus den Grundbesitz betreffend. Welcher 
Art die Ursachen waren, die damals den Ausbruch des Streites 
herbeiführten, dafür kann ein urkundlicher Nachweis nicht erbracht 
werden. Vermutlich hatte die Bürgerschaft in der letzten Zeit 
schlechte Erfahrungen bei Erhebung der Grundnutzungssteuer ge- 
macht und infolge dessen die Steuervorrechte des Klerus bestritten. 
Am 22. April 1297 traten daher die bedeutendsten kirchlichen 

*) Quellen 11, 270, pag. 270: de domibus et laribus nichil amplius plebanis et 
campunariis teneamini exsoluere, quam quod communis consuetudo scabinorum 
seu quorumcumque aliorum secularium burgensium ciuitatis Coloniensis exsoluit. 

2) Ann. d. bist. V. f. Gesch. d. N. Rh., Heft 47, pag. 95 ff., 1887, 
z. B. Nr. 190, 423, 587 u. a. m. 

») QueUen H, 384^ pag. 382 ff. 

*) s. u. pag. 38 ff. 
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Institute der Stadt und der Diözese von Köln zusammen, um eine 
Verbindung zum gegenseitigen Schutz bei Eingriffen in die kirch- 
lichen Privilegien zu verabreden, i) Einen Erfolg erzielten sie da- 
durch nicht. Vielmehr hatten die ausgebrochenen Zwistigkeiten 
die Folge, dass die Bürgerschaft eine vollständige Neuregelung der 
Frage des kirchlichen Immobiliarbesitzes in die Hand nahm. Zu- 
nächst suchte sich die Stadt mit den geistlichen Instituten auf güt- 
lichem Wege auseinanderzusetzen. Seit der Mitte des 14. Jahr- 
hunderts sind derartige Einigungen verschiedentlich urkundlich be- 
zeugt. Zunächst wurde am 28. Juli 1345 ein Vergleich mit dem 
Minoritenkloster erzielt, 2) auf Grund dessen sich das Kloster ver- 
pflichtete, sich seines Immobiliarbesitzes baldthunlichst zu ent- 
äussern und das weitere Versprechen gab, in der Zukunft bei 
etwaigen neu zufallenden Schenkungen denselben Weg zu gehen. 
Es folgt in demselben Jahre das Augustinerkloster, ^) im kommenden 
Jahre und dann später 1350^) und 1356^) das Karmeliterkloster. 
Bei der Bedeutung derartiger Verträge für die Entwickelung des 
Eechtszustandes der Kirchen und Klöster in den Städten sei in 
dem Folgenden auf einen dieser Verträge näher eingegangen. Ich 
wähle dazu denjenigen, welchen die Stadt als letzten am 21. Juli 
1356 mit dem Karmeliterkloster abschloss. 

Der Vertrag entsprang der Tendenz, einem beiderseitigen Inter- 
essenkampf vorzubeugen.^) Von Seiten der Stadt verhandelten die 
honesti et prudentes domini consules. Die Karmeliter versprechen^ 
für die Zukunft keinen Grund und Boden in der Stadt erwerben 
zu woUen. ^) Zwar soll es ihnen nicht verwehrt sein, auch femer- 



*) Quellen III, 447, pag. 426: cum nos hiis diebus statum ecclesiae 
Coloniensis undique graviter periclitari videamus et precipuo clerum civitatis 
Coloniensis variis affici miseriis et pressuris necnon et bonis ecclesianim et pei*sonis 
ecclesiasticis tam infra civitatem quam extra etc. 

^ Quellen lY, 280, pag. 292. 

") Lacomblet, Niederrhein. Urkundenbuch, Bd. 111, 424, Düsseldorf 1840,58, 
4 Bde. 

*) Quellen IV, 317, pag. 327. 

*) ebenda, 383, pag. 423. 

^) Quellen IV, 383, pag. 423: pertimuerunt civitati sue et rei publicae 
eiusdem paulisper detrimentum et grave preiudicium posse gravari. 

') ebenda: in primis quidem exnunc in antea nee debebimus neque volumus 
acquirere, 
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hin noch Vermächtnisse anzunehmen, doch müssen sie sich der 
durch dieselben erlangten Liegenschaften so schnell als möglich 
entäussern. ^) In Betreff des gegenwärtigen Besitzstandes einigte 
man sich dergestalt: das auf bestimmte Zeit ausgethane Land soll 
bis zum Ablauf jener Zeit im Besitz des Klosters verbleiben. 2) 
Nach Ablauf dieser Frist muss ein sofortiger Verkauf eintreten.^) 
Grundbesitz, welcher zur Zeit weder in Erbleihe noch zu Pacht- 
zins vergeben war, sollte sofort verkauft werden. Nur in dem 
Falle, dass der unmittelbar an das Kloster angrenzende Grund und 
Boden abgerundet wird, darf das Kloster neu erworbenen Besitz 
zurückbehalten, jedoch ist auch in diesem Falle die Erlaubnis der 
städtischen Behörde nachzusuchen.*) Von dem gegenwärtigen Be- 
sitz behält das Kloster soviel zurück, dass es ein hinreichendes 
Einkommen daraus bezieht. Sind die Grundstücke, deren Verkauf 
im Vertrage vorgesehen, binnen 6 Monaten noch im Besitz des 
Klosters, so dürfen sie fernerhin nicht mehr benutzt werden. Die 
consules können etwaigen Nutzniessern den Niessbrauch verbieten. 
Die Schlüssel der betreffenden Wohnungen liefert das Kloster an 
einen Prokurator, der der Stadt geschworen haben muss, aus.^) 
Wurde eine gütliche Auseinandersetzung nicht erzielt, so griffen 
die Bürger zu Zwangsmassregeln. Sie bestritten den kirchlichen 
Instituten einfach die Besitzfähigkeit, ein Vorgang, welcher zuerst den 
Dominikanern gegenüber im Jahre 1347 urkundlich nachweisbar ist.^) 

*) Quellen IV, 383, pag. 423: salva tarnen moderatione quod talia recipere 
poterimus ad vendendum et huiusmodi venditionem a die receptionis quanto citius 
debebimus et tenebimur facere et expedire. . 

^) ebenda: quod in locatis vel expositis per nos ad vitam aut cei-tum tempus 
locationes et expositiones ad sua tempora permanebunt. 

^) ebenda: decursis illis temporibus nos tenebimus vendere, quanto 

citius hos poterimus. 

*) ebenda: ad hoc tarnen non procedemus, nisi de eorum gi*atia et licentia. 

*) ebenda: Immo et ipsi consules poterunt ipsis iahabitantibus et possi- 
dentibus precipere et hoc etiam exequi, quod exeant sine aliqua nosti-a inimia 
vel oifensa. Et nos nichilominus claves talium domorum seu liereditatum, 
quocumque nomine nuncupentur, uni procuratorum nostrorum, qui sit iuratus 
civitatis Coloniensis, donec predictam venditionem in omni forma, ut predicitur, 
fecerimus, absque omni protractione committemus. 

^) Quellen IV, 292, pag. 305: Notum sit futuris quam presentibus, quod 
inventum et declaratum est, quod fratres ordinis Predicatorum non sunt capaces 
ad tenendum possessionis, domos, redditus vel ceusus neö in proprio nee in 
communi etc. 
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Dei- Modus der »Grundnutzungssteuer« fand übrigens auch 
ausserhalb Kölns in Deutschland Verbreitung. Wir linden diesen 
Steuermodus z. B. in Hildesheim ausgebildet. Sämtliche Liegen- 
schaften, — mansiones/) domus,^) aree^) — , welche innerhalb der 
Stadtmauern lagen, sind steuerpflichtig. Die Steuer, welche hier 
allgemein scot genannt wird, muss vom Besitzer des Grundstückes 
bezahlt werden,*) gleichviel ob derselbe zum Stande der Kleriker 
oder der Laien gehörte.^) Steuerobjekt ist auch hier der Ertrag 
der Immobilien, was zur Genüge aus dem Umstände hervorgeht, 
dass im Jahre 1297 der Eat gelegentlich des Kaufes zweier Häuser 
durch das Kloster von Biddaghausen festsetzt, dass jene beiden 
Häuser bei der Veranlagung zur Steuer nicht höher als zu 67 Mark 
reinen Silbers abgeschätzt werden sollten.^ 

Neben der regelmässig erhobenen Grundnutzungssteuer sind 
auch ausserordentliche Steuern in Köln in Gebrauch gewesen. 
Zum Teil blieb auch bei den ausserordentlichen Steuern der Modus 
der Grundnutzungssteuer beibehalten, eine Thatsache, welche sich 
z. B. aus der oben angeführten Schreinskarte der Brigiden- Pfarre 
ergiebt. Es heisst da: censum etiam aree et alias exactiones, que 
ceteris hereditalibus aliquando a civibus solent imponi, persolvent. ^) 

Ab und zu scheint jedoch noch ein anderer Modus der Be- 
steuerung in Gebrauch gewesen zu sein. Bs ist schon erwähnt, 
dass gegen die »Grundnutzungssteuer«, die ja einen Teil des ius 
ciuile**) bildete, nirgends eine Opposition sich geltend macht. Und 
mit vollem Recht: diese Steuer traf ja nur die besitzenden Klassen. 
Um so wunderbarer ist es, wenn wir von einem Aufruhr der 
ärmern Klassen gegen eine beschlossene direkte Steuer hören. Im 
Jahre 1267 geriet die Stadt Köln in ihrem Freiheitskampfe gegen 

*) Doebner, Hildesheimer TJrkundenbuch, I, 423, pag. 21 2 : de ipsa mansiono 
plenam et integram dabunt collectam. 

*) ebenda, I, 512, pag. 260: de dictis domibus ipsorum dabunt collectam 
sicut et nos, und I, 561 pag. 308: duplicem iusticiam faciemus de domo. 

^) ebenda, I, 578, pag. 317: dedit salvo iure ciuium aream quandam. 

*) ebenda, I, 458, pag. 228: ita ut possessor predicte possessionis de ea 
contributionem, que vulgo scot dicitur, facere teneatur. 

^) s. 0., Anm. 1--3. 

®) Doebner, Hildesheimer TJrkundenbuch I, 512, pag. 260: Prefate autem 
mansiones ultra valorem sexaginta Septem marcarum puii argenti non taxabuntur. 

^) s. 0., pag. 16. 

«) s. 0., pag. 17/18- 
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Erzbischof Engelbert II in die grösste Bedrängnis. Die Accise, 
um welche sich der Kampf in erster Linie drehte, konnte in diesen 
Zeiten der Unruhe die vollen Erträge nicht liefern; und doch er- 
forderte die Verteidigung der städtischen Freiheiten ganz ausser- 
ordentlich hohe pekuniäre Leistungen. Lassen wir über diese Episode 
den Geschichtsschreiber der KoelhofFschen Chronik i) reden: 
anno domini 1267. 
wie ein gemeinde van Collen durch anbringung der partie 
Wisen lachte sieh intghein die oversten umb einer ungewoen- 
licher sdietzung willen. 
In den jaeren uns heren 1267 wart die bede ind gemein 
schetzung des uisspruchs gesatzt up rieh ind arm van der stat in 
ward gekundicht, wat mallich van in gelden soulde. 

Item wanne man dat gelt haven woulde, daevon wart ein 
dach upgelacht, derselbe wart euch genoempt. 

do nu der rait der stede van Coellen ein sulch zins ind 
schetzung iip die gemein, beide armein ind rieh gelacht hadde, 
so lacht sich die gemein gantz dairwieder mit gewalt. 
Dass wir es nur mit einer direkten Steuer in diesem Falle zu 
thun haben können, besagen die "Worte bede schetzung, zins. Nie- 
mals wird eine indirekte Verkehrs- und Verbrauchsabgabe so ge- 
nannt Zu dieser ausserordentlichen Steuer musste jeder, arm und 
rieh, beitragen; jedem war die Aufbringung einer bestimmten 
Summe auferlegt — wat mallich van in gelden soulde — . Die ge- 
wöhnliche Grundnutzungssteuer kann, wie gesagt, nicht gemeint 
sein. Es ist wiederholt hervorgehoben, dass gegen diesen Steuer- 
modus niemals ein Widerspruch laut wurde, oder gar ein Wider- 
stand sich erhob. Objekte, welche dieser Steuer unterworfen waren, 
besass der arme Mann nicht. In dieser Steuer haben wir schlechter- 
dings eine solche Steuer vor uns, welche gerade den Niedrigen in 
ungerechter Weise belastet. Doch bevor ich den Schluss ziehe, 
welche Steuerart hiermit gemeint sein kann, hören wir den 
Chronisten weiter: 

»in den selven gingen die Wisen 2) heimlichen zo arme ind 
rieh sprechende: warumb ind wie lange si dat gestaden woulden, 



*) Chroniken deutscher Städte, Bd. XIV, Köln, Bd. 11, pag. 613, 
*) Ein Patriziergeschlecht in Köln, 
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dat in die verstolzen i) soulden also schentlich ind boeslich ir 

goit afschinnen.« 

Dass hier ein altpatrizisches Geschlecht sich an die Spitze der 
Opposition stellt, darf uns nicht wundern. Eifersüchteleien, Zwistig- 
keiten und selbst offene Kämpfe feindlicher Geschlechter spielten 
auch in Köln eine bedeutende KoUe. 

Erbittert darüber, dass die Overstolzen ihnen in der Stadt den 
Eang abgelaufen, war den Weisen eben jedes Mittel gut genug, 
um die früher behauptete Stellung wieder zu erringen. So be- 
nutzte man denn dieses Mal die Missstimmung der niederen Klassen 
gegen eine ungemein drückende und verhasste Steuer als Agitations- 
mittel. Ihr »Gut« sollten sie sich nicht »abschinden« lassen, riefen 
die Weisen den armen Leuten zu. Dass diese keine Grundstücke, 
Häuser u. dergl. besitzen konnten, dass sie als Mieter einer Wohnung 
nichts mit der Grundnutzungssteuer zu thun haben konnten, ist 
schon gesagt. Man wird daher wohl nicht fehlgreifen, wenn man 
unter »Gut« das mühsam erworbene Geld versteht. Nach dieser 
Annahme würden wir es in dies?m Falle mit der ungerechtesten 
aller Steuern, mit einer Kopfsteuer, zu thun haben. Dies scheint 
auch in den Worten: »wat mallich van in gelden soulde« zu liegen. 

Für die spätere Zeit^ d. h. nachdem die Stadt siegreich ihren 
Kampf um die Unabhängigkeit vom erzbischöflichen Stuhl durch- 
gekämpft, fliessen die Quellen über direkte Steuern in Köln spär- 
licher. In dem Rechnungsabschluss des ersten Quartals vom 
Jahre 1370 finden wir keine Spur mehr von einer derartigen Steuer. 
Offenbar trug gerade der Modus der Grundnutzungssteuer viel 
dazu bei, dass man in Köln schon früh den Versuch machte, die 
direkten Steuern mehr und mehr zu beseitigen. Die Patrizier 
hatten zu Köln das Regiment in Händen, sie hatten andrerseits, 
wie wir sahen, ihre Kapitalien namentlich in Immobiliarbesitz an- 
gelegt. Dass sie nun unter diesen Umständen allzu geneigt ge- 
wesen sein sollten, auf Grund dieser nur den Grund und Boden 
belastenden Grundnutzungssteuer den grössten Teil der öffentlichen 
Lasten zu tragen, können wir doch wohl kaum annehmen. Im 
grossen Schiede wenigstens beschwert sich der Erzbischof darüber, 
dass die Patrizier die Steuerleistungen auf das arme Volk ab- 

') Ein Patriziergeschlecht in Köln. 
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zuwälzen pflegten. ^) Wir müssen uns den Vorgang so denken, 
dass der Stadtrat von der Berechtigung, indirekte Verkehrs- und 
Verbrauchsabgaben zu erheben, schon im Jahre 1258 den er- 
giebigsten Gebrauch machte. Wie wir weiter unten sehen werden, 
erweckte das den Unwillen der breiten Masse der Bevölkerung in 
hohem Grade, und natürlich Hess es sich Erzbischof Conrad nicht 
entgehen, auf diesen Übelstand hinzuweisen. 

Ich möchte daher annehmen, dass die direkten Steuern in 
späterer Zeit im städtischen Haushalt gewissermassen das Extra- 
ordiriarium ausmachten, während im Ordinarium die Erträge der 
indirekten Verkehrs- und Verbrauchsabgaben aufgezeichnet wurden. 

Dass wir weiter in dieser Zeit so wenig nur von direkten 
Steuern hören, ist ganz natürlich. Zeumer hat überzeugend nach- 
gewiesen, dass 2) »als wesentlicher Unterschied in der Verwendung 
städtischer Steuern sich herausstellt, dass die direkte Umlage auf 
das Vermögen^) zur Aufbringung der dem Könige oder dem Landes- 
herrn zu zahlende Stadtsteuer diente«. Die direkten Steuern hatten 
also mehr den Charakter von Eeichssteuern an sich, wenn anders 
wir von solchen reden können. In jener Zeit hatte sich die Un- 
abhängigkeit der Städte nach oben abgeschlossen. Die Keichs- 
standschaft der frühem Bischofsstädte war seit den Tagen Rudolfs 
von Habsburg Thatsache. Köln gehörte nun bekanntlich zu jenen 
7 Preistädten, deren Charakter Heussler so treffend geschildert hat*) 
Diese Freistädte waren dem Reiche nur in zwiefacher Hinsicht zu 
materiellen Leistungen verpflichtet: »zum Dienst über Berg und 
zum Krieg wider die Ungläubigen«. 5) Zwar hatte Karl IV. der 
Stadt Köln am 8. Februar 1349^) ein weitgehendes Privilegium 
erteilt, zu keinerlei Leistung sollte die Stadt dem Reiche ver- 



*) Quellen U, 384, pag. 383 ff., Art. 22: item <iuod fiuociens placet maioribus 
Ciuitatis ipsi faciunt noua exactionum statuta, (luorum onus poi-tant fi-atemitates etc. 

^ Städtesteuem, pag. 94. 

*) Auf Grund der Ausführungen auf jiag. 13. ff. wohl besser die »Grund- 
nutzungssteuer«. 

*) Ursprung der deutschen Stadtverfassung, pag. 239 ff. 

^) ebenda, pag. 240. 

®) Lacomblet, nieden-heiu. Urkundenbuch, III, 467: nee artari faciemus 
ad aliquod servitium seu subsidium nobis uUo umqmam tempore compendendum : 
nee ab ipsis ciuibus seu ab ea ciuitate Coloniensi contra voluntatem suam 
quicquam curabimues oxterquero. 
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pflichtet sein, doch müssen bei der Verleihung dieses Privilegiums 
jene beiden Ausnahmen stillschweigend als weiter zu Rechte be- 
stehend vorausgesetzt sein. Noch im Jahre 1368 war die Stadt 
Köln zur Kriegshülfe nach Italien verpflichtet. Sie bittet damals 
Kaiser Karl IV., er möge für dieses Mal der Stadt die Verpflichtung 
zur Kriegshülfe zum Römerzuge erlassen, i) In dieser Bitte liegt 
mehr als eine »höfliche Ablehnung« 2) der Forderung des Kaisers; 
Die Stadt ist sich ihrer Verpflichtung wohl bewusst und motiviert 
daher ihre Bitte mit dem Hinweis auf die an der /Westgrenze des 
Reiches drohende Gefahr. Dass der Kaiser kein Recht zu dieser 
Forderung der Reichshülfe gehabt, ist damit nicht ausgesprochen. 
Die Annahme, dass die Stadt Köln von der Reichshülfe nicht 
völlig befreit worden ist, und dass sie infolge dessen gelegentlich 
auf die Grtindnutzungssteuer zurückgriff, dafür sind bis zum 
Jahre 1370 wenigstens noch einige weitere Anhaltepunkte vor- 
handen, so besitzen wir eine Liste, welche in die Jahre von 1310/30 
fällt. ^) In ihr werden die säumigen Steuerzahler, welche erst nach- 
träglich ihrer Pflicht genügten, aufgeführt. Die Steuer ist in diesem 
Falle die Grundnutzungssteuer. Wir kennen ferner die Bestimmung 
des zweiten Eidbuches von 1341, welches die Juden von den 
scetzungen, helpin und bedin befreit.*) Weiter ist der Verträge 
gedacht, durch welche die Stadt Köln die geistlichen Institute nötigt, 
ihren innerhalb der Stadtmauern liegenden Immobiliarbesitz auf- 
zugeben, um so Konflikte, die sich bei der Erhebung der Grund- 
nutzungssteuer ergeben konnten, aus der Welt zu schaffen. Alles 
Beweise dafür, dass man gelegentlich sehr wohl diese Grund- 
nutzungssteuer wie überhaupt direkte Steuern erhob. 



*) Quellen, IV, 483, pag. 555: de senitio et cei*to numero annatomm a 
nobis nunc petito at partes Ytalie et versus urbem ipsi celsitudini vestre obsquendo 
propter adventuni duarum gociotatum hominum armatorum in multitudine copiosa 
congregatoruni in partibus Burgundie videlicet et Francie. 

») Chroniken deutscher Städte, Bd. XIV, Köln, Bd. HI, pag. CXXV. 

») Ann. d. bist. V. f. Gesch. d. N. Rh., 1887, Heft 47, pag. 121. 

*) 8. 0., pag. 5- 
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H. Die indirekten Steuern. 

Mit den steigenden Ausgaben der Stadt wuchs das Bedürfnis, 
neue Einnahmequellen flüssig zu machen. Es galt ein Steuersystem 
zu finden, das von den Einnahmen aus den direkten Steuern, die 
ja vornehmlich zur Befriedigung von Kaiser und Landesherren 
dienten, völlig unabhängig war, und die Bürgerschaft in die Lage 
setzte, den steigenden Anforderungen, die man an den Haushalt 
der selbständig gewordenen Stadt stellte, gerecht zu werden. So 
griff man denn zu Köln etwa 100 Jahre später, als man das Recht 
der direkten Besteuerung als eine städtische Gerechtsame erworben, 
zu den indirekten Verkehrs- und Verbrauchsabgaben. 

Ein Vorbild für eine solche Steuer besass man in dem alten 
Marktzoll, doch völlig unabhängig von diesem bildete die Stadt 
ihr indirektes Steuersystem aus. 

Die Zeit für die Einführung dieses neuen Steuersystems waj' 
jetzt günstig. Der Übergang von der Natural- zur Geldwirtschaft 
war in Köln mit dem Ende des 12. Jahrhunderts zu einem ge- 
wissen Abschluss gediehen. Und wie die Einführung und Aus- 
bildung geregelter indirekter Steuern immer ein Zeichen für den 
Aufschwung des gewerblichen und wirtschaftlichen Lebens zu sein 
pflegt, so war es ganz natürlich, dass man in Köln, der damals 
mächtigsten und in Handel und "Wandel am weitesten fortge- 
schrittenen Stadt des deutschen Reiches, so früh schon zu den 
indirekten Steuern griff. 

Diese Abgaben, »welche ihrer Wirkung nach nicht blos die 
Bürger und Einwohner von Köln trafen, sondern auch die Aus- 
wärtigen, welche dort Waaren einkauften oder verkauften«,^) er- 
weckten in den betroffenen Kreisen grossen UnwiUen. Kaiser und 
Landesherren griflen dagegen ein: doch vermochten sie nicht die 
Bürger von der einmal betretenen Bahn abzubringen. Durch ge- 
schickte Benutzung der Zeitumstände erwarb sich denn auch in 
der That die Stadt schliesslich das Recht, indirekte Steuern zu er- 
heben, als einen Teil ihrer Verfassung. 



') Chroniken deutscher Städte, Bd. XIV, Köln Bd. HI, pag. LXXXVÜI. 
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Die erste urkundliche Erwähnung einer indirekten Steuer fällt 
in das Jahr 1206. Das letzte Jahrzehnt vorher war ganz besonders 
dazu angethan, neue Freiheiten und Privilegien für die Stadt zu 
erringen. Vergegenwärtigen wir uns die allgemeine politische Lage 
im Keiche. Die im Jahre 1198 erfolgte Doppel wähl der Könige 
Philipp und Otto hatte den Bürgerkrieg im Gefolge. Köln war 
die feste Stütze der kriegerischen Unternehmungen Ottos IV. Dem 
Erzbischof Adolf von Köln hatte ja König Otto zumeist seine Wahl 
zu verdanken, und mit Freuden hatte die Bürgerschaft dieses Mal 
Partei für den Erzbischof ergriffen und in Otto ihren rechtmässigen 
König begrüsst Kölns merkantile Interessen — und nur diese 
kommen für die mächtige Kaufmannsstadt in Betracht — wiesen 
auf England. Otto. IV war der Neffe der englischen Könige Richard 
und Johann: und so harrte denn die' Stadt treu aus bei König 
Otto, auch als Erzbischof Adolf in das Lager König Philipps über- 
gegangen war. Erst als Otto im ganzen Keiche unterlegen war, 
wurde auch die Stadt Köln in ihrer Treue wankend und schloss 
einen Vertrag mit König Philipp, i) 

Diese Zeit der Wirren stellte ganz ausserordentlich hohe 
finanzielle Anforderungen an die Stadt Die Einkünfte aus den 
direkten Steuern waren zu gering, um die Ausgaben zu decken. 
Selbst ausserordentlich hohe Extrasteuern vermochten die Stadt- 
kasse nicht genügend zu füllen. Dieser Mangel musste um so 
mehr empfunden werden, als es der Stadt an einer zeitgemässen 
Befestigung durch Mauern noch fehlte. Wie durch ein Wunder 
entging Köln im Jahre 1198 der Eroberung und Zerstörung durch 
König Philipp. Sofort nach der unerwarteten, plötzlichen Umkehr 
des Königs begann die Stadt sich durch starke Mauern zu rüsten 
und sich so gegen etwaige neue Angriffe zu schützen. Diese That- 
sache spannte die finanziellen Kräfte auf das äusserste an: und 
ersichtlich ist sie es gewesen, welche die Einführung der indirekten 
Verkehrs- und Verbrauchsabgaben veranlasste. Im Jahre 1204 
fiel dann, wie erwähnt, Erzbischof Adolf von Otto IV ab, die Stadt 
Köln harrte treu bei ihm aus. Otto geriet mehr und mehr in Not 
und war schliesslich auf Köln fast ganz allein angewiesen. Und 
dass die Stadt damals die Notlage König Ottos nicht benutzt 
haben sollte, um neue Privilegien zu erringen, können wir doch 

») s. u., pag. 30. 
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wohl kaum annehmen. Zum mindesten ist es höchst wahrschein- 
lich, dass die Wein- und Salzsteuer, welche König Philipp im 
Jahre 1206 eine indebita exactio nennt; eine von Otto koncedierte 
Steuer gewesen ist. 

Als schliesslich auch Köln von Otto IV. abfiel, nachdem dieser 
in (rffener Feldschlacht völlig besiegt war, kam ein Vergleich mit 
König Philipp zustande. In diesem Vertrage hören wir zuerst von 
den oben genannten indirekten Steuern, i) Wegen dieses Ungeldes 
sollten die Bürger nicht zur Verantwortung gezogen werden, in 
Zukunft hingegen eine derartige Besteuerung unterlassen. 2) Auf 
wessen Betreiben di^e Bestimmui^ in den Vertrag aufgenommen 
wurde, ist mM klar zu einsehen. Liesegang nimmt an ,8) dass es 
vorzüglich die Kleriker und fremden Kaufleute gewesen seien, 
welche sich durch diese Steuern getroffen fühlten. Näher liegt 
wohl die Annahme, dass sich die gesamte Opposition, welche sich 
gegen diese neue Massregel richtete, um die Person des Erz- 
bischofs scharte. Noch besass dieser damals Anteil am Marktzoll, 
und er musste und konnte mit vollem Recht die neu eingeführte 
Steuer als einen Eingriff in seine Rechte betrachten. Schon zu 
viel Selbständigkeit hatte die mächtige Kommune ihm abgerungen. 
Welche reichen Erträge ferner diese indirekten Steuern einbrachten, 
konnte ihm nicht entgehen; er musste sich sagen, dass sie der 
Stadt immer mehr finanzielle Mittel darboten, um ihre Selbständig- 
keit weiter auszuddmen. Es lag also nur in der Natur der Sache, 
dass der immer verschuldete erzbischöfliche Stuhl danach trachtete, 
auf diese Neuerung, gleichviel auf welche Art, Einfluss zu erhalten. 
Und wie er in der Folge zu wiederholten Malen es versuchte, 
Anteil an den Verbrauchssteuern zu erhalten, oder dieselben doch 
wenigstens von seiner Einwilligung abhängig zu machen, um dann 
als Dank für seine Zustimmung eine Summe Geldes als »Sühne« 
herauszuschlagen, wird sich später zeigen. 

*) QueUen ü, 23, pag. 26. 

') Quellen 11, 23, pag. 26: Item quicquid ciues Colonienses nel in salo 
nel in uino seu quacunque alia i"e per indebitam exactionem cuiquani damni 
intulere, de eo ipsi de cetero absque omni iuris vindicata Hberi et absoluti 
i*emanebuni • ^ 

Item exactiones, quas facöi^e consueuemnt tempore gewerre, de cetero non 
redpient. 

*) Sondergemoinden, pag. 64. 
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Das Verbot der indebita exactio konnte eine praktische Be- 
deutung nicht gewinnen. Der Weg war der Bürgerschaft einmal 
vorgezeichnet und beharrlich schritt sie auf dieser Bahn weiter. 
Schon wenige Jahre später im Jahre 1212 Hess sie sich von König 
Otto IV eine neue Verbrauchsabgabe privilegieren, eine Brau- und 
Mahlsteuer.*) Eine derartige Steuer musste in das ganze innere 
Leben der Stadt tief eingreifen; allerdings nur auf eine bestimmte 
Zeit, auf 3 Jahre, sollte diese Steuer gestattet sein. Aber man 
hatte in ihr einen Präzedenzfall, auf den man immer wieder zurück- 
kommen konnte. Die Praxis, die Erhebung dieser Abgabe auf 
einen bestinmiten Zeitraum zu beschränken, ist in der nächsten 
Zukunft die Regel geblieben. Noch war zur Erhebung derartiger 
indirekter Steuern die kaiserliche Gtenehmigung erforderlich. Die 
Stadt suchte daher gelegentlich bei der Umlage solcher Steuern 
einen Rückhalt beim Erzbischof. Natürlich wusste auch dieser 
ganz gut bei einem derartigen Geschäft seine Rechnung zu machen» 
Es genügt, darauf hinzuweisen, dass Conrad von HochstediBn, er- 
wählter Erzbischof von Köln, im Jahre 1238 mit den Bürgern 
einen Vertrag*) wegen der »Bierpfennige« schloss. In diesem ver- 
sprach er der Stadt, falls ihr Unannehmlichkeiten erwachsen würden, 
ihre Sache beim Kaiser vertreten zu wollen. 

Die nominelle Zustimmung des Kaisers blieb auch für die 
Zukunft gewahrt. Die Stadt suchte immer wieder die kaiserliche 
Bestätigung der diesbezüglichen Privilegien nach: doch bei der 
Ohnmacht der kaiserlichen Gewalt konnte eine Zurücknahme der 
städtischen Privilegien von irgend welcher weittragenden Bedeutung 
nicht sein; höchstens der Erzbischof erlangte dadurch eine Hand- 
habe, um von der seinem Einfluss gänzlich entfremdeten Stadt 
Geldsummen zu erpressen. 

Damals nun im Jahre 1212 war der Grund für die Einführung 
der Brau- und Mahlsteuer derselbe wie früher bei der Wein- und 

^) Quellen 11, 36, pag. 41 : ut ad spaoium trium annorum liceat ipsis sine 
alicuius contradictione pro munitione et opere civitatis coloniensis infra civi- 
tatem accipere denariiim untun ool. de nno quoqiie maldro annone, que molitur 
et simili modo de maldro annone, que braxatur. 

*) Quellen H, 181, pag. 182: nos predictis civibus nostris fii*miter et bona 
fide repromisimus , quodsi ob hanc receptionis causam domini nostri imperatoris 
uel alterius alicuius offensam uel malam uoluntatem incurrere contingat, nos 
pro ipsis stabimus et omnem offensam uel malam uoluntatem et culpam in nos 
refudemus et sine molestia conseruabimus indempnes. 
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Salzsteuer. Nach der Ermordung König Philipps im Jahre 1209 
war das Ansehen seines Gegenkönigs im ganzen Keiche gestiegen. 
Es ist bekannt, dass Otto IV im Jahre 1210 die Kaiserkrone er- 
warb, dass er bald darauf von Innocenz III gebannt wurde, und 
dass ihm in der Person des jungen S taufen Friedrich II ein Gegen- 
könig vom Papst gegenüber gestellt wurde. Abermals entbrannte 
durch das ganze Reich der Bürgerkrieg. Köln hatte sich wiederum 
der Partei Ottos IV zugewandt; er suchte in der mächtigen Handels- 
stadt seinerseits einen festen Stützpunkt zu erhalten. Damit nun 
die Stadt die Festungswerke hinreichend verstärken könnte, gesteht 
er den Bürgern die Einführung dieser Steuern zu. ^) Es war dies 
ein Privileg von weittragendster Bedeutung. Die finanzielle Unab- 
hängigkeit der Stadt war dadurch angebahnt, und dieselbe musste 
unter sonst gleichbleibenden Verhältnissen die politische Autonomie 
im Gefolge haben. 

Indes brachten die nächsten Jahre der Stadt keine weiteren 
Vorteile. Im Gegenteil, die Sache Ottos IV verlor mehr und 
mehr an Boden, der Staufe Friedrich II wurde allgemein anerkannt. 
Wie gerade dieser König die Macht der Städte zu Gunsten der 
Fürsten in den Hintergrund zu drängen sich bemühte, ist bekannt. 
Und nun bestieg zu Köln damals in Engelbert I ein Mann den 
erzbischöflichen Stuhl, der in den Privilegien der Stadt unrecht- 
mässig erworbene, dem Landesherrn abgerungene Rechte erblickte, 
wie sich ja in der That die Städte ihre Macht auf Kosten der 
landesherrlichen Gewalt erworben hatten. Es schien längere Zeit, 
als ob er die städtische Freiheit vernichten würde. Zum Glück 
für die Stadt wurde Engelbert im Jahre 1225 ermordet. Sein 
Nachfolger wurde der als versöhnlich bekannte Heinrich von Mole- 
nare. Er bestätigt der Stadt ihr herkömmliches Recht. Es darf 
uns daher auch nicht Wunder nehmen, wenn wir unter seiner 
Regierung die indirekten Steuern, welche die Stadt schon unter 
ihre Privilegien rechnete, wieder vorfinden. Im Jahre 1229 ver- 
pfändete die Stadt neben einem Teil der Einkünfte aus dem 
»geldendegüt« den achten Teil der Brausteuer^) an das St. Columba- 



') s. 0., pag. 31. 

') Ann. d. hist. V. f. Gesch. d. N. Rh., 1887, Heft 47, pag. 94: in pignoix) 
accepit actavam partem census redituum, qui dicuntui* Geldendegut tocius ciuitatis 
Coloniensis simul cum octava pai*te denariorum braxatui'ae. 



Digitized by 



Google 



— 33 — 

Kirchspiel. Hier hören wir nicht, dass die Stadt zur Umlage dieser 
Brausteuer die kaiserliche oder landesherrliche Genehmigung nach- 
gesucht hätte. Offenbar war diese Brausteuer schon damals eine 
regelmässige Steuer; aus sich heraus beschloss damals schon der 
Stadtrat die Erhebung dieser Verbrauchs -Abgabe. Man war eben 
in der Stadt gewohnt, mit den einmal gewordenen Thatsachen zu 
rechnen und fühlte sich stark genug, den Kampf mit den wider- 
strebenden Elementen aufzunehmen. Heinrich von Molenarc starb 
denn auch im Unfrieden mit der Stadt im Jahre 1238. 

Sein Nachfolger wurde Conrad von Hochstaden, zuerst freudig 
von der Bürgerschaft begrüsst. Schon im Mai desselben Jahres 
trifft er als erwählter Erzbischof mit der Stadt ein Abkommen 
wegen der Bierpfennige, i) Wie der Vertrag damals gelautet hat, 
wissen wir nicht. Es ist anzunehmen, dass dem Erzbischof das 
Zugeständnis für klingende Münze abgekauft wurde. Denn der 
spätere Modus — Teilung der Erträge der Brausteuer zwischen 
Stadt und Erzbischof — ist erst eine Folge der vom Kaiser dem 
Erzbischof verliehenen Brau- und Weinsteuer in der Stadt Köln 
gewesen. Sicherlich bedurfte Konrad des Geldes zu seiner Keise 
zum Kaiser, welche ihm die Anerkennung bringen sollte. Zugleich 
versprach damals der Erzbischof in derselben Urkunde der Stadt, 2) 
ihre Sache vertreten zu wollen, falls ihr vom Kaiser in dieser 
Hinsicht Schwierigkeiten in den Weg gelegt würden. Bedurfte ja 
damals die Stadt noch der kaiserlichen Erlaubnis zur Umlage der 
indirekten Steuern. 

Und mit Recht hatte sich die Stadt dieses Schutzes versichert. 
Nicht nur war Kaiser Friedrich H nicht geneigt, diese Neuerungen, 
welche nur dazu dienten, die Autonomie der Städte zu fördern, 
anzuerkennen, vielmehr übertrug er das Privilegium, Ungeld von 
Wein und Bier zu erheben, auf den Erzbischof. Somit erhielt 
(lieser eine Befugnis, welche die Stadt schon als ilire eigene Ge- 
rechtsame betrachtete. Dass ihr dies Eecht verkümmert werde, 
dagegen mussten die Bürger mit allen ihnen zu Gebote stehenden 
Mitteln ankämpfen, wenn anders sie nicht durch Verzicht auf diese 



^) Quellen IT, 181, pag. 182: cum inter nos conueneiit, \\t denarii, qui 
dicuntur cereiiisiales , a feste b. Johannis Bapt. ptoximo uenturo ad triennium 
recipiantur, sicut in alio quodam nostro iustrumento plenius continetur. 

'') s. 0., pag. 31. 

3 
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indirekten Steuern ihre wichtigsten finanziellen Hülfsquellen und 
so ihre sicherste Handhabe im Kampfe um die Selbständigkeit, alle 
bisher errungenen Vorteile preisgeben wollte. Auch der Erzbischof 
hütete sich, für den Augenblick von dieser kaiserlichen Vergünsti- 
gung Gebrauch zu machen. Zu sehr bedurfte er des mächtigen 
Gemeinwesens in seinem Kampfe gegen Berg und Brabant, welcher 
damals auszubrechen drohte. 

Diesem Grunde allein verdankte es damals die Stadt, dass sie 
ihr »Eecht« behaupten konnte. Es fand ein friedlicher Ausgleich 
statt. Zuerst wurde schon im Jahre 1239 die Einigung in betreff 
der »Bierpfennige« erzielt, i) Der Erzbischof begnügte sich mit 
der Hälfte der ihm übertragenen Brausteuer, auf die andere Hälfte 
verzichtete er zu Gunsten der Stadt, »aus Liebe zu den Büi^rn 
und um die Freiheiten und Rechte der Bürger nicht anzutasten. «2) 
Diese schönen Worte sind sicher blosse Heuchelei, doch mussten 
die Bürger zufrieden sein, wenigstens in dieser Weise Entgegen- 
kommen gefunden zu haben. In dieser Urkunde begegnet uns 
zum ersten Male der Modus der Teilung der Erträge zwischen 
Stadt und Erzbischof. Ziehen wir die Umstände inbetracht, unter 
welchen sich der Ausgleich vollzog, so war die Annahme*) eine 
vollberechtigte, dass erst infolge der auf den Erzbischof übertragenen 
kaiserlichen Privilegien der Modus der Teilung von der Stadt an- 
erkannt wurde. Er blieb auch in der Folge bestehen. Die Steuer 
selbst sollte, wie es uns zu wiederholten Malen schon begegnet 
ist,*) auf 3 Jahi-e erhoben werden.^) 

Weshalb auch jetzt, wo ja die volle Einigkeit zwischen den 
beiden Kontrahenten erzielt war, noch immer von einer Beschrän- 
kung der Steuer nicht Abstand genommen wurde, ist mit Bestimmt- 
heit nicht ausgesprochen, wohl aber liegt eine Vermutung nahe, 
für deren Berechtigung manches spricht. Hatte einerseits die Stadt, 
um die Geneigtheit des Erzbischofs sich zu erwerben, von den 



^) Quellen n, 190, pag. 192: contenti esse volentes in dimidietate dictonim 
denariorum, secundum quod inter nos et dictos eines connenerit. 

^ ebenda: ob dilectionem et iura Cinitatis coloniensis consernanda a donariin 
c ereuisialibns dimisimns penitns liberos et absolntos. 

«) s. 0., pa«. 33. 

*) s. 0., pag. 31 und 33. 

^) Quellen IT, 190, pag. 192: scilieet a festo Nativitatis beati Johannis 
baptisto preterito ad triennium. 
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übertriebenen Ansprüchen auf die Erträge der gesamten Steuer 
Abstand genommen, so war sie doch andrerseits keineswegs ge- 
willt, die Umlage der Steuer von der Zustimmung einer dritten 
Person abhängig zu machen. 

Man verlängerte deshalb den Termin nicht über die Zeit hin- 
aus, über welche man sich im vorangegangenen Jahre schon mit 
dem Erzbischof geeinigt hatte. Der Tendenz, den Erzbischof bei 
der Erneuerung der Brausteuer eine Mitwirkung nicht zuzugestehen, 
entsprang denn auch schon im nädistwi Jahre ein neuer Vergleich, 
welcher der Stadt Köln allein dieses Eecht einräumte. Der Erz- 
bischof erklärte, er habe kein Recht an der Erhebung jener Steuer, 
weder jetzt noch in Zukunft. i) Die Privilegien, welche ihm der 
Kaiser verliehen, seien ungültig und ohne jede Bedeutung ;*) auch 
in der Folge sollten sie, selbst wenn sie der Kaiser erneuerte, auf 
ihre Gültigkeit keinen Anspruch erheben können. 3) Mit diesem 
Vergleich gab der Erzbischof aber keineswegs auch die ihm ver- 
tragsmässig zukommende Hälfte der Steuererträge preis; auch wurde, 
wie wir weiter sehen werden, der Vertrag von den Bürgern nicht 
dazu missbraucht, dieses Recht des Erzbischofs anzutasten. 

Wenige Monate später verzichtete dann auch der Erzbischof 
auf die ihm vom Kaiser verliehene Weinsteuer als Dank für die 
von der Stadt im Felde geleistete Hülfe.*) 

So hatte es den Anschein, als ob die Stadt sich in aller Ruhe 
dieser ihrer neuesten Errungenschaften erfreuen sollte. Die indi- 
rekten Verbrauchsabgaben waren vom Ijandesherren als iura ciui- 
tatis^) anerkannt, ja noch mehr, der Erzbischof hatte für alle Zu- 
kunft die landesherrlichen Ansprüche auf die Erhebung dieser 
Steuern fallen gelassen. Bald jedoch mussten die Bürger inne 
werden, wie wenig ein Mann wie Conrad von Hochstaden, der von 



*) Quellen 11, 202, pag. 202: nos in eisdem denariis nichil iuris habere uel 
hal)ere posse nee et in postei*um, quod etiam littoris presentibus profitemur. 

*) ebenda: litteras esse initas et inancs nee alicuius momenti. 

*) ebenda: ac si que alie concessiones siue donationes et littere ab isto 
uel aliquo Imperatomm super dictis denariis cereuisialibus in posterum fuerint 
impetrate, non ualere. 

*) Quellen II, 204, pag. 203: nee ipsos in promisione denarioinim , qui 
uocanter winpennige, nee in aliquo alio arguimus et arguemus, immo quicquid 
nobis auxilii impendei*unt, pro pleno bono reputamus. 

*) S. 0., pag. 34, Anm. 2. 

3* 
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seiner landesherrlichen Souveränität die vollste Überzeugung hatte, 
gesonnen war, auch nur ein Titelchen von seiner Oberhoheit als 
Landesherr über die Stadt aufzugeben. Die guten Beziehungen 
zwischen Stadt und Erzbischof erkalteten, sobald dieser von äusseren 
Feinden sich befreit sah. In Conrad von Hochstaden erstand ein 
fast noch gefahrlicherer Feind der bürgerlichen Forderungen, als 
es vor ihm Engelbert I gewesen war. 

»Teils um die produktive Kraft des rasch aufschiessenden 
Bürgertums dem landesherrlichen Interesse dienstbar zu machen, 
teils um der Gefahr vorzubeugen, dass dem Königtum in den 
Städten eine kräftige Stütze gegen die einseitigen Bestrebungen 
des Fürstentums erwachse, sollte das nach Selbständigkeit und 
Autonomie ringende Bürgertum von der landesherrlichen Gewalt 
niedergehalten werden.« 1) Diese Grundsätze aller damaligen Terri- 
torialherren, zu denen sich natürlich auch Conrad von Hochstaden 
bekannte, 2) bedrohten die Freiheit der Städte aufs äusserste. Um 
sie zu verwirklichen, galt es vor allen Dingen, die finanziellen 
Hülfsquellen der Städte lahm zu legen. Auch für Köln sind somit 
die beiden nächsten Jahrzehnte solche des Kampfes um die städti^ 
sehe Freiheit. Wenn auch beide Gegner öfters ein gemeinsames 
Interesse vorübergehend in dasselbe Lager führte, sodass gerade 
in dieser Zeit die Stadt Köln von den Königen Wilhelm und 
Richard einerseits, von den Päpsten Gregor IX und Innocenz IV 
die weitgehendsten Privilegien verliehen wurden, so musste der 
Prinzipienkampf, ob die Stadt frei bleiben oder wieder unter landes- 
herrliche Oberhoheit zurückkehren sollte, durch die Waffen ent- 
schieden .werden. Lange Zeit zog sich der Streit unentschieden 
hin. Endlich kam, wie es scheint, durch Vermittlung des Grafen 
Adolf von Berg ein Vorläufiger Ausgleich zustande, demzufolge 
Stadt und Erzbischof ihre gegenseitigen Streitigkeiten einem Schierls* 
gericht unterbreiten wollten. Unter Meister Albert^) dem Grossen 
trat dieses zusamineil. 



1) Ennen, Geschichte der Stadt Köln, Bd. II, pag. 100. 

2) Chroniken deutscher Städte, Bd. XIV, Köln Bd. n, pa^. 552 KöUhoffscho 
Chronik : want zo der selver zit woulden die fürsten ind lantsherren van niemantz 
bezwungen sin ind ein ieder woulde sin undersassen dnickcn ind zwingen nao 
sime willen. Dat understonde ouch zo doin der viu-ßbischof Conrait von Hostaden 
mit der stat van Coellen. 

") Es ist dies der bekannte Dominikaner Albertus Magnus, Oraf von Bollstadt. 
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Aus den Vorverhandlungen und -vertragen, welche dem Schiede 
vorausgehen, können wir entnehmen, wie wenig der Erzbischof 
gesonnen war, von den Eechten welche er in Zeiten der Not auf 
die Stadt übertragen hatte, ohne weiteres Abstand zu nehmen. 
Die Stadt Köln hatte ihrerseits von dem ihr verfassungsmässig zu- 
stehenden Kechte der Erhebung der Biersteuer unbeschränkten 
Gebrauch gemacht, und natürlich dem Erzbischof die ihm zu- 
stehende Hälfte der Steuererträge in den Zeiten des Kampfes vor- 
enthalten. Sein erstes Streben war daher darauf gerichtet, diese 
Erträge wiederum in seine Hand zu bekommen. Schon im Jahre 1257 
sieht sich die Stadt zu einem Abkommen genötigt, welches den 
alten Brauch wiederherstellt. Nur sollte die Pachtzeit der der- 
zeitigen Nutzniesser der genannten Steuer abgelaufen sein.^) Der 
Zeitpunkt trat schon im nächsten Jahre ein. Die Zeitdauer für 
die Erhebung der Steuer ist wiedei-um eine begi*enzte: 10 Jahre 
soll die Steuer bestehen bleiben, von den Erträgen steht einem 
jeden der beiden Contrahenten die Hälfte zu. 2) 

Dieser Ausgleich bleibt für die ganze fernere Zeit gi-undlegend, 
nur dass späterhin die Begrenzung der Steuer auf einen bestimmten 
Zeiti^aum wegfiel.^) Auch bei dem sogenannten grossen Schiede 
von 1258 scheint dieser Vergleich als selbstverständlich zu Rechte 
bestehend vorausgesetzt worden zu sein. Wir finden wenigstens 
nicht, dass die birpennige noch ein Streitobjekt bilden. 

Aus dem Schiede selbst erfahren wir, wie sehr sich die Selb- 
ständigkeit der Stadt nach oben hin abgeschlossen hatte, wie der 
Stadtrat nach freiem Ermessen Steuern umlegte, ja neue Steuern 
einführfe. Mit vollem Kechte sah dies der Erzbischof als einen 
Eingriff' in seine landeslierrlichen Rechte au und versuchte, dagegen 

^) Tjacomblet, XiodeiTheiii. Ürkiiiideiibueh IL 450, pag. 244: quod quam 
cito ab hoi-uni — d. i. der Bieii)feünige — i)erceptione exierint illi , qui per- 
(dpiunt nunc eosdeni, nos (»xtunc ijjsos usque per continuum instans decennium, 
in eijuali i)er omne poiiione, ita quod nobis archiepiscopo nostrn medictas et 
nobis Judicibus, scabinis, c;iuibus nostra medictas cedat. 

Ennen setzt diese Urkunde erst ins Jahr 1258. Zum Beweise dafür, dass 
die Steuer in der ganzen Zwischenzeit erhoben, kommt es nicht darauf an, in 
welches Jahr die Urkunde fällt. 

*^) Quellen IT, 292, pag. 878: di birpennige van der zit, dat si uzgient, 
sal man sie lengen zien iaer. Die sal nienien half de bischof Inde half die stait, 

') s. u, 
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eine Keaktion eintreten zu lassen. Allerdings hatte er in diesen 
seinen Bestrebungen so gut wie keinen Erfolg und griff dann 
später, wie wir sehen werden/) zu gewaltsamen Mitteln, um die 
geplante Keaktion durchfühi-en zu können. 

Zunächst hören wir aus dem Schiede wieder von einer 
Weinsteuer. Wir erinnern uns, dass der Erzbischof auf diese zu 
Gunsten der Stadt verzichtet hatte. 2) Sie muss von dieser Steuer 
den ergiebigsten Gebrauch gemacht haben und geriet ihretwegen 
in einen heftigen Konflikt mit den Klerikern. Es war vorgekommen, 
dass diese auf Grund ihrer Vorrechte, den Wein steuerfrei ein- 
geführt und auch verzapft hatten. 8) Konnte einerseits die Stadt 
die Steuerfreiheit den Klerikern wohl zugestehen, so durfte sie 
jedoch nicht gestatten, wenn anders sie sich nicht selbst schädigen 
wollte, dass in den Klöstern »öffentliche Kneipen« eingerichtet 
würden. Man griff deshalb zu dem so drastischen Mittel des Ver- 
schüttens des von den Klöstern feilgebotenen Weines,^) ohne sich 
um die Immunitäten der Klöster zu kümmern, Dieses Eingreifen 
in die geistlichen Freiheiten verboten denn auch die Schiedsrichter 
aufs nachdrücklichste, zugleich aber sprachen sie den Klöstern das 
Kecht des Weinzapfes ab.^) Wie überall tritt auch an dieser Stelle 
die Bemühung der Schiedsrichter zutage, beiden Teilen gerecht zu 
werden unter grösstmöglicher Schonung der einmal gewordenen 
Verhältnisse. 

Ausser von derartigen Verbrauchssteuern erfahren wir aus 
diesem Schiede zuerst von der Einführung ganz neuer indirekter 
Steuern, bei denen sich die Stadt nicht einmal auf ein früheres 
kaiserliches Privilegium berufen konnte. Der Erzbischof beschwert 
sich darüber, dass der Stadtrat nach seinem Ermessen neue Steuern 
einführe, ohne ihn um Erlaubnis gefragt zu haben. Das arme 
Volk allein trage die Last jener Steuern und werde dadurch voll- 
ständig an den Bettelstab gebracht. Er sei oberster Richter und 



^) s. u., pag. 41 if. 

2) s. 0., pag. 35. 

^) Quellen 11, 384, pag. 383 tf., art. 21 der Klagen der Stadt : Item quod 
permittit fieri publicas tabemas de vinis vendendis in claustris et emunitatibus. 

*) ebenda, ai-t. 29 der Klagen des Erzbischofs: Item quod iidem magistri 
ciuium sepius vyolantes emunitates Ecclesiarum infra ipsas emunitates vinum per- 
sonalem ecclesiasticorum vasis fractis effuderunt. 

^) ebenda, pag. 394, ad art. 29; dicimus Uoc fieri non debere, 
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Herr der Stadt« seine und seiner obei^ten Vasallen Zustimmimg 
sei zu jeder Neuerung in der Stadt Köln durchaus notwendig.*) 
Welcher Art diese Steuern gewesen sind, erfiihren wir gleichfalls 
aus dem Schiede. Es waren Terkehrsabgaben, welche iuan unter 
dem Namen lAccisec zusammenfasste. Anscheinend nimmt sich 
der Erzbischof der auswärtigen Kaufleute an, welche zu Köln 
Handel treiben wollten. -) Vor allen Dingen fand er jedoch in 
diesen Steuern, da sie die Lebensmittel verteuerten, eine Handhabe, 
durch welche er die breite Masse der Bevölkerung für sich zu 
gewinnen hofite. Es sind gewiss in jenen unruhigen Zeiten hohe 
Steuern von Seiten der Stadt auf Lebensmittel aller Ait gelegt 
worden, und zum Teil mögen dieselben auch gei-ade von den 
ärmeren Klassen schwer empfunden worden sein: aber bei ge- 
nauei-er Betrachtung der Dinge wii*d man sich des Gedankens 
nicht erwehren können, ob den Erabischof bei der Aufstellung 
seiner Klagepimkte allein das edle Motiv geleitet habe, die Not zu 
lindern. Es liegt sehr nahe, zu vermuten, dass der Erzbischof in 
ei-ster Linie den Zweck verfolgte, sich in der Stadt eine Partei zu 
schaffen, auf welche gestützt er die Fi-eiheiten Kölns untergraben 
konnte. Eine derartige Politik entspricht ja auch vollkommen dem 
spätei-en Auftreten Conrads von Hochstaden und seines Nachfolgers. 
Um ihr Programm verwirklichen zu können, scheuten sie vor 
keinem Mittel zurück: für sie war es nichts Bedenkliches, in der 
Stadt die wirtschaftlich kaum mündig gewordenen demokratischen 
Elemente gegen das Patriziat auszuspielen. Konnte ja -ein solcher 
Bürgerzwist nur ihnen allein Gewinn bringen! Und dass die Erz- 
bischöfe am wenigsten gesonnen wai-en, jene Lebensmittel -Zölle 
wirklich zu beseitigen, ergiebt sich ganz klar aus den Forderungen, 
welche Conrads Nachfolger, Engelbert H., an die damaligen Macht- 

Quellen 11, 384, pag. 383 ff. : aii. 22 der Klagen des Ei'zbiscliofs : Item 
quod quociens plaoet maioribus Oiuitatis, ipsi faciunt, rrrequisito ai-chiepiscopo 
atque prioribus Coloniensibus noua exactionum statuta, quorum onus portant 
fratemitates et alii populäres, i\m couiniunitas appellantur et sie depaui)erautui\ 
cum tarnen nichil noui huiusmodi debeat de iure fieri de eiuitate coloniensi sine 
ipsius archiepiscopi et priorum suoruni consensu, cum sit summus index et 
dominus ciuitatis. 

^ Quellen II, 384, pag. 383: art. 21 der Klagen des Erzbischofs : quod 
magistri ciuim cuiuscunque generis mercatorum et maxime alimentorum anga- 
mnt, prout ipsis placet, ad senitia indebita et extorsiones iniustas. 
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haber Kölns im Jahre 1262 richtet. GottMed von Hagen berichtet 
davon in seiner Keimchronik : i) 

ever wilt min horo 
dat man in sinen vromen kcre 
beerpenningo nnde wegetol, 
noch me min herc haven sol 
alle di molen und de assise. 

Hagen schreibt allerdings als Parteimann, obendrein in poeti- 
scher Form, doch wir besitzen die urkundliche Bestätigung dafür, 
dass Erzbischof Engelbert H im Grunde seines Herzens so gesinnt 
war, wie Hagen es darstellt. Bei einer Sühne, welche in demselben 
Jahre zustande kam, gesteht der Erzbischof die weitere Erhebung 
der Accise zu, auch nachdem die Stadt aus den Erträgen derselben 
ihre Schulden getilgt habe, er verlangt jedoch in diesem Falle für 
sich die Hälfte der Steuererträge. 2) Er hatte also seine Forderungen 
so hoch geschraubt, mii möglichst viel für sich herauszuschlagen, 
andrerseits ersehen wir aus diesem Sühnevertrag, dass es Dmi mit 
seinen Klagen keineswegs ernst gemeint war, wenn er nur Anteil 
an denjenigen Zöllen hatte, welche abzustellen er angeblich ge- 
willt war. 

Dieses Bestreben des Erzbischofs erkannten auch im Jahre 1258 
die billig denkenden Schiedsrichter^) und verboten diese indirekten 
Steuern nicht, für den Klerus setzten sie Steuerfreiheit fest und 
den ärmeren Klassen reservierten sie im Falle etwaiger Bedrück- 
ungen Appellation an den erzbischöflichen Stuhl. 

Noch 2 Dezennien fast setzten sich die Streitigkeiten fort, bis 
die Finanzhoheit der Stadt Köln durch ein Privilegium Rudolfs 
von Habsburg am 2. März 1274^) endgültig anerkannt wurde. Erst 

^) Chroniken deutscher Städte. Bd. Xlll, Köln Bd. I, Gottfried v. Hagcu, 
Vers 2353 ff. 

^) Quellen 11, 434, pag. 454: Inde so wanne diese penninge alle geuomen 
sint, is id dat wir willen, so mögen wir die assise nemen ein jau- half inde die 
stat half. 

^) Quellen 11, 384, pag. 383 ff. : Autwort der Schiedsrichter zu ai-t. 22: 
dicimus quod statuta et exactiones in dampnuin uel preiudicium ai'chiepiscopi, 
priomm et cleri vergentia facere non possunt et si pro tempora aliquid fecerint, 
in quo senserint, se gravari fi'atemitates et populai'es recuiTant ad iudicium domin i 
ai'chiepiscopi, si velint, et ipse tenetui' eis iustum iudicium exhibere. 

*) Lacomblet, Niederrhein. Urtundenbuch II, 651, pag. 386, s. u. 
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später nach dem Siege, welchen die Bürger mit ihren Verbündeten 
1288 bei W erringen über den Erzbischöf Siegfried erfochten, sali 
auch dieser sicli zur Anerkennung der städtischen Errungenschaften 
gezwungen. ^) 

Für's erste schien allerdings ein solcher Ausgang des Kampfes 
noch in weiter Ferne zu liegen. Einen praktischen Erfolg hatte 
der Schied von 1258 nicht. Obwohl derselbe für die Stadt, indem 
er sich bemühte, den gewordenen Zuständen so viel als möglich 
Rechnung zu tragen, günstig genug ausfiel, wurde er von ihr nicht 
anerkannt. Die Stadt fühlte sich mächtig genug, ihre Forderungen 
im vollsten Umfange durchzusetzen. Erzbischof Conrad stützte 
sich nunmehr auf die unzufrieden gemachten Zünfte und setzte 
den Sturz des patrizischen Stadtrates durch. Die Haupt Vertreter 
des städtischen Patriziats wurden teils eingekerkert, teils verbannt. 
Ein neuer Rat wurde von Conrad eingesetzt, in welchem die zünf- 
tischen Elemente dominiei-ten. Dieses Triumphes sollte sich Conrad 
nicht lange erfreuen, er starb bereits am 29. September 1261. 

Sein Nachfolger Engelbert 11 setzte, wie angedeutet, seine 
Politik fort, mit weniger Glück und Geschick allerdings. Anfangs 
hofften die vei-triebenen Ratsherren auf ihn, sie wandten sich an 
ihn mit der Bitte um Rehabilitierung. Höhnisch weist er sie zurück, 
wie wir aus Gottfried von Hagen entnehmen können:"-) 

»Der buschof spmch noch neit, ir heren, 
meu sul lieh noch bas schetzen leren 
unde we ir sollt schetzunge kereu 
weder urme reichten heren<'. 

Mag immerhin Hagen als Poet in diesen Worten Engelberts 
manches übertrieben und ausgeschmückt haben, den Kern der 
Sache trifft er sicher damit. Wir lernten oben schon die wahre 
Gesinnung Engelberts kennen. Die Patrizier waren zu klug, der- 

*) Laeoniblet, II, 871, pag. 517 : notuin facinms, (^uod super bonis et redditibus 
ipsi domino ai'ehiepiscoi>o Colon, ab eisdem ciuibus Colon, infra civitatem Colon, 
ablatis post contlietum apud Womnc, ita quod quicquid super hiis inter d. 
archiepiscopiun et eines Colon, predictos dixerimus et pronuntiauerinuis, hoc ipsae 
pai-tes inuiolabiter obseruai*e debeant et tenere: dicinius et pronuntiamus in hiis 
scriptis quod iim eines Colon, ab huiusniodi bonorum et reddituum ablatione 
quiti sunt et penitus absolut! , et (juod ipse dominus ai-clüepiscopus super ipsis 
impetere non debeat neqiie possit eosdem in futurum. 

2) Chroniken deutscher Städte Bd. XHl, Köln Bd. I, Hagen Vers 2275 if. 



Digitized by 



Google 



— 42 — 

artige unsinnige Forderungen zu erfüllen. Über das Verhalten 
Engelberts zur demokratischen Partei sei auf die Ausführungen 
Hegels in den »deutschen Städtechroniken« verwiesen.*) »Engelbert 
beging gleich anfangs den politischen Fehler, dass er die Zünfte 
und Populären, welche sich ihm ebenso wie seinem Vorgänger an- 
schlössen, durch den Versuch militärischer Gewaltherrschaft auf 
die Seite der Geschlechter hinüber drängte.« Aus den Verhand- 
lungen lernen wir die ganz übertriebenen Forderungen Engelberts 
kennen, auf die sogar selbst die usurpierte Regierung nicht ein- 
zugehen wagte. Lahmlegung der finanziellen Hülfsquellen der 
Stadt und damit Herabdrücken derselben zu einer Landstadt war 
das Endziel von Engelberts Politik. Ein Bürger von Köln Everart 
van dem Buttermart stellte seinen Mitbürgern in eindringlicher 
Weise vor, was die Bewilligung der Forderungen Engelberts für 
die Stadt bedeuten würde: 

»dat wir eigen unde beschat 
ewelich moisseu bliven 
})eide mit kinden unde wiven: 
det mau uns schette. dat weire oit.«-) 
und Aveiter: 

»dat der stede vrihit ims benoinicu 
is, det moisse gode sin geclait.«") 

Auf diese Ermahnungen hin beschlossen die Bürger die Ab- 
Aveisung der Fo^;derungen. Die vertriebenen Patrizier wurden 
zurückberufen und der alte Kat wieder eingesetzt. Mit beAvaffneter 
Macht besiegte man den Erzbischof Durch ein Schiedsgericht 
unter dem Vorsitz des Grafen von Geldern wird im Jahre 1262 
der Streit anscheinend beigelegt. Über die von dem Schiedsgericht 
festgesetzte Sühne berichtet Gottfried von Hagen übereinstimmend 
mit der über dasselbe vorhandenen Urkunde.^) So erfahren wir, 
dass die Ansprüche Engelberts die brupennige, den wintol und 
die assise betrafen; wir erfahren ferner, dass die Stadt diese 
3 Steuern als zu ihren verbrieften Eechten gehörig anzusehen ge- 
wohnt war, Avie Hagen' sagt: 

') Bd. XIU; Köln Bd. 1, pag. XLVli. 

2) Gottfried V. Hagen v. 2392 ff. 

^) ebenda, v. 2406. 

*) s, 0., pag. 40, 
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»der stede vriheide 
de wir haben van dem riebe 
as ir beren alle gelicbe.«*) 

Was nun die Sühne selbt anlangt, so sieht sich Engelbert ge- 
zwungen, mit den Verhältnissen, wie sie thatsächlich geworden, 
sich abzufinden. Er erhält als »Sühne« 6000 Mark von der Stadt 
— ein Entgelt jedenfalls dafür, dass die Stadt ihm zur Zeit der 
Kämpfe den ihm zustehenden Anteil an der Brausteuer vorent- 
halten hatte. Sodann einigt man sich über die Gefälle aus der 
Brausteuer. 2) Hierbei treffen wir den von früher her beliebten 
Modus der Teilung wieder an, doch tritt in dem Vertrage deutlich 
auch das Bestreben hervor, dem Erzbischof jede Mitwirkung an 
der Erhebung der Steuer zu entziehen. Anstatt der Hälfte der 
Erträge sollte der Erzbischof, allerdings nur mit seiner Einwilligung 
mit »eichein marc penninge allir wehgelich« abgefunden werden 
können, also mit einer Pauschalsumme von wöchentlich 16 Mark. 
Ist sodann die verabredete Frist abgelaufen, so soll die Steuer wie 
bisher erhoben werden, falls Erzbischof und Stadt ferner dazu ge- 
neigt sind. 

Der Stadt wird die Erhebung der Accise zugesprochen, bis 
dass die Schulden getilgt sind. Neu ist im Vergleich der Zusatz, 
dass falls nach Tilgung der Schulden die Accise weiter erhoben 
werden sollte, dem Erzbischof auch von diesen Erträgen zunächst 
auf ein Jahr die eine Hälfte zukommen sollte.^) Diese letztere 
Bestimmung kann nur eine vorübergehende gewesen sein. Wenigstens 
finden wir keine Spur davon, dass sie jemals in Geltung gekommen 
wäre. 

Engelbert war nicht willens, sich mit diesem Misserfolge zu 
beruhigen. Harte Kämpfe kostete es noch, ehe die Stadt an das 
erwünschte Ziel gelangte. Nachdem vorübergehend vei'schiedent- 

') Gottfried v. Hagen v. 2863 If. 

Quellen 11, 434, pag. 453; Lacomblet 11, pag. 291, vergl. G. v. Hagen 
V. 2975 if.: Vort me so sülen wir behalden die birpenninge half, ofue eichein 
mai'c penninge alre wehgelich, biz an die zit, die entuvschen unseme voruaren 
erchebischofue Conrade inde der stat gesprocgen was, inde beschiiffcen, inde 
det sal sin an unsen wiltknren inde des soleu wir sagen unsen wiUe binnen 
zuein mainden. Inde wanne man voit diese biiijenninge nimet bid unsen willen 
inde der stede, so sülen wir si half hauen inde die stat half, 

^ 8. 0., pag. 41, 
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lieh Waffenruhe eingetreten war, und demzufolge am 25. August 
1263,^) am 16. December desselben Jahres 2) und am 4. Mai 1264 3) 
neue Stihneverträge verabredet waren, welche auf demselben Prinzip 
Avie jener vom 18. Juni 1262 beruhten, kam es endlich durch 
Vermittelung des Bischofs Heinrich von Lüttich und des Grafen 
Engelbert von der Mark am 18. März 1265^) zu einem Ausgleich, 
der für die spätere Zeit grundlegend geblieben ist. Es Avird ver- 
abredet, dass die Accise allein der Stadt Köln zustehen solle. Eine 
gemischte Kommission aus Abgeordneten des Erzbischofs und der 
Stadt Avird eingesetzt, — ihr lag die Prüfung der Abrechnung ob. 
Die Abgeordneten des Erzbischofs wurden wahrscheinlich zu dem 
Zweck zugezogen, dass sie seine Ansprüche hierbei vertreten sollten. 
Wir erinnern uns, dass ihm aus den Erträgen der Accise 6000 Mark 
gezahlt werden sollten, und natürlich war die Zahlung eingestellt 
worden, als der Erzbischof die gesclilossenen Verträge nicht an- 
erkannte und zu den Waffen griff. Die Beschränkung der Accise 
auf eine bestimmte Zeit, bis das die Schulden der Stadt getilgt 
sind, ist in diesem Vertrage noch aufrecht erhalten, ebenso die 
Zustimmung des Erzbischofs — beides Verordnungen ohne praktische 
Bedeutung. Von einer eventuellen Teilung der Erträge aus der 
Accise ist keine Silbe erwähnt. Die Steuerfreiheit der Kirchen 
und Klöster bleibt dem grossen Schiede gemäss aufrecht erhalten. ^) 
Es ist oben erwähnt, dass dieser Vergleich für die ganze 
spätere Zeit grundlegend geblieben ist. Nachdem Engelbert noch- 
mals im Jahre 1271, durch innere Streitigkeiten in der Stadt ver- 
anlasst, seine früheren Pläne wieder aufgenommen hatte, jedoch 

') Quellen 11, 4(50, pag. 48r]; Hagoii v. 3008 IT. 

^ Quellen D, 462, pag. 488. 

») Quollen II, 469, pag. 504. 

*) Quellen 11, 475, p&g. 519; Hagen v. 3470 ff.: ai'chiepiscopus sustiueat, 
quod eines Coloniensis assisiam statuant, diminuant vel augmentent pro volle 
suo et recipiant, (^uGusque debita tempore felieis recordationis domini Coiu'adi 
quondam archiepiscopi Colon, necnon et donüni nostri Engelberti Arichiepiscopi 
Colon, predicti, ([uacunqiie occasione ab ipsis ciuibus coutracta plenarie fuerint 
pei*soluta secunduni bonam oomputationoni et rationabilem faciendani sub testi- 
monio pei-sonarum fidedignarum, (ßios ad ipsam eomi)utationem audiendam iidem 
dominus noster et eines duxerint deputandas. 

*) Quellen II, 475, pag. 519: Ita tarnen quod ipsi eines de pei'sonis 
eoelesiasticis et relegiosis denarios cereuisiales et denarios, qui dicuntur niail- 
penning,. non reeipiant. — huius niodi debitis solutis de cetero assisia non reciptatur, 
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wiederum in seinen Hoffnungen getäuscht war, schloss man noch- 
mals einen Vertrag, welcher in seinen wesentlichsten Zügen jenen 
von 1265 wiederholte. 1) 

Vergeblich waren auch Engelberts Hofifnungen, mit Hülfe 
König Rudolfs von Habsburg den früheren Zustand wiederherstellen 
zu können. Im Gegenteil, die Stadt Köln erhielt durch ihn ein 
Privilegium, welches die Finanzhoheit der Stadt vollkommen an- 
erkannte. Es datiert sich vom 2. März 1274 und lautet: »Ea propter 
illam consuetudinem a multis retroactis temporibus rationabiliter 
introductam videlicet quod prefati eines ciuitatis Coloniensis inter 
se propter conseruationem rei publicae ac defensionem seu confir- 
mationem boni status ciuitatis super bona et merces suas et omnium 
conciuium suorum laicorum, non extraneorum aliunde ad ipsam 
ciuitatem sua bona uel merces adducentium contributionem, que 
assisia vocatur, statuere, imponere ipsamque recipere consueverunt, 
quotiens in premissis necessitas imminebat, approbantes ipsam con- 
firmamus.« *-) 

Die Beschränkung der Accise auf einen absehbaren Zeitraum 
ist weggefallen, jede Mitwirkung des Erzbischofs von nun an aus- 
geschlossen. Die Autonomie Kölns ist dadurch faktisch begründet. 
Die Bestimmungen bleiben für die Zukunft bestehen, nur dass sie 
hinsichtlich der Steuerfreiheit der fremden Kaufleute noch modi- 
fiziert werden. 

Dass dann auch später Erzbischof Siegfried die völlige Autonomie 
Kölns anerkennen musste, ist bereits ausgeführt worden. Ver- 
schiedentlich allerdings versuchten die Erzbischöfe eine Eeaction 
dieser Verhältnisse herbeizuführen, immer scheitern diese Versuche 
kläglich. Siegreich hat die Stadt alle ferneren Anfeindungen be- 
standen. 

Schon an anderer Stelle bot sich Gelegenheit, darauf hinzu- 
weisen, wie seit der Mitte des 13. Jahrhunderts die direkten Steuern 



^) Ijacomblet, niederrhein. tJtkundenbuch II, 607 t pörmittimus ex gratia 
speciali, ut contributionem, que assisia appellatur, in ciuitate Col. super bona ot 
res suas secundum quod sibi expedire vidorint, ponant assisiam tarn diu diu-aturam, 
quousquo debita eoruni fuerint pei*soluta. Ab liac tarnen assisia volumus esse 
exempta bona oxtraneonim cleiiconun et ecclesianim in eo, quod vulgariter 
iliailpenning et bii'penning appellatur. 

-) Lacomblet, niederrhein. tFrkundenbuoli 11, G51, pag. 386. 
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zu Köln aus dem städtischen Budget mehr und mehr verschwinden, 
wie indirekte Verkehrs- und Verbrauchsabgaben als vornehmste 
Einnahmequelle in den Vordergrund treten. Dieser naturgemässe 
Gang der Entwickelung wurde durch nichts gehemmt, sodass die 
indirekten Steuern, die Accise, schliesslich allein das Ordinarium 



März 14. 
m. sol. den. 



März 21. 
m. sol. den. 



März 28. 
m. sol. den. 



April 4. 
m. sol. den. 



Aprü 11 
m. sol. den. 



April 18. 
m. sol. den. 



1. Mahlpfennig 

2. Eutenpfennig 

3. Biersteuer . 

4. Salzsteuer . 

5. Einnahme aus den 
Kaufhallen . 

6. tonnepennich 

7. stadepennich 

8. "Wollpfennig 

9. Krahnengelder . . . 

10. Einnahmen vom 
Fischmarkt 

11. Einnahmen von der 
Domwage 

12. Einnahmen vom 
Fleischhause .... 



79 

91 

12 6 - 

76 .8 — 

132 — 12 

36 

87 

7 6 — 

14 



82 

100 

4 8 — 
13 4 — 

76 3 — 
143 



73 

71 7 — 

4 10 — 

13 

64 6 — 
74 4 — 



52 4 — ! 47 

5 6 — • 6 

105 1 47 



19 

169 



17 
20 



75 10 - 

134 6 — 

4—6 

21 

95 7 — 
140 4 6 

62 

7 6- 
117 6 6 

9 

16 6 — 



81 

157 — 12 

5 2 — 

20 4 — 

68 9 6 

64 4 — 

110 3 — 

5 6- 
134 

12 6 - 

6 5 — 



29 

63 

4 G - 
5 

27 10 ^ 
II 9 - 
60 4 6 

56 1 

I 
2 

13 2 — 

41-- 



Das Budget der Stadt Köln setzte sich also zusammen aus 
Abgaben, welche erhoben wurden vom Getreide, beim Visieren der 
Weinfässer, aus Steuern auf Wolle, Bier und Salz, aus Abgaben 
von den in Tonnen eingeführten Gütern, aus Marktstandgeldern, 
aus Gebühren, welche diejenigen zu entrichten hatten, die die 
städtischen Krahne benutzten, aus Abgaben vom Fischmarkt und 
dem Gebrauch der Domwage. Seit der 6. Woche kommen als 
neue Einnahmen hinzu die Gefälle des domus carnium, des städtischen 
Schlachthauses. 

Dass verschiedentlich neben diesen regelmässig einlaufenden 
Steuererträgen Resteinnahmen aus früherer Zeit mit aufgeführt 
werden, darf uns nicht Wunder nehmen. Es wurden eben zum 
Zweck der Rechenschaftsablegung über die Einkünfte der Stadt 
sämtliche Eingänge an die Stadtkasse verzeichnet. Sie sind ledig- 
lich ein Beweis dafür, Avie sorgfältig man über die laufenden Ein- 
nahmen Rechnung führte. Am Ende der ersten Woche finden wir 
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des städtischen Etats ausmachten. So kommt es, dass indirekte 
Steuern allein es sind, welche in dem Einnahmeregister des Jahres 
1370, dem ersten, das uns überhaupt überliefert ist,*), sich vorfinden. 
Es sei gestattet, dasselbe hier aufzuführen, wie wir es bei Ennen 
abgedruckt vorfinden:^) 



April 25. 


Mai 2. 


Mai 9. 


Mai 16. 


Mai 23. 


Mai 30. 


Juni 6. 


Summa. 


m. sol. den. 


m. 801. den. , m. sol. den. 


ni. sol. den. 


m. sol. den. 


m. sol. den. 


m. sol. den. 




1 78 - _ 


81 — 





88 


91 


88 


87 


54 


986 10 — 


; 91 - - 


131 11 


— 


113 3 — 


152 11 ^ 


107 11 — 


97 


102 - — 


1283 2 — 


5 4- 


5 4 


— 


4 9- 


5 9- 


5 9 — 


5 


5 4- 


65 5 6 


1 23 


40 8 


— 


36 9 — 





38 6 — 


53 9 6 


46 6 — 


324 4 6 


78 10 — 


49 11 


6 


43 — 6 


66 — 12 


87 10 — 


68 ^ — 


25 


828 8 — 


i 27 6 - 


12 - 


— 





14 — 12 


22 6 - 


16 6 — 


24 4 — 


683 8 6 


99 9 — 


103 11 




18 


92 2 -. 


80 6 — 


76 4 6 


65 


903 8 — 


4 


2- 


— 


1 


4 — 


6 


12 


12 


70 6 — 


1 


1113 - 


— 


105 


67 


91 


86 


67 


2075 6 6 


— 18 — 


3 - 


— 


8 


6 6 - 


12 6 - 


6^- 


6 6 — 


111 


7 11 — 


10 3 


6 


8 6 — 


32 


10 2 — 


12 5 - 


10 4 — 


179 -- 6 


41 


' 41 — 


— 


41 


4.-- 


41 


41 


41 


328 



eine Kesteinnahme für das Visieren der Weinfässer, in der zweiten 
Woche sind es Ersparnisse, welche eine Kommission von dem ihr 
bewilligten Gelde gemacht hat; am Schluss der 4. und 6. Woche 
trifft der gleiche Fall zu, in der 9. Woche sind es Einnahmen aus 
alten Accisen.^) 

Abgesehen von diesen Erträgen der indirekten Steuer finden 
wir am Schluss des Quartals ausserdem 2 andersartige Einnahme- 
rubriken: die Erträge aus der Verleihung dss Bürgerrechtes und 
aus der Aufnahme in die Weinbruderschaft. *) Ersichtlich gehören 
auch diese Einnahmen zu den regelmässigen mit dem Unterschiede 
allein, dass ihre Eingänge nur am Ende eines jeden Quartj^ls von 
der zuständigen Behörde an die Stadtkasse abgeführt und dann 
verzeichnet werden. 

') Quellen IV, 496, pag. 581 ff. 

^ ebenda. 

*) ebenda. 

*) ebenda. 
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Von den indirekten Steuern selbst waren bis zur Zeit des 
grossen Schiedes bereits die Biersteuer, die Mahlsteuer, die Abgaben 
vom städtischen Fieischhause und vom Fischmarkt eingeführt. Die 
Berechtigung der Stadt, deraii;ige Abgaben zu erheben, wird von 
den Schiedsrichtern ausdrücklich anerkannt; nur bestimmten sie, 
dass beziehentlich dieser Steuern die Bürgermeister keine Verstösse 
gegen das commune statutum ciuitatis unternehmen sollten, i) Eben- 
so ist es sicher, dass die Wein- 2) und Salzsteuer •'^) in dieser Zeit 
regelmässig erhoben wurde. Die anderen indirekten Steuern werden 
zumeist wohl erst nach 1274, nachdem sich die Unabhängigkeit 
der Stadt Köln durch das Privilegium Rudolfs von Habsburg nach 
oben hin abgeschlossen hatte, eingeführt sein. 

Für jede einzelne der aufgeführten indirekten Steuern waren 
besondere Statuten abgefasst. Die Statuten — ordinanzien, Satz- 
ungen, wie der terminus technicus dafür lautet — finden wir ab- 
gedruckt bei Ennen. Allerdings sind sie zumeist undatiert, doch 
fallen sie nach Ennen in die Zeit, bis zu welcher diese Abhandlung 
geführt werden soll.*) An der Hand dieser Statuten die einzelnen 
Steuern nach ihrem ganzen Wesen zu A'eifolgen, sei unsere nächste 
Aufgabe. 

I. die denarii multri. 

Multer ist eine Abgabe, welche beim Mahlen des Getreides 
erhoben wurde; die denarii multri sind eine Mahlsteuer, also eine 
Verbrauchsabgabe. 

Die erste urkundliche ErAvähnung einer derartigen Steuer fiillt 
in das Jahr 1212. Das Recht der Erhebung wurde damals für 
3 Jahre der Stadt Köln durch ein Privilegium Kaiser Ottos IV 
zugleich mit demjenigen der Brausteuer verliehen. ^) In der Folge- 
zeit griff man dann, ohne eine besondere kaiserliche Erlaubnis ein- 
zuholen, zeitweilig auf diese Steuer zurück. Im Jahre 1258 wird 
sie von den Schiedsrichtern als zu Rechte bestehend anerkannt, 



^) Quellen TI, 384, pag. 399 : dicimus autem in commiini diffinientcs, quod 
magistli.Ciuium vol alii potentes Ciuos in braxatione Cercuisic et in pistura 
panis et in venditione cai'nium et in foro piscium ac in aliis quibuscunquo nihil 
penitus attemptent contra cominune statutum Ciuitatis. 

^) s. 0., pag. 38 ff. 

^) s. u., pag. 53 fF. 

*) Quellen I, pag. 85 ff. 

^) s. 0., pag. 31. 
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wenig später, 1274, erfolgte die Bestätigung dieser Gerechtsame 
von Reichswegen durch König Rudolf. 

Gemäss der Bestimmung König Ottos IV wurde der Malter 
Getreide mit einer Steuer von 1 den. belastet.^) Dieser Modus 
bleibt die ganze Zeit hindurch aufrecht erhalten, nur dass eine 
Erhöhung des Steuersatzes stattfand.^) Zur Zeit der ordinancien 
wurde dieser Satz von 2 sol. auf 4 sol. erhöht, also vom 24 fachen 
auf das 72 fache des ursprünglichen Ansatzes.*) Das zum Mahlen 
bestimmte Korn wurde in Säcken, welche niclit mehr als einen 
Malter fassen durften, eingeführt.^) Die Steuer wurde vor den 
Tlioren von den Zöllnern erhoben^) und musste unbedingt bezahlt 
sein, bevor das Korn zur Mühle gebracht wurde. ^') Unverzolltes 
Korn galt als verfallen. Die Untersuchung, ob etwa gegen die 
Bestimmung, dass kein Sack mehr als einen Malter fassen durfte, 
war bei der Steuererhebung vorhergesehen. Konfiskation alles des- 
jenigen Getreides, das über das vorgeschriebene Mass hinausging, 
war die Folge dieser versuchten Steuerdefraudation. ') 

n. Die denarii virgae. 
Die denarii virgae sind die Erträge aus der Besteuerung des 
Weinzapfes. Jeder, der die Berechtigung zimi Weinzapf erlangen 
wollte, bedurfte der Aufnahme in die Weinbruderschaft, welche von 
der richerzeche verliehen wurde. Für die Aufnahme musste er eine 
bestimmte Summe Geldes bezahlen. Vierfeljährlich wurden diese Be- 
träge ebenso wie die Bürgergelder an die Stadtkasse abgelieferf. ®) 

^) s. 0., pag. 31, Amn. 1. 

7 Quellen I, pag. 89. 

^) Diese anscheinend enorme Erhöhung lässt sich zum Teil infolge der 
Münzvei-schlochtei-ung in Köln erklären. Nach Kmse, Kölnische Geldgeschichte 
bis 1386 — Trier 1888, pag. 119 — hatte der Denai* im 13. Jalu-h. einen Wert 
von 0,3 Rm., Mitte des 14. Jahrh. der sol., also 12 den., einen solchen von 0,47 Rm. 

*) Quellen I, pag. 89: ind in eynchen sache me vunde, dan eyn malder, 
dat me, dat is verlorn. 

") Quellen IV, 285, pag. 299: unse heren vanme raide guimen den toll- 
ncren, die des mailtoltz warden vur den poiizen. 

^) Quellen I, pag. 89: vort weirt sache, dät cynich Kom zo der moelen 
wurde gevou-t unvertzolt, dat is verlorn. 

Quellen IV, 285, pag. 299: lefint hee is ind untfemt hce den toll, so sali 
liee dan dat broit of moyle zomail vorloiren hain. 

') s. Amn. 4. 

^) s. 0., pag. 47. 

4 
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Die Erhebung der Steuer war folgendermassen organisiert: 
Jedes Stücktass Weines wurde mit der städtischen Yisierrute ver- 
messen, und es wurde sodann eine seiner Grösse entsprechende 
Steuer erhoben, i) daher der Name »Rutenpfennig, veryerepenninc,^) 
denarii virgae oder virgulaturae.«"^) Wir haben also in dieser 
Steuer, da dieselbe von dem Wirte bezahlt wurde, eine Art Ge- 
werbesteuer vor uns. Zwei städtische Beamte, famuli virgas por- 
tantes^) oder bitsiere,^) wie sie gewöhnlich genannt werden, waren 
zum Vermessen der Weinfässer angestellt. Ihnen waren die städtischen 
Yisierruten übergeben, 2 an Zahl, vollkommen gleiche, also dat 
man de eyne vur den andern nyet kennen en moege. Zur Ober- 
aufsicht waren 2 weitere Ruten gleicher Art für die städtische 
Rentkammer beschafft.^) 

Ein beliebter Weg, diese Steuer einzuziehen, war der, dass 
man ihre Erträge verpachtete. Im Jahre 1310 wurde auf eine 
Gesellschaft stadtkölnischer Bürger der Niessbrauch dieser Steuer 
auf 2 Jahre übertragen.^ Das Pachtgeschäft wurde durch die 
Gesamtheit der städtischen Behörden, die iudices, scabini et consiliuni, 
abgeschlossen. Gemäss den Bestimmungen des Kontraktes zahlten 
die Pächter an die reddituarii ciuitatis, die Rentmeister der Stadt 
allwöchentlich eine Pachtsumme, welche die ganze Pachtzeit hin- 
durch die Höhe von 7 Mc. 11 sol. beibehalten sollte. Dafür standen 
den Pächtern die Erträge der Steuer, welche für jedes frustum 
Weins auf 2 den. festgesetzt wurde, zu.^) Die Stadt verlangt so- 
dann die nötige Sicherheit für Zahlung der Pachtgelder. Jeder 
Gesellschafter stellte für die rechtzeitige Ablieferung der Pacht- 
summe 2 Bürgen, welche eventuell so lange in Schuldhaft; ge- 



*) Quellen I, pag. 90: Item van yecklichein Rommein oueh XTI den., die 
getzapt werden. 

«) Quellen m, 572, pag. 540. 

^) s. 0., pag. 47, Anm. 1. 

*) Quellen III, 572, pag. 540. 

^) Quellen I, pag. 89. 

^) ebenda. 

QueUen m, 572, pag. 539. 

®) ebenda: dabimus et pagabimus qualibet septimana magistris reddituuni 
Vn marc et XI sol. pro pensione. — Nos etiam de quolibet fmsto vini iiou 
magis quam duos denarios recipiemus et levabimus. 
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halten werden konnten^ bis die schuldige Summe gezahlt war.^) 
Das Verpachten der Steuer fand also, kurz zusammengefasst, unter 
folgender Voraussetzung statt: eine bestimmte Summe musste die 
ganze Pachtzeit hindurch an den vereinbarten Terminen bezahlt 
werden. 

Die famuK pro tempore virgas poftante& werden in obigem 
Falle dem Konsortium zugewiesen, in dessen Gegenwart sie tot 
dem Kate der Stadt tactis sacrosanctis schwören müssen, unbe- 
stechlich ihr Amt verwalten zu wollen. Natürlich behielt sich die 
Stadt, auch im Falle dass die Steuer verpachtet war, die Ober- 
aufsicht durch ihre Eentmeister vor. 2) Ihnen mussten Übertretungen 
des Steuerreglements angezeigt werden, sie hatten sodann die Straf- 
gelder einzuziehen.^) 

Die Urkunde von 1310 setzt die wöchentliche Pachtsumme 
für diese Steuer auf 7 mc. 11 sol. fest, 1370 schwanken die wöchent- 
lichen Erträge zwischen 63 mc. und 157 mc. 12 den. Zum Teil 
mag diese kolossale Steigerung auf den grösseren Konsum zurück- 
zuführen sein; sicher haben wir aber auch in diesem Falle eine 
Steuererhöhung vor uns. Nach den ordinancien^) betrug die Ab- 
gabe für ein Fass Weines von 2 Ohm 14 Quart ^) 2 sol., für ein 
kleineres 12 den. Wie gross die Steigerung im Vergleich zum 
Steueransatz vom Jahre 1310 war, lässt sich nicht konstatieren, da 
nicht gesagt ist, wie viel im Jahre 1310 das frustum vini enthielt. 

in. Die denarii cerevisiae. 
Der »Bierpfennige« musste schon ausführlicher in dem Ab- 
schnitte der Arbeit gedacht werden, in welchem der Übergang der 
Finanzhoheit auf die Bürger dargestellt wurde. Es genügt daher. 



') Quellen III, 572, pag. 539: principalis debitor monitiis intrabit eaadem 
emunitatem, quam non exibit sub iui*amento suo cum aliis ad iacendum tamdiu, 
donec de defectu pensionis non solutae magistris reddituum ciuitatis plenarie 
fuerit satisfactum. 

2) Quellen I, pag. 90: ind so wa eynich peichter deser boyssen eyncho 
vpboevo — buysscn geheisch der Rentmeystere. 

«) s. Anm. 2. 

*) Quellen I, pag. 90: dat man van yecklichem stucke wijns sal neymen 
II s. bis an in ayme YI vierdeil myn u. s. w. 

^) Lamprecht, Deutsches Wirthschaftsleben Bd. II, pag. 501: 1 can-ada 
AYein = 6 aymen, 1 aymen = 20 quart, also III ayme VI vierdeil myn = 2 ajonen 
14 quart. 
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an dieser Stelle die Hauptniomente in der Entwickelung der Öe- 
steiierung des Bieres mit wenigen Worten zusammenzufassen. Die 
erste urkundliche Erwähnung dieser Steuer fällt in das Jahr 1212, 
sie wurde damals der Stadt Ton Otto IV auf drei Jahre privilegiert. 
Wir wissen, wie unter Beschränkung der Steuer auf einen be- 
stimmten Zeitraum, zunächst auf 3, dann auf 10 Jahre, wiederholt 
auf dieselbe zurückgegriffen wurde; wir wissen, dass Erzbischof 
Conrad von Kaiser Friedrich 11 diese Steuer übertragen wurde, 
dass dieser aber mit Rücksicht auf die damalige politische Lage von 
diesem kaiserlichen Privileg keinen Gebrauch machte. Er begnügte 
sich mit der Hälfte der Steuererträge, während die andere Hälfte 
der Stadt zufallen sollte. Dieser Zustand blieb bestehen, auch 
nachdem die Stadt den Kampf um ihre Unabhängigkeit gegen die 
Erzbischöfe Conrad und Engelbert H siegreich bestanden. 

Im Jähre 1212 wurde bestimmt, dass von jedem Malter des 
zum Brauen bestimmten Getreides eine Steuer von 1 den. erhoben 
werden sollte. Diese Besteuerung fand zuerst in den molendinis 
brasiorum, den Mälzereien oder Malzmühlen, statt. Späterhin trat 
eine Änderung ein, welche zuerst für das Jahr 1275 bezeugt ist. 
Es wurde nunmehr die Abgabe von den doleis braxatorum ent- 
richtet.^) Der ordinancie van dem Bierpennynghe^) zufolge sind 
die dolei braxatorum die Bottiche, in welche das Bier zum Ab- 
dampfen aus dem ersten Kessel übergeführt wurde. Diese Bottiche 
waren imter städtischer Kontrole ausgemessen, war ja doch be- 
stimmt, dass, was sie an Wasser fassen konnten, davon je 1 aymen 
6 den. Steuer zahlte.^) 

Weshalb in der Erhebung der Steuer die gedachte Wandlung 
vorgenommen wurde, ist mit voller Sicherheit nicht zu sagen. 
Wahrscheinlich hoffte man auf diese Weise den Unzuträgliehkeiten, 
welche nach Einführung einer Accise auf Malzimport sich einstellen 
konnten, aus dem Wege zu gehen. 

Reiche Erträge warf diese Steuer in früherer Zeit ab. Am 
26. Juli 1275 nahm die Stadt Köln eine Anleihe von 1530 mc. 



*) Quellen m, 109, pag. 80: illum denarium, qui reeipiohatur primo de 
molendinis brasiolnim et nutic in doleis braxätonim. 

2) Quellen I, pag. 96. 

') ebenda: van den Boetgln, die ywy den pannen steent, wat de an Wassoi* 
haldent vmber van der aymen VI den., half der Steede ind half dem Ertze- 
buKchoff, as maench hier as man bniwet. 
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auf ^), sie versprach bis zu St. Kemigius, den 1. Oktober, die Zurück- 
Zahlung der Summe. Ist bis zu diesem Termine die geliehene 
Summe nicht zurückgezahlt, so erhalten die Gläubiger 12 me. 
wöchentlich aus den Erträgen der Brausteuer. 2) Die Stadt muss 
damals nicht imstande gewesen sein, dieser Verpflichtung nach- 
zukommen. Schon am 2. Oktober desselben Jahres verpfändet sie 
für 2704 mc. die ganzen Erträge dieser Steuer auf 4 Jahre und 
10 Wochen. Ziehen wir nun in Betracht, dass dies nur die eine 
Hälfte der Steuererträge Avar, die andere stand ja dem Erzbischof 
zu, dass die Gläubiger sicherlich kein schlechtes Geschäft gemacht 
haben, so erhalten wir die erkleckliche Gesamtsimime von ca. 5000 mc, 
für ein Jahr kommen daher auf den städtischen Anteil ca. 6 bis 
700 mc. 3) 

Diese Steuererträge sind dann im Laufe der Jahre bedeutend 
zurückgegangen. In dem Steuerregister von 1370 schwanken sie 
zwischen 4 mc. 6 den. und 5 mc. 9 sol. für die Woche. Die Ge- 
samtsumme für das erste Quartal betrug 65 mc. 5 sol. 6 den.,^) 
für das ganze Jahr würden wir demnach eine Summe von ca. 250 mc. 
erhalten, also ungefähr Ys d^s Ansatzes von 1275. Bei der noto- 
rischen Münzverschlechterung muss dieser Vorgang um so mehr 
auflFallen. Worin der Grund dafür zu suchen ist, ob etwa in dem 
verminderten Bierkonsum, oder ob vielleicht der Steuersatz herab- 
gesetzt ist, was wahrscheinlicher ist, kann mit Sicherheit nicht ent- 
schieden werden. 

IV. Die denarii de sale. 
Im Jahre 1375 war infolge innerer Zwistigkeiten unter den 
Kegierenden in Köln ein Teil namentlich derjenigen Patrizier, welche 
aus dem alten Schöffenstande hervorgegangen Avar, aus der Stadt 
vertrieben. Sie flüchteten zu Erzbischof Friedrich in der HofEnung, 
durch seine Beiliülfe ihre massgebende Stellung wieder erringen 
zu können. Natürlich war diese Unterstützung nicht für umsonst 
zu haben; einen Teil der städtischen Freiheiten müssen sie zu 
Gunsten des erzbischöflichen Stuhles preisgeben. Unter anderem 

^) Quellen lU, 109, pag. 80. 

^) ebenda: habebunt pro duodecim mai'uis stoiiiugorum singulis septimanib . 
Solutionen! pecunie sue predicte. 
») Quellen Ui^ 113, pag. 89. 
-*) s. 0., pag. 47, 
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gestanden sie ihm in diesem Vertrage die beim »Massen« des 
Salzes erhobenen Abgaben zu, as dat van alders herkommen is. ^) 

Das Recht, eine Abgabe vom Salz zu erheben, war somit vom 
Erzbisehof auf die Stadt übergegangen. Der gewöhnliche Vorgang 
bei der Erwerbung früherer erzbischöflicher Regalien seitens der 
Stadt war der, dass der Erzbischof diese Hoheitsrechte zunächst 
an stadtkölnische Bürger vei^pfändet hatte. Natürlich war der immer 
verschuldete erzbischöfliche Stuhl meist nicht imstande, die ver- 
pfändeten Regalien wieder einzulösen; und so konnten sie durch 
Weiterkauf leicht in den Besitz der Stadt übergehen. Einen gleich- 
artigen Fall haben wir wahrscheinlich in dem Übergang des Salz- 
regals auf die Stadt vor uns. Ein bestimmtes Jahr, wann sich 
der Erzbischof zuerst dieses Rechtes begeben, kann nicht angegeben 
werden. Urkundlich steht fest, dass die Stadt Köln bereits im 
Besitz des Salzregals war, als sie sich im Jahre 1204 dem Könige 
Philipp unterwerfen musste.^) Wir kennen den damals abge- 
schlossenen Vertrag. Die Salzsteuer wurde in ihm als eine in- 
debita exactio für alle Zukunft verboten. Für die Praxis war 
dies Verbot ohne Belang. Die Stadt hatte durch rechtmässigen 
Kauf dieses Hoheitsrecht des Erzbischofs erworben, und da ihr 
der Besitz desselben rechtlich nicht streitig gemacht werden konnte, 
hören wir nirgends von irgend welchen oppositionellen Versuchen 
des Erzbischofs dagegen. Erst im Jahre 1375 hielt er, durch die 
Innern Wirren der Stadt veranlasst, seine Zeit für gekommen, um 
wiederum von den verlorenen Regalien Besitz zu ergreifen. 

Aus dem Weistum der Schöffen von 1375 erfahren wir, dass 
die Abgaben beim »Messen« des Salzes erhoben wurden.^) Urkund- 
lich steht es fest, dass in Köln ein besonderes Haus für den Salz- 
handel vorhanden war. Gemäss der ordinancie van dem Saltz- 
pennynghe *) betrug die Abgabe, welche für das Messen eines Sackes 
Salz erhoben wurde byunen hüuen ind buyssen hüuen 4 sol. ; ferner 
hören wir, dass in einem nicht näher bezeichneten Hause ein Hut 



^) Quellen Y, 96, pag. 106 : vort die iueden, die muntze, die muelen halft", 
die gruyss, die portzentollo in vietolle binnen der Stadt in die maisso von saltze, 
die veitswagen ind des gelychs sind unses heren van Colne ind syns gestichtz 
as dat van alders herkommen is. 

2) s. 0., pag. 29 if. 

*) s. 0., pag. 53. 

*) Quellen I, pag. 93, 
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— jedenfalls das Normalmass — für das Messen des zu Schiff 
nach Köln importierten Salzes aufbewahrt worden ist. i) Höchst 
wahrscheinlich war dieses Haus das für den Salzverkauf bestimmte, 
und wir haben dann in Köln beziehentlich des Salzhandels ähnliche 
Verkehrseinrichtungen, wie sie Sclioenberg für Basel nachgewiesen 
hat. Dort ging ddr ganze Handel mit Salz entweder im städtischen 
Salzhause oder imter behördlicher Kontrole bei den gewissemiassen 
vom Staate konzessionierten Händlern, den »Grempern«, welche 
den Kleinhandel vermittelten und das Salz aus dem städtischen 
Salzhause beziehen mussten, vor sich. 2) Das Abmessen des 
Salzes besorgten in Köln wohl die müdder, städtische Beamte, 
deren Thätigkeit wir bei der Malzsteuer näher kennen lernen 
werden. ^) 

Die Einfuhr des Salzes nach Köln erfolgte zu Lande und zu 
Wasser. In ersterem Falle scheinen nur geringere Lasten abge- 
messen worden zu sein. Zur Zeit der ordinancien betrug die Ab- 
gabe für das Messen eines Sackes Salz, wir sahen es oben,^) 4 sol. 
Kam das Salz als Schiffsfracht an, so musste der Stadt zunächst 
von einem jeden Schiff der dritte Teil eines Hutes Salz 5) abge- 
liefert werden, sodann erfolgte das Abmessen der Fracht. Jeder 
Hut Salz zahlte eine Steuer von 20 den.,^) jedes Hundert eine 
solche von 25 sol.,^) gleichviel ob es gemessen wurde oder von 
einem Schiffe in ein anderes gebracht wurde. Also sogar einen 
Durchgangszoll erhob man. Diese Steuersätze galten für die aus- 
wärtigen Händler; die Bürger zahlten eine feststehende Abgabe 
von 4 den. ^) 

*) Quellen I, pag. 100: Irid man sal yein eynen hoyt leueren in dat schif 
Ind hee sal yn weder in dat huys leueren. 

'^) Finanzverhältnisse der Stadt Basel, pag. 83. Tübingen 1879. 

^) s. u., pag. 66 if. 

*) s. 0., pag. 54. 

") Quellen I, pag. 100: Item so wie saltz in schiffen brengt, dat yerste 
dat he an lant kunipt, so is he schuldich eyn dyrdeill van eyme hoyde saltz. 

*') Quellen I, i>ag. 93 : vort eyn hoyt, de up dat lant geyt, gilt 20 d. 

'j Quellen I, pag. 92: Item van Saltz is hie schuldich van dem hundert 
25 sol., id werde gemessen off vngemessen off oeuergewoipen vyss eyme Schyffe 
in dat ander. 

®) Quellen I, pag. 93 : So wa dat unse Burgere gevryhet synt, die engel- 
dent nyet dan IIU Pen, 



Digitized by 



Google 



— 56 — 

Beim Kleinhandel mit Salz wurden an Abgaben erhoben von 
einem Sacke Salz, der mehr als 1 sumber fasste 18 den., die Vs 
dem Verkäufer, Vs ^^^ Käufer zu zahlen auferlegt waren. Was 
unter 1 siunber fasste, war in diesem Falle steuerfrei.^) 

V. Die denarii de hallis. 

Das städtische Kaufhaus bestand aus mehreren Hallen. Neben 
der eigentlichen Kaufhalle, welche zum Verkauf von Tuch, Leder, 
Fellen und Alaun bestimmt war, bestand abgesondert das Garn- 
haus, in welchem der Handel mit Garn, Flachs, Werg, Seilen vor 
sich ging, und . das Leinwandhaus, das allein zum Verkauf der 
Leinwand benutzt wurde. 2) In der Zeit, welche diese Arbeit be- 
handelt, hatte die Stadt noch nicht vollständig das alleinige Besitz- 
recht an diesen Hallen erworben. In den Jahren 1373 und 1374^) 
werden verschiedene Anteile, welche Klöster, z. B. St. Gertrud und 
St. Martin, sowie kölnische Bürger, z. B. Hilger HirtzeUn an dem 
craymhuysse hatten, ee id eyne halle wurde, durch Geld abgelöst. 
Dieses Rechtsgeschäft wurde damals eingetragen in der stede 
registren up der rentkamern. ^) Dass auch schon in früherer Zeit 
die gesamten marktpolizeilichen Bestimmungen, sowie die Bestimmung 
der Höbe der Abgaben von dem Magistrat geordnet wurden, ist 
selbstverständlich. Wir müssen annehmen, dass die einzelnen An- 
teile auf der Stadt Kentkammer aus den Einnahmen von diesen 
Hallen an die Privatbesitzer ausbezahlt wurden. 

Zur Aufrechterhaltung der Ordnung hatte die Stadt in diesen 
Kaufhallen eine Anzahl von Beamten angestellt, den hallemeyster, 
die wyger und stryger,^^) ferner die vereideten Makler, die vnder- 
keuffer. Alle diese Beamten müssen die Versicherung an Eides- 
statt abgeben, in der Kaufhalle weder selbst Handel zu treiben, 
noch von anderen für sich treiben zu lassen, ussgenomen yre wijf, 
die da Coufwijf synt.^) Sie müssen sich ferner verpflichten, Nie- 

^) Quellen I, i)ag. 93 : wat under eyine Suiubern is, dat eii gilt nyet. Mer 
wat darenboyueu is, dan äff gilt eyu Sack XVIII d. VI. d., de id verkeuft ind 
XII d., de id gilt. 

») Quelleu 1, 100 ff. 

«) Quellen V, 12, pag. 13; V, 20 pag. 25 und V, 31) pag. 39; V, 35 pag. 30. 

*) Quellen V, 20, pag. 25. 

*) Tuchmesser. 

«) Quellen 1, pag. 103. 
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mand zu irgend welchen Gratifikationen zu drängen, abgesehen 
von dem ihnen beim Handel zustehenden wijnkouf. ^) 2) 

Zwei städtische Richter sind auf ein Jahr immer angestellt, 
Kecht zu sprechen den Bürgern und Fremden. Zu ihren Funktionen 
gehörte die Verpflichtung, einen jeden, der Handel treiben wollte, 
mit den Statuten der Kaufhalle bekannt zu machen, up dat sich 
mallich hoede syns Schadens.*) Dreimal tagt das Gericht all- 
wöchentlich, am Dienstag, Donnerstag und Sonnabend. 

Auch den Wirten, bei welchen die fremden Kaufleute abzu- 
steigen pflegten, war der Handel im Kauf hause verboten. Ihre 
Pflicht war es, die Fremden selbst oder durch geeignete Stell- 
vertreter einzuführen und für sie gewissermassen als Bürgen zu 
fungieren; sonst war fremden Händlern der Handel daselbst nicht 
gestattet.*) Nur der Handel en gros fand hier statt; ^) an Waren 
wurden verkauft: Gewänder, Zwilch, Leinwand, Garn, Flachs, SeilQ, 
Leder und gegerbte und ungegerbte Felle. Alle diese Waren 
niussten sofort ins Kaufhaus eingeliefert werden, nicht eine Nacht 
sollten sie ausserhalb lagern.^) Eine Ausnahme Avar nur gestattet 
in dem Falle, dass das Kaufhaus eines Festtages halber geschlossen 
war. Mit ausserordentlich hohen Geldstrafen von 5 bis 18 nie, 
wurden Übertretungen dieser marktpolizeilichen Verordnungen ge- 
ahndet. 

Die Abgaben, welche hier erhoben wurden, setzten sich aus 
zwei verschiedenen zusammen, eine gebührenartige für den Handel 
und eine für das Abwiegen der Waren. 



') Quellen I, pag. 103 : voi*t so ensoilen die hallemeyjster noch wygcie noch 
sti'ichere nyemant drengen vmb geynrekunne gaue ofgenoss, vssgfenoyinen wijnkouf. 

^) Handgeld. 

') Quellen I, pag. 103: voi-t so moigen die tzwene Richter die dat yair 
öitzent, gebieden den wirden ind vnsen Bui'geren zosamen, die da vrempde 
gewant brengen, yn zo sagen ind kunt zo dqin de satzunge van der hallen, vp dat 
sich mallich hoede syns Schadens. 

*) Quellen I, pag. 102 : vort so wa oyn wii't uyet by en ys, noch mit syuen 
gesten nyet en goit, noch nyemant van synen wegen, dem en sal man geynen 
Samekouf geuen. 

*) ebenda, pag. 101 : Ouch so ensal nyemant geynen Snyt halden up der 
hallen noch geyn stucke doichs van XU eillen of van XVI eilen dai*up halden 
zo verkoufen. 

^) ebenda, pag. 100 : In dem y ersten so ensal geyn Burger noch wii't noch 
nyemant geyn gut behalden in syjne huys noch benaichten. 
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Beim Tuchhandel zahlte der Händler 32 den., der Käufer 2 solJ) 
Von diesem Gelde standen dem Makler, der das Geschäft vermittelt 
hatte, 13 den. zu, so dass für die Stadtkasse 3 sol. 8 den. übrig 
blieben. Beim Abschluss der Geschäfte mit den übrigen Handels- 
artikeln wurde eine Abgabe von etwa 8V3 Vo? ^^^ j^ 1 ^^^- 1 ^^^-t 
erhoben, welche Käufer und Verkäufer je zur Hälfte trugen. 

An Wiegegeldern wurden zunächst bei der Einfuhr in die 
Halle von der Wage vor dem Kauf hause, um so den Puhrlohn 
feststellen zu können, von je 1 Zentner 2 alte heller, je zur Hälfte 
vom Fuhrmann imd Händler, bezahlt. Belastet war weiter der 
Verkauf des Alaun mit 3 sol. für den soym.*^) Die Abgabe im 
Garnhause betrug für den Zentner 8 den., im Leinwandhause 4 den. 

VI. Der tonnepennich. 

Der Handel mit dem Gut, dat in tonnen koempt — Heringe, 
Bücklinge, Schollen und andere geräucherte Fische, Stockfische, 
Butter, öl, Schmer und Honig — fand auf verschiedene Weise 
statt. 3) 

Wurde von den fremden Händlern die Vermittelung der Wirte ^) 
und Unterkäufer in Anspruch genommen, so vollzog sich das Ge- 
schäft up den warff^) oder in huyser; im anderen Falle, ^) d. h. 
wenn der fremde Kaufmann den Handel selbst ohne Beihülfe be- 
treiben wollte, bedurfte er eines Zeichens, welches er von dem, 
der dat kouffhouys verwart, zu fordern hatte. Mit diesem Zeichen 
erhielt er die Berechtigung in dem städtischen Kauf hause, welches 
für derartige Handelsgeschäfte bestimmt war, Handel zu treiben. 

In ersterem Falle wurde die Accise von den geschworenen 
ünterkäufern erhoben und bewahrt.^) Anscheinend erfolgte die 
Besteuerung an Ort und Stelle, wo der Handel getrieben wurde. 



>) QueUen I, 100. 

*) Quellen I, 102: ind der soym is III zinder. 

^) Quellen I, 91 ff. 

*) ebenda, pag. 93. 

*) »wai*ff« ist zunächst ein gegen Übei^schwemmung autgeworfener Erd- 
hügel, dann wohl ein »öffentlicher Platz« der Fischmarkt, s. u. pag. 125. 

®) Quellen I, pag. 93 : Item so wat guetz herkumpt van vreymden luyden 
ind hynder die wirde neyet gelacht wu*t, Ind vp den warff off in huyser, dae 
van sali der Kouffman ejTi tzeychen gesijnnen ind haelen an dem, der dat 
kouffhuys vei-wart ind bevoilen is. 

') ebenda, pag. 91 : voit so solen die umlerkeuftere de Assyse be waren, 
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war ja in dem einen Falle den Wirten ausdrücklich die Verpflich- 
tung auferlegt, darauf zu achten, dass nichts unverzollt aus ihrem 
Hause geschafft wurde. ^) Die Zollsätze für diese Güter betrugen: 

1 tonne butteren 2 sol. 

1 tonne herinx 2 - 

1 tonne visch 2 - 

1 ^ aust herings 2 - 

1 ^ buckings 2 - 

1 Karre visch 6 - 

1 Korff druger scholen 2 - 

dit seine gut sali eynen s. me gelden van den hollanderen, bis as 
lange dat gelt bezaelt wirt, dat verlacht is. 

eyne Karre visch 3 sol. me. 

eyn Korft* druger scholen 2 - 

1 balle stock visch 2 - 

Sie galten nur für die fremden Kautleute: der kölnische Bürger, 
welcher die Waren zum Kleinhandel einführte, zahlte nur die halbe 
Accise.2) Schmer, öl und Honig zahlten ebenfalls 2 sol. von jeder 
tonne mande off meyse.^)^) 

Waren diese Bestimmungen mehr für den Handel getroffen, 
welcher dazu diente, die Bedürfnisse der kölnischen Bürger selbst 
zu befriedigen, so bestanden für den Grosshandel andere Zollsätze. 
3 mc. von jeder laste ^) betrug hier die Steuer mit Ausnahme von 
Öl und Schmer, wovon nur 2 mc. gezahlt wurden. 

Neben diesen Abgaben vom Tonnengut bestand weiter ein 
Durchgangszoll und zwar in der Höhe von 1 mc, falls die Schiffe 
in Köln anlegten^) oder die Wagen, auf denen das Gut geführt 
wurde, durch die Stadt fuhren, um die Waren zur Weiterbeforderung 

^) Quellen I, pag. 91 tf. : vort so soiicn die wijrde engeyn tonnegüt vsser 
yrme huiss laissen ghaen, Sy en hauen zeei-st der Steede assyse betzaelt. 

^) ebenda: voi"t sij zo wissen, off eynich man gut gelde ind weulde dat 
slijssen in syme huyss, de sal der Steede halue assyse gelden. 

^) ebenda, pag. 91 : dat is zo verstain van yeckliger thonuen, manden off 
meysen 11 s. 

*) mande = ein Korb ohne Henkel, meyse = ein Hohlgefäss, Korb. 

*) laste ein Gewicht := 12 sacca. 

«) Quellen I, pag, 91 ff. 
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auf die Schiffe zu bringen, i) Wurden die Güter von den Schiffen 
ans Land gebracht, damit dieselben umgeschichtet Averden könnten, 
ohne dass jedoch dabei ein Verkauf stattfinden durfte, so war die 
Steuer auf 2 mc. erhöht. 2) Diese Zollsätze galten sowohl für die 
Bürger als für die fremden Kautleute. 

VII. Der stadepennich, 

Der stadepeunig, in den ordinancien »bestadepennich« genannt, 
bestand aus denjenigen Geldern, welche fremde Kaufleute für den 
Handel mit Wein, Wolle, Gewändern, Waid und allen denjenigen 
Waren treiben wollten, die man in Köln unter den Namen das 
»gude van gewichte« zusammenfasste. 3) Es gehörten dazu alle die 
Handelsartikel, welche weder in den Kaufhallen^) verkauft, noch 
als Tonnengut ^) nach Köln eingeführt wurden. Der stadepennich 
war also ein Marktstandgeld. 

Zu diesem Handel bedurfte man eines Zeichens, Avelches in 
den städtischen bestadehuys ^) von dem bestader oder vom Pächter 
des bestadehuys in Empfang genommen wurde. ^) 

Für ihre Bemühungen 'Averden sie vom Händler bezahlt, sie 
erhalten von dem Coufmanne oder dem Karremanne eine Flasche 
Weins oder den Werth derselben in der Höhe von 4 soL, sie müssen 
schwören, die fremden Kaufleute zu weiteren Abgaben nicht drängen 
zu wollen.^) 

. Die Höhe der Abgaben bestimmte sich nach der Grösse der 
Fuhrwerke, welche diese Waren' einführten, sie betrug zur Zeit 



^) ebenda : so wat Kaiien off waen durch dese Stat vai-ent — ind allhie 
weder geladen wurde in Schiffe of up ander getzauwen. 

^) ebenda : ind wurde alsulch gut alhie aftgeladen in wui'de allhie gepackt 
ind geroit u. s. w. 

^) Quellen I. pag. 108: eyn waen sal gelden UI wyspennynck, de last 
hait geladen wan wyne, van wollen, van ge wände off van gude van gewichte. 

*) s. 0., pag. 56 ff. 

«) s. 0., pag. 58 ff. 

*"') Quellen I, pag. 93: voii; so on sal man jn dem bestadehuys geynen 
wijn zapi)en noch verkouffen. 

') ebenda: voii so ensal der peichter noch der bestader heimlich noch 
ofienbair van dem Coufmanne noch van dem KaiTemanne nyet me neymen dan 
oyne flessche wijns, of yre wert dai'vur lud dat soilen sij zo den heilligen 
sweyren. 

" «) s. Anm. 7. 
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der ordinancien von einem Wagen 3, von einer Karre ^) 2 Weis- 
pfennige. Geringere Lasten Weins zahlten einen niedrigeren Satz; 
für je 1 Ohm 8, für je eine Tonne 6 den. ^) 

Vm. Die Wollpfennige. 

Der Wollhandel vollzog sich in Köln entweder in der städti- 
schen »Wollküche« ^) unter Aufsicht des »Küchenmeisters«, oder 
er fand ausserhalb derselben statt unter Vermittelung der Makler 
und Wirte. ^) Die Wolle wurde nach Gewicht, nach cluweden, 
verkauft. Die Abgabe, welche beim Kaufgeschäft erhoben wurde, 
betrug für je 1 cluwede 6 den.^) Unterkäufer und Wiegemeister 
wurden für ihre Mühewaltung von den beiden Kau^arteien bezahlt 
und zwar erhielt jener für den Yerkauf einer cluwede WoUe 6 den., 
dieser für das Abwiegen 2 den.^) Ob diese Abgabe vom Verkäufer 
oder vom Käufer oder aber von beiden nach einem bestimmten 
Verhältnis getragen wurde, dafür ist keine Vorschrift überliefert. 

Zu diesen gebührenartigen Abgaben kommen bei der Sum- 
mierung der gesamten Wollsteuer noch die Erti'äge aus einem 
Durchgangszoll, in der Höhe von 1 den. für die cluwede,'') und 
ein Eingangszoll für diejenigen kölnischen Bürger, die ihre Wolle 
von ausserhalb bezogen und auf eigenen Gespannen einführten, 



') s. 0., pag. 60, Anm. 3. 

*) Quellen I, pag. 104 : voi't weert sachc dat eyn waen of ojnQ karre nyot 
dan III aymen wijns geladen hette, de guido half as vole as vui's is. 

dit is zo verstain de ayme YTII d. ind de tonne na irine gebur darna mit 
nanien YI d. 

^) Quellen I, pag. 96 : Id sy binnen der wollkuchon aif dar en buyssen. 

"*) ebenda: Item alle wyrdo alle vnderkouffere , alle wygere ind sunder- 
ligen der Kuchenmeister, die en seilen noch oucli nyemant van jTon weigen by 
gesworen eyden buyssen noch bynnen der kuchcn geynreleye wolle golden 
nocli verkouffen. 

^) Quellen I, pag 16 : dat eyn yecklich cluwede wollen, dat bynnen lU're 
Stat verkauft wirt dat gilt der Steede VI den. 

^) ebenda; Item so wa die vnderkeulfere by synt, so gift man yn oucli 
van yeckligem cluwede YI d. 

ind den wygern 2 d. vur yi'e arbeit. 

^) ebenda, pag. 97 : item so wat wollen Id sy, de durch die Stad geit vn- 
Verkoufft da sal man van yeckligem cluwede of neymen 1 d. 
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um sie in Köln zu verwirken, in der Höhe von 4 den. für die 
cluwede. ^) 

Es ist anzunehmen, dass die Steuer von dem Küchenmeister 
oder von den Maklern in Empfang genommen wurde, oder sie 
wurde als Durchgangszoll oder Importsteuer an den Thoren erhoben. 

IX. Die Krahnengelder. 

Die Krahnengelder sind die Abgaben, welche für das Empor- 
winden der Güter ans den Schiffen vermittelst der städtischen 
Krahne Iwzahlt wurden. Der Gebührensatz, Avelcher sich nach der 
Grosse und dem Gewichte der Güter bestimmte, Avurde durch die 
ordinancien festgesetzt: 2) 

Für eine Tonne Wein 8 den. 

Für ein Fass Wein von 1 Ohm Inhalt 8 - 

1—3 Ohm Inhalt .... 12 - 

3—78) Ohm Inhalt ... 2 sol. 

über 7 Ohm Inhalt, aber nicht 

mehr als 10 Ohm 3 - 

Für das Elsässer voyder, die Eilsesser vierdunck . 3 - 
Für einen scaepele gewande, Sardoich, Koede, Wachs 

und das gude van gewichte 2 - 

Für ein grosses vass Stahl 2 - 

Für ein kleines, dat yrre zwenc dragent 2 - 

Für einen grossen Mühlstein von 17 oder 16 palnien 8 - 

Für einen Mühlstein von 15 oder 14 palmen ... 6 - 
(Für kleinere Mühlensteine verringern sich die 
Gebühren in demselben Verhältnis.) 

Für ein hundert Drachenfeltzer Steine 30 - 

Für ein voyder Bloch-(Bruch)steine 2 - 

Diese Sätze galten für Bürger und fremde Kaufleute, nur die 
Abgabe für grosse Mühlensteine von 17 oder 16 palmen war für 
diese auf 1 mc. erhöht,'*) Sie vertreten ersichtlich die Importsteuer 

*) ebenda: Item wilche Biu'ger, die yi-o eygen gctzauwen liaint die van 
en buyssen jTe wolle geldent, die sy seiner venvirkent, da soelen sy af geüen 
van yecklichen cluwede IlII d. 

«) Quellen I, pag. 85. 

") So anscheinend zu lesen für: In dem yersten so gilt oyn stucke wijns 
dat onder Seeuen ajinen heldt bis an den aymen 2 sol. 

"*) Quellen I, pag. 86 : Item van anderen ^Teympten luden eyne mai'c. 
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für die zu Schiffe ankommenden Warön der gedachten Gattungen, 
wie wir daraus entnehmen können, dass für eine tonne Wein, 
welche aus dem Schiffe getragen wurde,, der gleiche Gebührensatz 
galt, wiefür den Fall, dass man die städtischen Erahne bei dieser 
Arbeit in Anwendung brachte.^) 

Zur Empfangnahme der Gelder waren die Craenmeister und, 
waren die städtischen Erahne verpachtet, die Pächter berechtigt. 2) 
Natürlich übte auch im letzteren Falle der Rat von Eöln durch 
seine Rentmeister eine Oberkontrole aus. Beim Übergang der 
Erahne von den Pächtern an die Stadt oder im entgegengesetzten 
Falle mussten die Rentmeister eine gütige Einigung inbetreff der 
Abnutzung der Erahnseile abschliessen. ^) Die Erahnmeister sorgen 
dafür, dass schadhaft gewordene Erahnseile durch neue ersetzt 
werden.^) Baldmöglichst sollen sie die Rentmeister oder Pächter 
um eventuelle Neubeschaflfung derselben anhalten. Sind diese lässig, 
sodass durch diese Verzögerung Unfälle beim Winden eintreten, 
so tragen sie natürlich den Schaden.^) 

Im allgemeinen bestand schliesslich die Vorschrift, dass die 
Laoten, welche auf einmal gewunden wurden, das Gewicht von 
2 voyder nicht überschreiten sollten, und diese Vorschrift wurde 
auch wohl beachtet, wenn die Stadt durch eigene Beamte die 
Erahne bediente, d. h. für den Fall, dass sie nicht verpachtet waren. ^) 
Direkt war es nicht verboten, grössere Lasten zu winden, nur 
thaten die Pächter dies daim auf ihr eigenes Risiko und waren 
der Stadt für den Schaden haftbar. ^) Die TJnterbeamten, die Erahn- 

^) Quellen I, pag. 85 : dat man eyne ayme off eyne Tonne Wijns in off 
iiyss droege die gilt euch 8 d. 

^) ebenda, pag. 87 : so wilch man deme vnse heren yrre Steide Ci*aenen 
beueylent off deme sij die verpeichtent, dat hee zo den heyigen sweyi'en sali, 
diese sacken truwelichen zo bewaren. 

^) Quellen I, pag. 88: Wanne der Craene in der Steide haut kompt van 
ycmande, der den vur gepeicht hat, so soilen vnse heren oeuermitz ijre Rent- 
meister zerzijt dem seinen die Seill äff vergueden. 

*) ebenda, pag. 88 : dat die Craen seill zu eynoherzijt van alders off van 
Arbeit weigen äff giengen off verslissen u. s. w. 

*) ebenda: ind dat nyet gebessert en wurde, den schaden soilen vnse heren 
off Peichtere richten ind beieigen. 

®) ebenda: dat boyuen zwey voyder swairs zo eyme maile nyet damit 
go wenden en werde. 

') Quellen I, pag. 88 : ind der Steide Schade geschege, den sali der gheen 
richten, die den Craeen gepeicht hedde. 
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knechte waren immer städtische Beamte, sie schwörea, nur die 
Güter derjenigen zu winden, welche die Erlaubnis dazu durch ein 
städtisches Zeichen nachweisen konnten.^) 

Die gleichen Vorschriften galten auch für den Fall, däss die 
SchifiFe unter Inanspruchnahme der städtischen Krahne beladen 
wurden. 2) 

X. Die Abgaben vom Fischmarkt. 
Wie schon oben erwähnt, erkannten im Jahre 1258 die Schieds- 
richter der Stadt das Kecht zu, Abgaben für den Fischhandel auf 
deui Fischmarkte zu erheben. ^) Diese Abgaben waren Marktstand- 
gelder von derselben Höhe wie die Abgaben, welche beim Verkauf 
der Seefische in den Häusern der Wirte erhoben wurden.^) Der 
Oebülirensatz betrug für eine Karre gesalzener oder geräucherter 
Seefische 6 sol.,^) für einen Korb 2 sol.^) 

XI. Die Einnahmen aus der Domwage. 
Anfänglich existierte in Köln nur eine öffentliche Wage, die 
nach ihrem Standorte sogenannte »Domwage«; sie war in erzbischöf- 
lichem Besitz und ging erst im Laufe der Zeit auf dem uns be- 
kannten Wege in den Besitz der Stadt über. Wann dieser Wechsel 
sich vollzogen, ist urkundlich nicht nachweisbar. Vielleicht haben 
Avir einen Anhalt in dem Übergang des sogenannten »punderamtes« 
vom Erzbischof auf den kölnischen Bürger Florinus v. d. Sand- 
kulen, welches er im Jahre 1282 als Pfandobjekt für eine Summe 
von 100 mc. erhielt.^) Genug, 1370 war die Domwage im aus- 
schliesslichen Besitz der Stadt. 



^) ebenda, pag. 87: dat hee zo den heyigen sweyren sal, diese Sachen 
tmwelichen zo bewaren, dat sij geynereleye wijne zo maile upen winden, Sij 
on liauen van yem off van den gheeme, dorne hee dat benoylen hedde, as vni-s. 
is, eyn zeychen. 

^) s. 0., pag. 63, Anm. 1: in off vyss droege. 

") s. 0., pag. 48. 

*) s. 0., pag. 58 ff. 

''•) Qnellen I, pag. 96: Jn dem yei*sten So wat da KaiTon mit Seevischen 
koment gilt eyn yecklige Karre YI s. 

^) ebenda: dat eynich Seevisch in den groissen langen Koeröen qvome, 
da gilt der Koif äff II s. 

^) Quellen III, 225, pag. 194: concessimns pro anniia pensione omnes 
redditns, que nobis infra Coloniam pro venire potenint de illo officio, quod 
vulgariter pundorampt appellatur. 
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Zu gleicher Zeit erfahren wir aus den ordinancien, dass da- 
mals eine ganze Reihe öffentlicher Wagen vorhanden war. Die 
Wage in den städtischen Kaufhallen ist erwähnt;^) ausser ihl* finden 
wir eine Wage am Kramhause,*), die Fettwage ^)*) und die Wage 
so wie man ijser ind stall wijgen sal.^) 

Die Bedienung aller dieser Wagen, so wie das Einziehen der 
Wiegegebühr war in gleicher Weise durch die ordinancie van dem 
gude van gewichte ^) geregelt. Die Wagen werden von städtischen 
Beamten, den pundern, verwaltet, ihnen lag es ob, Konto zu führen 
über alle Waren, welche hier vorwogen wurden, ^ und sodann nach 
dem festgestellten Gewichte die Wiegegebühr mit den Händlern zu 
verrechnen und in Empfang zu nehmen.®) Sie unterstanden der 
Aufsicht eines Wiegemeisters, des assysers, wie er genannt wird:^) 
nur auf sein Geheiss und in seiner Gegenwart sollen sie das Wiege- 
geschäft abwickeln. i<^) 

Die Domwage diente im Jahre 1370 allein noch dem Abwiegen 
von feinen Seidenstoffen, Spezereien, Kolonialwaren und Südfrüchten. 
Die Wiegegebühr war verschieden; sie betrug: 

Für ein Pfund Seide. . i. 2 aide heller. 

Für 3 Pfund musschaten, nalen, prijskornen, 
kaneeltz , bloymen , musschatenbloymen, 
Cobeken, Galagaen, Cardamonium, Zedewar, 



») s. 0., pag. 56 ff. 

^) Quellen I, pag. 94. 

») ebenda, pag. 109 und 113. 

*) An den Erträgen dieser Wage partizipierte zunächst der Erzbischof; 
ihm stand laut den Bestimmungen der ordinancien — Quellen I, pag. 109 — 
die Hälfte zu. Im Jahre 1373 war sie im alleinigen Besitz der Stadt Köln, sie 
wii'd damals in den Weistum der vei*triebenen Schöffen mit unter den Regalien 
des Erzbischofs aufgefühii;, welche ihm zustanden, die er aber eingebüsst hatte. 
s. 0., pag. 53 ff. 

*) Quellen I, pag. 110. 

®) ebenda, pag. 97. 

') ebenda: dat gude van gewichte zo schryuen ind mit den luden zerstunt 
zo rechenen ind van yn zo \Titfangen. 

«) s. Anm. 7. 

^) Quellen T, pag. 97 : id en sy in vntganwordicheit des Assysers. 

^^) ebenda: dat der punder van der dümwaigen geyn gut van gewichte 
wygen en sali, Id en sy dan dat der gheen, dem id vnse heren beueilent de 
assyse vp zoheuen üigaenwordich is. 

5 
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:' Wxinnkruyt, Brusilienhoiütz , Zenobell, 

,. ; Spaensgroene, ebenfalls 2 aide heller. 

. JH^r ein hunderd peffer, gengever, kanele, Boyni- 
. ,,.^ 7 wolle, meiltzucker, kertzen,varwe, Wyroich, 
Quicksiluer, Salpeter, Vlloichsamen, Senijs, 
koeme, Mandelkernen, Rijs, Bachales, Cia- 
ritze, Zeromatie, Anijs, Seife, Sweigell, 

\Meyme, Beuert, van yeck 8 den. 

.Für einen ballen Sarrock 16 sol.i) 

. Die Bezahlung dieser Gebühren fiel je zur Hälfte dem Käufer 
und Yerkäufer zu. 2) 

Xn. Die Abgaben A^om domus carnium. 

Dem Weistum der Schöffen zufolge waren die vietolle früher 
erzbischöfliches Regal. *) Schon sehr früh muss dieses Hoheitsrecht 
in den Besitz der Stadt übergegangen sein, eine Thatsache, welche 
bereits im Jahre 1258 von den Schiedsrichtern anerkannt wird.^) 

Die Abgaben vom domus carnium waren, wie wir den ordi- 
nancien entnehmen können, eine Art GcAverbesteuer. Alles Vieh 
musste in dem städtischen Schlachthause geschlachtet werden, so- 
wie das Fleisch in Handel gebracht werden sollte. Übertretungen 
wurden mit 1 mc. Strafe geahndet.^) 

Die Abgaben richteten sich nach den einzelnen Viehgattungen, 
sie werden in den ordinancien 

für einen Ochsen von 32 den. auf 20 sol. 

- ein Schwein - 4 - - 5 - 

- einen Hammel - 4 - - 14 moerg.^) 

- ein Kalb . 4 - - 14 - 

- ein Lamm - 2 - - 7 -') 
erhöht. 



') Quollen I, pag. 98. 

*) ebenda. 

.«) s. 0., pag. 53 if. 

*) s. 0., pag. 48. 

^) Quellen I, pag. 90: vort sloege yomant eynich fleisch buysson dem 
vleyschhause , dat man vp dem mai-to verlvOufFen seuldo, de gilt van eyme 
yeckligem stucke I mc. zu boyssen. 

^) 1 moergin = 1 "Weispfennig. 

") QueUen I, pag. 90. 
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Diese Abgaben vom domus carüium sind in dem Register erst 
seit der 6. Woche, derjenigen nach Ostern, verzeichnet. Sicher 
sind sie damals nicht erst neu eingeführt, sie müssen vielmehr 
die ganze Zeit vorher erhoben worden sein. Es liegt daher die 
Annahme sehr nahe, dass diese Gebühren vom städtischen Schlacht- 
haiise bis zum gedachten Termine gegen eine Anleihe von der 
Stadt Köln verpfändet gewesen sind. Noch eine andere Eigen- 
tümlichkeit bemerken wir von allen autgeführten Steuern allein 
an diesen. Ihre Höhe bleibt sich immer gleich, 41 mc, während 
die anderen Steuern ganz bedeutend differieren, i) Ersichtlich haben 
Avir uns diesen Umstand dadurch zu erklären, dass diese Erträge 
nach der Art, welche wir bei dem Rutenpfennig kennen lernten,^) 
nutzbar gemacht wurde: sie waren verpachtet, und allwöchentlich 
wurde die Pachtsumme an die Stadtkasse abgeführt. 

Abgesehen von den ordinancien, welche auf die im Steuer- 
register von 1370 angeführten Steuern Bezug nehmen, ist ims eine 
Reihe Statuten für andere indirekte Steuern erhalten. Ob nun 
diese Steuern zeitweilig ausser Kraft gesetzt, ob sie erst nach dem 
Jahre 1370 eingeführt', oder ob sie gegen eine Anleihe verpfändet 
gewesen sind, kann mit Sicherheit nicht entschieden werden. Die 
grösste Wahrscheinlichkeit spricht für die letzte Annahme, nament- 
lich im Hinblick auf die politische Lage. »Zu derselben Zeit kam 
es zu einem heftigen und langandauernden Zerwürfnis zwischen 
der Stadt und ihrer Geistlichkeit, über welches die Bischofschronik 
offenbar einseitig berichtet, wenn sie den eigentlichen Grund nur 
in dem feindseligen Geist und der verkehrten Bosheit des Rats 
und der Grossen der Stadt gegen den Klerus finden will. Den 
Anlass des Streites gaben die Verordnungen des Rats über die 
Accise beim Verkauf von Wein und anderen Lebensmitteln, welche 
auch von der Geistlichkeit gefordert wurde, obwohl sie davon frei 
zu sein behauptete. Ein Bürgermeister schritt mit Gewalt gegen 
den Weinverkauf auf Flaschen in einer geistlichen Immunität ein. 
Der erzbischöfliche Administrator belegte die Stadt mit dem Inter- 
dikt und befahl, als der Rat noch nicht nachgab, den Prälaten 
und dem Klerus bei Strafe des Bannes die Stadt zu verlassen. 



*) s. 0., pag. 46/47. 
^) s. 0., pag. 49 ff. 
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Auch jetzt wich der Kat noch nicht, schloss vielmehr am 27. Sep- 
tember 1369 Bündnis gegen den Vormund des Stifts mit Herzog 
Wilhelm von Jülich, bis endlich im folgenden Jahr ein Vergleich 
zustande kam, bei welchem, wie es scheint, die Geistlichkeit in der 
Hauptsache ihre Ansprüche durchsetzte.» ^) Die Aussicht auf den 
bevorstehenden Kampf erforderte natürlich ganz bedeutende finan- 
zielle Opfer; zudem war die Stadt durch Fehden mit den um- 
wohnenden Rittern die ganze Zeit beschäftigt. 2) 

An weiteren indirekten Steuern finden wir: die Gefälle vom 
Tyrteihaus,^) Accisen auf Heu, Malz, Hafer, die Gebühren von den 
städtischen Wagen,*) und eine Weinimportsteuer, die Steuern auf 
Waid, die Thorzölle. 

I. Die Gefälle des Tyrteihauses. 

Das Tyrteihaus war ein Kaufhaus, ähnlich dem lijnwaithuys,^) 
bestimmt für den Verkauf des tirtey, tirlentei, eines halb leinenen 
halb wollenen Tuches. Der Kaufmann musste diese gebühren- 
artigen Abgaben zahlen als Entgeld dafür, dass er unter dem 
Schutze der Obrigkeit seine Waren verkaufen konnte. Diese Ab- 
gabe wurde van eyme yeckligem deiche erhoben und wurde durch 
die ordinancien auf 12 den. festgesetzt.^) 

Abgesehen von dem Vertrieb des tirtey vollzog sich in dieser 
Kaufhalle allein noch der Handel mit den getzauwen, einem be- 
sonders kostbaren Tuche. Die Besteuerung dieses Handels war 
jener des tirtey vollkommen analog, nur dem Werte des Handels- 
ai-tikels entsprechend, war sie auf 4 gülden für jedes Stück fest- 
gesetzt. ^) 

n. Die Accise vom H^eu. 

Da allein der Verkauf von dem Heu besteuert wurde, welches 
auswäi-tige Händler nach Köln importierten, der Besteuerung unter- 
lag — die kölnischen Bürger waren ausdrücklich von dieser Ab- 
gabe befreit^) — so können wir diese Steuer als eine Art Schutz- 

Chroniken deutscher StMtc, Bd. XIV; Köln, Bd. III, pag. ClUf. 

^) Ennen, Geschichte der Stadt Köhi II, pag. 3()2 ff. 

^) Ein Verkauf haus. 

'*) s. 0., pag. 64 ff. 

^*) s. 0., pag. 56. 

^) Quellen I, pag. 94. 

^ ebenda. 

*) Quellen I, pag. 98: Ind vnse Burgere seilen vry sju van desen saehen. 
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zoll bezeichnen. Den Zollsatz setzten die ordinancien für einen 
Wagen Heu auf 12 den. fest, die gleiche Summe zahlte die zwei-r 
spännige, die Hälfte die einspännige Karre. ^) 

in. Die Malzsteuor. 

Der gesamte Malzhandel unterstand dem muytampte, den ge- 
schworenen muddern. 2) Die Geistlichkeit zahlte gleich den anderen 
burgern und ingesessen diese Abgabe. •^) Sie wurde der ordinancie 
van dem Maltze zufolge beim Messen des Malzes erhoben und 
wurde durch sie von 2 sol. auf 4 sol. für den Malter erhöht.^) 

Für den Fall, dass die Erträge auf dem Wege der Verpach- 
tung eingezogen wurden, bestanden natürlich besondere Bestim- 
mungen. Die jeweiligen Pächter treten dann in ein gewisses Ab- 
hängigkeitsverhältnis vom Magistrat, der durch seine Rentmeister 
eine Kontrole ausüben liess. Nur auf ihr Geheiss sollen sie etwaige 
Bussgelder einziehen, welche ihnen dann zur Hälfte zufallen. <^) 
Die mudder üben auch in diesem Falle ihre Thätigkeit aus; sie 
besorgen den Verkauf des Malzes.*^) Nichts soll unverzollt bleiben. 
Verlust des Amtes und zeitweilige Verbannung aus der Stadt war 
die Strafe für unzuverlässige Amtsführung. 

Auch auf der Durchfuhr des Malzes durch die Stadt lastete 
eine Steuer, und zwar Avurde in diesem Falle die halbe Accise 
erhoben. 

Die mudder waren befugt, das Malz in diesem Falle nach- 
zumessen. ^) Jede Steuerdefraudation, sowie der Versuch, das Malz 
zollfrei durchzuschmuggeln, Avurde mit Konfiskation bestraft 

') Quellen I, pag. 98. 

-) Quellen I, pag. 95. 

^) ebenda: voi-t were sache dat eynioh goetzhuys b^Tinen Colne eynich 
maltz gelden, dat si in yven Gaitzhuyss verbmwedeu, davan solen sij der Steede 
yre assyse geuen, as andere Burgere ind Ingesessen, dat is ouch van alders 
herkomen. 

*) ebenda. 

^) Quellen I, pag. 95: were sache dat yemant bruchicli wiu*de, so solen 
die pechtere dat an vnse lieren de Rentmeistere ind bisytzere bringen, vmb de 
boyssen zo heissen u. s. w. 

*') ebenda: Item sol geyn man de mit Maltze vmbgeit, noch geyn bniwer 
noch nyemant anders maltz messen, dan die geswoiren mudder. 

^) ebenda : Item so wat maltz in de Stat gevloet wird ind weder vssgevort, 
dat gilt halue Assyse. Ind wie dit der Steede vntfoerte ind nyet de Assyse 
engeüe, de hait as vele verlorn as des gutz were. 
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Schon seit geraumer Zeit existierte im Jahre 1370 diese Steuer, 
die ordinancien besagen es selbst, i) 

An anderer Stelle ist darauf hingewiesen, dass die Einführung 
dieser Steuer eine Änderung im Besteuerungsmodus des Bieres im 
Gefolge gehabt hat. Von diesem Vorgang hören wir zuerst im 
Jahre 1275,'^) die Steuer muss also in der zweiten Hälfte des 
13. Jahrhunderts eingeführt sein. 

IV. Die Accise vom Hafer. 

In der ordinancie van der Euen macht sich die Tendenz be- 
merklich, den Import des Hafers so viel als möglich zu erleichtern. 
Die Einfuhr war durch keine Steuer erschwert, im Gegenteil waren 
die Besteuerungs- Bestimmungen so getroffen, dass der fremde 
Händler angereizt werden musste, seine Ware zu importieren. 
Die Abgabe wurde für das Messen des Hafers beim Verkauf 
allein vom Käufer gezahlt, sie betrug vom Malter 1 sol. Gleich 
wie die Accise von Malz unterstand diese Steuer dem muytampte. 
Die mudder sollen diese Steuer bis spätestens einen Tag nach der 
Verzollung an die städtischen assyser abliefern.^) Sonst sind die. 
Bestimmungen beziehentlich des Verpachtens, der Vereidigung der 
mudder und der Strafen denjenigen analog, welche wir bei der 
Malzsteuer kennen lernten. 

War also einerseits die Einfuhr des Hafers bedeutend er- 
leichtert, so war die Ausfuhr andererseits durch erschwerende Be- 
stimmungen gehemmt. Es bedurfte dazu einer besonderen städtischen 
Erlaubnis. Durch eine Erkennungsmarke — zeychen — wurde sie 
von demjenigen, dem dat bevoylen is, jedenfalls von den Rent- 
meistem, erteilt: ohne diese Marke war der Export verboten. 

Bürger, welche nur Z^vischenhandel trieben, zahlten ebenfalls 
1 sol. Steuer für jeden Malter.^) 

V. Die Abgaben von den städtischen Wagen. 
Es ist an anderer Stelle schon darauf hingewiesen worden, 
dass ausser der Domwage noch mehrere andere öffentliche Wagen 

^) s. 0., pag. 69, Anm. 3 : dat is ouch also van alders herkomen. 

^ s. 0., pag. 52. 

^) Quellen I, pag. 106: die assyso sy brengen sollen des anderen dages 
dama nyest volgende dem Assyser. 

*) Quellen I, pag. 106: Id en were sache, dat sy die vssleenden off ver- 
kouffen, so sollen sl geuen van ycckligeni maldev 1 sol. 
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in Köln bestanden.*) Wir wissen, dass die Verwaltung und die 
Erhebung der Wiegegebühren nach denselben Grundsätzen wie bei 
der Dom wage geregelt war.'-) 

Auf der Wage im Kauf hause würden abgewogen: Feigen, 
Kosinen, Mandeln, Datteln, Eeis, Lakritze, Bachaler, Seife, Sweigell, 
Kode und Alaun ;^) auf der Fettwage: Wachs, Zeens, Schmalz, 
Kupfer, Blei, Unschlitt, Schmer, Pech, Harz, Messing, Draht und 
Samenschalen;^) auf der Wage, so wie man ijser ind stail mjgeii 
sal: Eisen, Kode, Spähne, Steine und Stahl. 0) ; ^ 

TL Die Weinimportsteuer. 

Im Jahre 1363 wurde vom engen Kate auf dem gewöhnlichen 
Verwaltungswege*^) die Erhebung einer Steuer auf Weinimport be- 
schlossen. Es soll von einem jeden Fuder Weins so viel gezahlt 
werden, als je nach dem Preise 4 Viertel Weins kosten.^) Harte 
Strafen — einjährige Verbannung aus der Stadt, und nach ge- 
statteter Kückkehr eine gleich lange Haft in einem der städtischeu 
Türme — wurden auf Widersetzlichkeit gegen diese Steuer fest- 
gesetzt. ^) 

Der Gang der Erhebung dieser Accise war folgenden Gegeii 
Bezahlung der festgesetzten Summe wurde das Erlaubniszeichen 
für die Weineinfuhr von einem eigens dazu angestellten städtischen 
Beamten ausgegeben.^) Dieser Beamte führt über die gekftuften 
»Weinzeichen« eine genaue Liste, 1®) die er zui? Prüfung der an die 

s. 0., pag. 64 ff. 

■) ebenda. 

') Quellen I, pag. 97. 

*) ebenda, pag. 109 und 113. '• 

*) ebenda, pag, 110. 

^) ebenda, pag. 135: dat viise lieirren van dem engen Raide, die nu sitzent, 
mit allen Reeden die vur ind na in dem engen Rade gesessen haint ind mit den 
widen Reden ind mit allen erfachtigen luden Bm-geren zo Colne u. s. W. 

') ebenda: dat man van eyme yeckligen vüeder wijns gheuen sal also viel 
geltz, as vui* vier verdel wijns geburt na der duyi'den. 

^) ebenda: dat de sal sijn eyn Jair vsser der Stat in das das Jair vs is, 
wiit hee wieder in die Stat komen, So sal hee vp der Stat tom gain u. s. w. 

^) Quellen I, pag. 90 : ind die zeychen ouch seiner geuen ind die nyemand 
beueilen Ind So wat yem da wii-t, dat sol ho vp de Rentkamer bringen. 

^^) ebenda; ind vort de zeychen die he vssgj^t zo schryuen ind recht vp 
zo setijen, 
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Bentkammer abgeführten Steuererträge einreichen muss. ^) Ohne 
Ausweis durch das »Weinzeichen« war der Weinimport nach Köln 
absolut unmöglich. Die craenknecht üben die Kontrole bei der 
Einfuhr des Weines zu Schiffe aus; sie müssen in Gegenwart des- 
jenigen, dem der Steide wijnzeychen zo verwaeren beuoylen is, 
zu den Heiligen schwören, dat sie geynreleye wijne zo maile vpen 
winden, Sij en hauen van yem eyn zeychen.^) Bei der Einfuhr 
des Weines zu Lande war die gleiche Anweisung den Zöllnern 
erteilt, nur gegen dieses städtische »Weinzeichen« den Wein 
passieren zu lassen.^) Vor der Aushändigung der »Weinzeichen« 
war die Versicherung erforderlich, dass der Wein weder für Kirchen 
noch für Klöster oder sonstige geistliche Institute bestimmt sei.*)^) 
Auf falsche Aussagen steht Konfiskation des ganzen importierten 
Gutes.«) 

VII. Die Steuer auf Waid. 

Die Waidpfennige waren eine gebührenartige Abgabe, welche 
beim Waidhandel erhoben wurde. Sie wurde im Jahre 1372 durch 
die ordinancie van den weytpennynghe von yeckliger maisse zu- 
bereiteten Waids auf 3 sol., für den Malter auf 2 mc. festgesetzt. ^) 
Der Besteuerung unterlag sowohl der Waid, welcher zu Köln ver- 
arbeitet wurde, wie auch derjenige, welcher exportiert wurde. ^) 
Der besseren Steuerkontrolle halber war der Waidhandel nur auf 
dem Waidmarkte unter Vermittelung der Makler, die für ihre Müh- 
waltung von den Händlern bezahlt wurden, gestattet.^) Der ge- 
samte Handel .mit dem Waid unterstand der Kontrole eines Markt- 



') ebenda: ind ouch oeuer beschreuen zo leuoren vp der Rentkainer den 
seinen, den dat vnse heiren beuoilen haint sunder argelist. 

2) Quellen I, pag. 87. 

') Quellen I, pag. 87: voit solen unse heran bestallen an yren portzen 
dat man geyneiieye wijne in en laisse vaeren, Sij enhaven zo voerentz eyn zeychen. 

*) ebenda: dat dat gude neyet paffen gude en sijn. 

^) s. u., pag. 76. 

®) Quellen I, pag. 87: wand wurde maus gewar, dat dat gut paffen were 
so seulde hee der Steide as vele zo boissen gelden, as des gutz were. 

^ Quellen I, pag. 106: dat de Stat zo Assysen hauen sali van yeckligcm 
maisse bereytz weytz m s., dat is zo verstain van dem malder II maro. 

®) ebenda: Id were geverwet bynnen Coelne off vss gevoert, 

®) Quellen I, pag. 105, 
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meisters; er bestraft alle Übertretungen der marktpolizeilichen Yer- 
ordnungen und zieht die Strafgelder ein.^) 

VIII. Die tolle und Aveygegelde vur den Portzen, 
der Eijngassen Zoll. 

Die Thorzölle und Wegegelder sind sehr frühen Ursprungs, 
beides ehemals erzbischöfliche Eegalien. Der Besitzwechsel be- 
ziehentlich der letzteren hatte sich bereits im Jahre 1262 vollzogen. -) 
Aus dem Weist um der Schöffen vom Jahre 1373 erfahren wir von 
den Thorzöllen, dass sie früher dem Erzbischof zustanden.^) Über 
die Zeit des Überganges dieser Zölle in den Besitz der Stadt ist 
eine vollständig sicher beglaubigte Thatsache nicht vorhanden. 
Höchst wahrscheinlich können wir in ihnen die alten Marktzölle 
wieder erkennen. Sie Averden einmal nur von fremden Kaufleuten 
erhoben;^) sodann sind bei dem in diese Kategorie fallenden Eijn- 
gassen Zoll, d. i. demjenigen Zoll, der bei der Einfuhr der Waren 
zu Schift' an Stelle der portzen zoelle erhoben Avurde, Naturalab- 
gaben verzeichnet, Avelche sich nur auf uralte Privilegien zurück- 
führen lassen; so geben die Einwohner von Erbach, die Herren 
von Aldenberg, von Heysterbach und Marienstat, von Kamp, von 
Mer und Hemmelroyde am St. Martinstag einen Käse und ein 
Viertel Weins. ^) Die Deutsch-Eitter ein Viertel Weins; *^) die Ein- 
wohner von Portz, Zündorf, Wissen an der Mosel und Langel am 
Pastabend ein Huhn. ^) 

Ist nun die Annahme betreffend den Marktzoll richtig, so 
würde die Stadt Köln seit dem beginnenden 13. Jahrh, etwa im 
alleinigen Besitz dieser Zölle gewesen sein. 

]!^achdem bereits im Jahre 1174 der Erzbischof Philipp von 
Heinsberg seinen Anteil am Marktzoll auf die Dauer von 2 Jahren 
für eine Summe von 600 mc. an den kölnischen Bürger Gerhard 

^) Quellen J, pag. 105. 

-) s. 0., pag. 80: ever wilt min here, dat mau in sinon vromen koro beer- 

pcnnige uud wegetol. 

^) s. 0., pag. 53 if. 

•*) Quellen I, pag. 109: ind vnse bürgere seilen viy syn. 

^) Quellen I, pag. 99 f. 

^) ebenda, pag. 100. 

') ebenda. 
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vor dem Hofe verpfändet gehabt hatte, ^) ging wenig später der 
Marktzoll auf einen anderen Bürger Namens Constantin über. In 
einer undatierten Urkunde setzt Erzbischof Philipp den ihm zu- 
stehenden Anteil am Marktzoll diesem Constantin gegen eine jähr- 
lich zu zahlende Summe von 350 mc. als Pfand aiis. 2) Dieses 
Verhältnis soll so lange bestehen bleiben, donec omne, quod tenetur 
ei reddere doninus archiepiscopus, recipiat debitum, d. h. also der 
ewig verschuldete erzbischöfliche Stuhl gab diesen Rechtstitel für 
immer auf. Wir finden demzufolge in dieser Zeit einen Constantinus 
telonearius auch anderweitig angeführt. Eine kurze Schreinsnote 
— Constantinus telonearius mortuus est — setzt sein Todesjahr in 
die Zeit von 1196/1200.3) 

Ausser dem Erzbischof hatte der Yogt von Köln einen Anteil 
an den Gefällen des Marktzolles. Im Jahre 1274 entäussert sich 
der Yogt Gerhard von Köln dieses ihm an 4 Wochentagen zu- 
kommenden Anteils.*) Der Zoll ging von ihm in die Hände der 
kölnischen Patrizier Heinrich und Robin Grin über, ein Yorgang, 
den der Yogt Gerbard und seine Gemahlin Kunigunde im Jahre 1294 
nochmals bestätigen, s) In diesem Falle ist die Möglichkeit des 
Weiterverkaufs dieses Besitztitels bereits vorgesehen.*^) 

Die Thorzölle und Wegelder standen im Yerhältnis von 2 : 1. 
An Thorzöllen wurden bei der Einfuhr^) aller Handelsartikel mit 
Ausnahme von Holz, Früchten, Kohlen, Stroh und Heu von jeder 
Karre 2 jimge heller, von jedem Wagen 4 junge heller den ordi- 

^) Lacomblet 318, Nr. 452: Ipsi thelonemii ciuitatis usque ad proximuni 
pascha disposuimus annis* quo(iue duobus sequentibus in potestato sua dedimus, 
cui uel qiiomodo concedi debeat. 

^) Schötfeuschrein undatiei-t, etwa in die Zeit von 1170,90 fallend; noch 
ungednickt: notum sit, quod domuus archiepiscopus Philippus teloneum suum 
exposuit Constantino pro trecentis et quinquaginta marcis siugulis annis. 

3) Laui-enz 5, V. 3, pag. 270. 

*) Quellen III, 173, pag. 143: concessimus pro nobis et nostris heredibus 
in feodum et iure feodi Henrico et Richwino Grin fratribus theloueum in Colonia, 
videlicet quod quatuor diebus in qualibet septimana recipere possint. 

ö) Quellen IH, 398, pag. 382. 

*) Quellen III, 173, pag. 143: et quicquid ipsis deinceps cum iui-e, usu, 
requisitione, placuerit facienduni. 

') Quellen I, pag. 109: Item so wanne dat man dese vui-s, Comenschaf in 
de Stat \cxt\ 
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nancien zufolge erhoben, i) Das Wegegeld betrug daher 1 resp. 
2 junge heller. Die obengenannten Ausgaben zahlen nur das Wege- 
geld. 2) Bei der Ausfuhr aus der Stadt war der Zollsatz 2 Mal so 
hoch.^) Erhoben wurde die Steuer von städtischen Zöllnern, ^vie sieh 
daraus ergiebt dass die sonst von der Steuer befreiten Klöster, ein 
jedes, am St. Martinstage den Zöllnern ein Viertel Weins geben soll.*) 
Da zu Schiffe bedeutend grössere Lasten ankamen, war der 
Zollsatz — der Kijngassen Zoll — auch ein verhältnismässig höherer. 
Für die einzelnen Gegenden war er verschieden. Es zahlten: 
Die Unterthanen des Bischofs von Basel .... 17 den. 

Die oberhalb Basels Angesessenen 34 - 

Die Einwohner von Breisach 1 alden., 

und die Unterthanen des Erzherzogs von Oestreich engelschen 
Die Bewohner der Gegenden von Basel abwärts bis 

Coblenz dasselbe. 

Die Bewohner der Gegenden von Coblenz bis Köln 7 den. 
(Mit Ausnahme von Rense, Cioichheim, Erpel 
und Unkel). 
Die Bewohner der Gegenden von Köln abwärts bis 

zur Maass 10 den. 

mit Ausnahme von Kaiserswerth 4 - 

Die Leute aus Brabant, Holland, Seeland, Flandern 17 - 

Die Einwohner von Aachen 12 - 

Die von Boppard 7 - 

Die von Trier 7 - 

Die von Metz und Syrcke .17 - 

Alle andern zahlten 34 den.^) Diese Sätze gelten für Ein- und 
Ausfuhr, wie die Zusätze: si gelden off verkouffent u. dergl. be- 
weisen. ^) 

Zum Teil wird diese Verschiedenheit wie bei denjenigen Orten, 
welche nur Naturalabgaben leisteten,^) auf alten Privilegien be- 
ruhen, zum Teil aber auch auf Handelsverträgen neueren Datums. 

1) Quellen I, pag. 109. 

^) ebenda. 

^ ebenda. 

*) ebenda. 

^) ebenda, pag. 98/09. 

^ ebenda. 

') s, 0., pag. 73. 
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Einen derartigen nach dem Prinzipe der Meistbegünstigung abge- 
schlossenen Handelsvertrag haben wir in demjenigen zwischen Köln 
und Nürnberg vom 23. Juni 1340 vor uns. Beide Städte sichern 
sich gegenseitig für ihre Bürger vollständige Zollfreiheit zu. ^) 

Es bleibt noch übrig zu konstatieren, dass ebenso wie bei den 
direkten Steuern auch bei den indirekten der Klerus eine privilegierte 
Stellung einnahm. Diese Exemption fülirte man zurück auf ein 
Gesetz Friedrichs I, Avelches jede Besteuerung der Kirchen und 
Klöster verbot. 2) 3) Demgemäss ordnete z. B. Erzbischof Conrad 
im Jahre 1248 an, dass die geistlichen Institute zollfrei Getreide 
und Wein durch die ganze Diözese des Erzbistums Köln hindurch- 
führen könnten.*) 

Diese Steuerfreiheit wird dann im grossen Schiede^), in den 
Verträgen der Stadt mit Erzbischof Engelbert II anerkannt und 
schliesslich vom König Kudolf gewährleistet.^) 

Allein wegen der Besteuerung des Weinzapfes kam es zu 
wiederholten heftigen Keibereien zwischen der Stadt imd ihrem 
Klerus.^) Um ferneren Konflikten dieser Art vorzubeugen, half 
sich die Stadt in der Weise, dass sie die Weineinfuhr für die 
geistlichen Institute vollständig freiliess, wie ja das Gesetz es vor- 
schrieb, dass sie jedoch den Wein nur dann ihre Thore passieren 
liess, wenn zuvor das Gelöbnis abgegeben war, det sij geyne wijne 
bynnen Coelne zappen noch dein zappen en sollen.**) 

Die weitere Bestimmung König Kudolfs, wonach auch die 
fremden Kaufleute von der Accise befreit sein sollten,^) war schon 



^) Quellen IV, 240, pag. 257 : Notiim sit, quod tives Colouiensis et oorum 
bona universa ab omni thelonii solutiono quiti sunt et penitus absoluti in opido 
Noerenberg et prefati opidani et eoruni bona universa et ciualiacunque in nostra 
ciuitate Coloniensi a thelonii solutione quiti eriuit et soluti. 

*) Zeunier, Städtesteuer, pag. 72. 

3) leges II, 112. 

*) Quellen 11, 273, pag. 272: Item vina et annona Ecclesiarum et cleri- 
eorum Ciuitatis et dyocesis Colouiensis sine Tlieloneo uel aliqua alia exaetiono 
libere per nostium districtum transibunt. 

°) s. o., pag. 40. 

^) s. 0., pag. 45. 

^) s. 0., pag. 38 und pag. 67. 

«) QueUon I, pag. 87. 

^) s. 0., pag. 45. 
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im 14. Jahrh. yoUständig in Vergessenheit geraten. Wir sahen 
oben bei den einzelnen Steuerarten, dass meist sogar der fremde 
Kaufmann höhere Zollsätze zahlte als der kölnische Bürger. 



III. Die Verwaltung der Steuern. 

In der Steuergeschichte Kölns lassen sich beziehentlich der 
Frage der Verwaltung der Steuern zwei Perioden streng von ein- 
ander trennen. Das Scheidungsjahr ist das Jahr 1180. Damals 
wird nach Einverleibung der Vororte die selbständige Existenz der 
einzelnen Sondergemeinden beseitigt. Die Teilgemeinden sind hin- 
fort nur noch kommunale Verwaltungsbezirke; ein Eat steht ferner- 
hin an der Spitze der gesamten städtischen Verwaltung. Auch in 
der ersten Periode bis zum Jahre 1180 können wir in der Ent- 
wiekelung der stadtkölnischen Verfassung drei Abschnitte scharf 
von einander trennen. 

Bis zum Jahre 1112 führten die Teilgemeinden eine jede für 
sich ein Sonderdasein. Die Zeit der vorangegangenen Wirren hatte 
gezeigt, wie wenig diese Sonderexistenz imstande war, die städtische 
Freiheit zu fördern. So traten denn im gedachten Jahre die Teil- 
gemeinden zu einer »Schwurvereinigung« zusammen, um dadurch 
mehr Widerstandsfähigkeit dem Landesherren gegenüber zu er- 
langen. 1) Lnmer noch sind vermutlich nur einige der innerstädtischen 
Einzelgemeinden, und auch diese nur lose, mit einander verbunden. 
Wir sahen oben, wie sich die Bewohner von St. Pantaleon der 
Besteuerung durch die Stadt widersetzten. 2) Erst 1159 erfolgte ein 
Aveiterer Schritt zur Einigung, indem die Sondergemeinden sich 
dadurch enger aneinander schliessen, dass sie eine gleiche Ver- 
waltungsmassregel für sämtliche Teilgemeinden treffen. ^) Es sollten 



1) s. 0., pag. 6. 

2) s. 0., pag. 3 ff. 

^) Quellen I, 73, pag. 550: Rectomm, indiciun ac tocius popuii Saucte 
Colonie pari uoto ac unanimi consensu incommutuabile decretuni. Rei publice 
Status salutari consilio tunc ordinatus esse cognoscitur; quando generali bono 
omnium equali pietate providetur. Nos itaque utilitate uniuersorum pie con- 
sulentes communiter per totam sacrosanctam Coloniam statuimus, ut in cunctis 
fratei-nitatibus aut officiis, qui ciuilem respiciunt iusticiam in X annis nemo 
magister aut officiaiis honio niutetui', innouetur aut aliquo modo substituatur. 
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innerhalb der nächsten 10 Jahre in sämtlichen Brüderschaften und 
Ämtern, welchen die Rechtspflege zu Köln oblag, kein Personen- 
wechsel eintreten. Wir sahen oben, dass denselben Beamten die 
Pinanzverwaltung oblag, i) Nachdem man so die Stabilität in der 
Verwaltung als Grundsatz aufgestellt hatte, gedieh im Jahre 1180 
die Einheitlichkeit der städtischen Verwaltung zum Abschluss. 
Durch Wall und Graben werden die Vororte in den Bereich der 
inneren Stadt gezogen, eine einheitliche Behörde steht nun an der 
Spitze der Gesamtstadt. Diese Behörde, der Schöffensenat, welcher 
vom Erzbischof anerkannt ist, führt das commune sigillum civium, 
das zuerst im Jahre 1149 erwähnt ist; sie tagt in einem gemein- 
samen städtischen Rathause. 

Dieser SchöflFensenat hat die oberste Entscheidung in allen 
finanziellen Fragen. Ihm stehen die patrizischen Vorstände der 
einzelnen Parochien mitberatend zur Seite. So sind sie zugegen 
bei der Verpfändung der Erträge aus der Grundnutzungs- und 
Biersteuer an das St. Columba-Kirchspiel im Jahre 1229. 2) Die Vor- 
steher der einzelnen Parochien garantieren damals dem St. Columba- 
Kirchspiel das Pfandobjekt. ^) Als im Jahre 1242 der Erzbischof 
Conrad die Stadt Köln zur Aufbringung einer ausserordentlichen 
Steuer ermächtigte, — die Stadt hatte sich erboten, auf ihre Kosten 
die Mauern von Deutz schleifen zu lassen — werden als aus- 
führende Behörde der Stadt die seabini ac alii discreti cives ge- 
nannt.^) Liesegang sieht in diesen discreti cives die erste Spur 
eines Finanzausschusses, der 1258 bereits zu Rechte bestehend an- 
erkannt wird.'^) Die betreffende Stelle, auf die er sich stützt, lautet: 
»dicimus a communitate debere eligi de honestioribus et fidedigni- 
oribus aliquod de scabinis et alic^uot de fraternitatibus et aliquot 
de aliis ciuibus.^') Dass ein bereits bestehender Zustand anerkannt 

') s. 0., pag. 7 ff. 

«) Ann. d. hist. Vcr. f. Gesch. d. N. Kh. 1887, Heft 47, pag. 94. 

^) ebenda: et ad habundantem eautelain hoc data fide (jorpoi'ali per consiHum 
cuiuslibeth paiTOchie (civitatis Colouiensis confirjnatiim est et ratiun teneri com- 
promissum. 

*) Quellen II, 225, pag. 228: nos-sc. Conradus arc^hiep.-conoedimus, iit 
iuxta Ordinationen! scabinomni et consilii .ic aliormn discretoram ciuium uel 
maioris partis eorundum dictam pecuniani disponant (jolligendam , pix)ut eis 
eonipetentius et decentius videbitui* expedire. 

*) Soudergemeinden^ pag. 72. 

«) QueUeu H, 384, pag. 393. 



Digitized by 



Google 



— 79 — 

worden wäre, liegt nicht in den Worten, vielmehr schufen die 
Schiedsrichter damals eine neue Behörde zur Kontrole der städtischen 
Finanzen. Wir hahen daher in den discreti cives nichts anderes 
als die Parochialvorstände, deren Mitwirkung und Kontrole bei der 
städtischen Finanzverwaltung oben erwiesen ist. 

Eine derartige Kontrole hatte nichts zu bedeuten, es waren 
ja die Standesgenossen der Mitglieder des Stadtrates, welche allein 
das Vorsteheramt in den einzelnen Parochien bekleiden konnten. 
Natürlich richtete sich gegen diesen Übelstand bald die Opposition 
der wirtschaftlich und politisch reif werdenden Zünfte. Daher 
rührt eine diesbezügliche Beschwerde des Erzbischofs in dem 
grossen Schiede. i) Die Gemeinde verlangte zu wissen, wie die 
Steuern verwandt würden, und dies berechtigte Verlangen wurde 
natürlich von jenem schlauen Kirchenfürsten, dem schon längst 
die allzugrosse Selbständigkeit der Stadt lästig zu werden anfing, 
mit Freuden aufgegriffen und mit unter die Beschwerden gegen 
den Stadtrat aufgenommen. Wie sehr auch die Schiedsrichter da- 
mals sich bemühten, dem Herkommen so viel wie möglich Rechnung 
zu tragen, diesem Missstande musste abgeholfen werden. Sie schufen 
daher die oben erwähnte Aufsichtsbehörde. Vier Mal im Jahre 
musste vor dieser Behörde der Stadtrat Rechenschaft über die 
Finanzlage der Stadt ablegen*); je 12 Mitglieder aus dem in diesem 
Ausschusse vertretenen 3 Klassen, den Schööen, den patrizischen 
Vorständen der Brüderschaften, d. h. der richerzeche und den 
anderen Bürgerdeputierten mussten bei dieser Abrechnung zu- 
gegen sein. 3) 

Die einseitige Mitwirkung der Parochialvorstände ist durch 
den Schied endgültig beseitigt. Wenigstens haben sie, als im 
Jahre 1262 der Stadtrat wiederum eine Anleihe beim St. Columba- 



*) ebenda, pag. 383: item quod hü, qui recipiunt collectas et redditus 
Oiiiitatis siuc Emergencia singulis annis publieam facient computationein et 
(^uod inuontum fuerit in archa publico deponetur, ita quod ad vsus rei publieae 
expondatur. 

^) Quellen 11, 384, pag. 383 : et illi eomptuationem facere teneantur quatuor 
vicibus in anno, ita quod semper pest tres mensus vnani facient computationem. 

^) ebenda: Huic computationi teneantur interesse duodeeim de scabinis, 
dnodecini ex magistris fraternitatum et duodeeim ex aliis civibus, quoinim dis- 
cretioni et fidei committitur, ut ea, quac> proveniunt, nonnisi ad vsus rei publice 
expendatui'. 
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Kirchspiel aufnimmt, nicht mehr, wie es früher der Fall war, mit- 
zusprechen. Es heisst einfach, dass das Kirchspiel so lange im 
Besitz der verpfändeten Accise bleiben sollte, bis die aufgenommene 
Summe vollständig zurückgezahlt sei. Von der frühern Garantie 
der anderen Parochieen finden wir hier keine Spur mehr.^) 

Bei der direkten Grundnutzungssteuer lag das Eintreiben der- 
selben den einzelnen städtischen Verwaltungsbezirken, den Parochien, 
ob. Wie Liesegang überzeugend nachgewiesen, führte man in jeder 
Parochie eine Bürgerliste ; nach ihr besorgten die Parochialbeamten 
das Geschäft der Steuererhebung. 2) 

Beziehentlich der Erhebung der indirekten Steuern genügt es 
ebenfalls, auf Liesegangs treffliche Ausführungen zu verweisen. 
Schlagend ist von ihm der Nachweis geführt, dass überall, wo 
an die städtische Verwaltung in Köln neue Aufgaben heran- 
traten, die Kompetenz der richerzeche einsetzte.^) Nach der am 
weitesten verbreiteten Ansicht,^) die zugleich die grösste Wahr- 
scheinlichkeit für sich hat,^) war die richerzeche eine Weiterbildung 
derjenigen alten kaufmännischen Gilde Kölns, zu welcher die Gross- 
kaufleute der St. Martins-Parochie, der vornehmsten und reichsten 
Bürger Kölns, ebenso wie zum Schöffenkollegium, das Haupt- 
kontingent stellten. Auf die Beamten dieser Gilde wurde die öffent- 
liche Befugnis der Erhebung der indirekten Steuern übertragen 
und eben durch diesen Akt wurde die Gilde zu dem neuen städti- 
schen Verwaltungskörper der richerzeche umgestaltet. Die Beamten, 
welche zuerst die Gilde, dann die richerzeche aus sich heraus 
wählte, waren die magistri ciuium. Sie führten zu gleicher Zeit 
den Voi-sitz im Stadtrat, ihnen standen die höchsten marktpolizei- 
lichen Fimktionen zu und mit diesen die Erhebung der indirekten 

1) Ann. (1. hist. Vor. für Gesch. d. N. Rh. 1887, Heft 47, pag. 91 : ita 
quod dicti paroehiani (^uiete et pacifice, qui bona siia civitati Coloiiiensi coii- 
eessorunt, tarn in prima concessione quam in ultima, possidebunt tamdiu, quous- 
(jue omnem pecuniam suam receperint sine aliqua coutradictione. 

^ Sondergemeinden, pag. 41 ff. 

^) Sondergemeiuden, pag. 5G ff., pag. G4 ff., 

*) Hoeniger, "Westdeutsche Zeitschr., pag. 247 ; Liesegang. Sondergejneinden 
pug. 04/05. 

^) Neuerdings von Knise bestritten in der Zeitsclirift der Savigny-Stiftung, 
germ. Abthl., Bd. 9. 

Vergl. dazu Hoenigei's Vortrag in dem Sitzungsl)eri(ihte der histor. Gesell- 
schaft zu Berlin. 195. Sitzung vom 3. Mäi-z 1890. 
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Steuern. Natürlich unterstanden sie der Oberaufsicht des- Stadtrats 
und sodann des im Jahre 1258 geschaffenen Finanzausschusses. 

Indem dieser Finanzausschuss in der Folgezeit diese seine 
eigentliche Bestimmung verlor und zu einem ständigen städtischen 
Verwaltungsorgan umgestaltet wurde, eine Thatsache, deren Beweis 
Liesegang meines Brach tens vollständig erbracht hat,^) beginnt 
dann diejenige Methode der Verwaltung, welche im 14. Jahrhundert 
durcli die Eidbücher gesetzlich fixiert worden war. Diese Eid- 
buch er, gewissermassen die Verfassungsurkunde der freien Stadt 
Köln, sind unter Mitwirkung sämtlicher massgebenden Faktoren, 
des engen Rates, derjenigen Ratsmitglieder, welche zuvor im engen 
Rate gesessen haben und des weiten Rates abgefasst.^) 10 Jahre 
lang sollten die Bestimmungen in Kraft bleiben, sodann eineRevi- 
sion der Verfassung stattfinden.'^) 

Ein Fall, in welchem diese Verwaltungsmethode praktisch in 
Anwendung gebracht ist, liegt uns in dem Einnahmeregister von 
1370 vor. Die Schlussabrechnung erfolgte hier am Ende des Quartals, 
gemäss der Bestimmung des grossen Schiedes,^) welche in die Eid- 
bücher überging, dass vier Mal im Jahre eine Prüfung der städti- 
schen Finanzen vorzunehmen sei.^) Das gedachte Quartal des 
Jahres 1370 begann mit dem 7. März — der erste Wochenabschluss 
über die Einnahmen ist am Donnerstag nach dem Sonntag Remi- 
niscere aufgestellt^') — und reicht bis zum Donnerstag nach Pfing- 
sten, den 6. Juni. Nun fiel auf den 6. März dieses Jahres der 
erste Quatember, mit dem zweiten, dem 5. Juni, differiert der Ab- 
schluss der Rechnung nur um einen Tag: diese Thatsachen legen 

^) Sondergemeinden, pag. 69 ff. 

•) Quellen I, 1. Eidbuch von 1327 art. 1 : id si kunt dat wir de nu sitzent 
in dorne Engme Rade der Steede van Kolne ouerdragin inde bosegilt hain. —- dit 
is ouerdragin midz al de Enge Reede, die vur inde na gesessen haint inde mid 
den 82 herrin van deme widin Raide. 

^ Quellen I, pag. 15, Eidbuch von 1341 art. 1 : id si kunt, dat der Stedo 
Rait IS gelengt zein jair u. s. w. 

*) Quellen II, 384, pag. 393 : computationem facere teneantur quatuor vici- 
bus anni, ita quod semper post tres monses unani faciant computationem» 

^) Quellen I, pag. 20, Eidbuch von 1341 art. 37 : Euer so wanne dat man 
rochgont vp der Rentkamer zu drin Mainden. 

^ Der Sonntag Reminiscero fiel im Jahrc 1370 auf den 10. März, die feria 
quarta post war der Donnerstag, die ei-ste Woche endete also am 14. Mnxz und 
bogaiin am 7. März. 

() 
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die Annatme sehr nahe, dass die viermalige Legung der Rechnung 
mit den 4 Quatembern des Jahres zusammenfiel. 

Die Behörde, vor welcher die Kechenschaft über die Einnahmen 
der Stadt abgelegt wurde, waren die domini consules, also der enge 
Rat. Er bestand aus 15 Mitgliedern patrizischer Abkimft. 

Verpflichtet zur Rechnungslegimg waren die redituarii civitatis, 
der stede rentmeister und ihre coassessores oder bisitzer. Die 
Rentmeister, 2 an der Zahl, ebenfalls patrizischer Abkunft, werden 
alljährlich vom engen Rate gewählt. Ein jeder Ratsherr hat für 
den Posten 1 — 3 Kandidaten namhaft zu machen. Aus der Anzahl 
der vorgeschlagenen Personen wählt dann jeder Ratsherr denjenigen 
aus, den er für den geeignetsten Vertreter hält. Seinen Namen 
schreibt er auf einen Stimmzettel und wirft diesen dann in die 
Wahlurne. Stimmenmehrheit entscheidet die Wahl, i) Die gewählten 
Rentmeister müssen sodann schwören, das Gut der Stadt getreu 
zw verwalten 2) und alle 3 Monate richtige Rechnung zu legen. 
Ihnen lag weiter die Verwaltung und Aufsicht der städtischen 
Weinkeller ob. Sie sind die obersten Beamten für das gesamte 
Finanzwesen, ihnen sind die Zöllner, müdder, punder, der craen- 
meister und hallemeister, sowie alle übrigen Beamten, die wir oben 
kennen lernten, unterstellt. An sie mussten die Pachtzinse im 
Falle, dass die Steuern verpachtet waren, abgeliefert werden.^) Sie 
werden von der Stadt besoldet und erhalten für das Jahr nach 
dem Eidbuch von 1321 100 mc, nach dem von 1341 80 gülden 
of yre wert.^) Für die Verwaltung des städtischen Weines erhalten 
sie weitere 15 mc. zur Besoldung der etwa von ihnen angestellten 
Unterbeamten und wöchentlich 2 Flaschen Wein.^) 

Die Beisitzer der Rentmeister werden zur Hälfte vom engen, 
zur Hälfte vom weiten Rate gewählt in der Weise, dass einen 
Beisitzer immer der abtretende Rat, den anderen der neue Rat 
deputiert. ^) Zweimal in der Woche am Mittwoch zur Prüfung der 
Einnahmen und am Donnerstag zur Prüfung der Ausgaben muss 



7 Eidbuch 1341, ait 36; 1321, ait 15. 

2) Eidbuch 1321, art. 22. 

*) s. 0., pag. 50. 

*) Eidbuch 1321, art. 22 und 1341, art. 72. 

*) Eidbuch 1321, ai-t. 22. 

«) Eidbuch 1341, ai-t. 10 uud 1372, ai-t. 40. 
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diese Behörde tagen. ^) Die Beisitzer erhalten an jedem dieser Tage 
als Entschädigung für ihre Mühe 1 tumos.^) 

Die Eentkaninier bestand also aus 3 verschiedenen Elementen, 
je 2 Eentmeistem, Deputierten des engen und des weiten Eates. 
Je einer muss von diesen 3 Klassen immer bei der Abrechnung 
zugegen sein. Ihnen waren die drei Schlüssel für die städtische 
Kasse in der Weise anvertraut, dass je einen Schlüssel die Eent- 
meister, die Vertreter des engen und des weiten Eates erhielten.^) 

Alle übrigen Beamten wurden, me wir sahen, nicht von der 
Stadt besoldet. Sie erhielten von den Kaufleuten den sogenannten 
winkouf. ^) 

War also die gesamte Kontrole über die städtischen Finanzen 
dem engen Eate unterstellt, so war er in der Bewilligung von 
städtischen Geldern für Ausgaben beschränkt. Nicht mehr als 
10 mc. darf er auf einmal ausgeben. 5) Hier setzt die Kompetenz 
des weiten Eates ein. Beide Eäte mussten bei Aufnähme von 
Anleihen, bei den Verpachtungen einer städtischen Steuer, sowie 
bei Einführung neuer Steuern ihre Zustimmung geben. War 
die Stadt benötigt, Anleihen aufzunehmen, so schlug sie in 
früherer Zeit den Weg ein, dass sie einen Posten ihrer Steuer- 
erträge verpfändete. Schon sehr früh lässt sich in der Steuer- 
geschichte Kölns dieses Anleihesystem nachweisen. Es mag nur 
an jene Urkunde des Jahres 1229 erinneii werden, der zufolge 
die Stadt Köln an das St. Columba-Ejrchspiel einen Teil der Er- 
träge der Grundnutzungs- und Brausteuer gegen eine Summe von 
100 mc. in Pfand gab.^) 

In jener Zeit allerdings vertraten noch die Parochialvorstände 
den weiten Eat.^) Nach Beseitigung der Mitwirkung der Kirch- 
spielvorstände finden wir im Jahre 1262 den neuen Verfassungs- 
zustand vor. Die indices, scabini, consiliiun, fratemitate sceterique 



Eidbuoh 1341, ait 75. 

«) Eidbuch 1341, art. 77. 

3) Eidbuch 1341, art. 76. 

*) s. 0., pag. 56 die hallemeister, wyger und stryger; pag. 58 die under- 

keufi'er; pag. 60 die bestader; pag. 65 der Wiegemeister, 

5) Eidbuch 1341, art. 28. 

®) s. 0., pag. 32 und pag. 78. 

') ü, 0., pag. 78 ff, 
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cives Colouienses sind es, welche jetzt die Anleihe aufnehmen. i) 
Eine weitere Änderung trat in der Folgezeit nicht mehr ein, nur 
dass die fratemitates, die Zünfte, bei derartigen Staatshandlungen 
nicht weiter zugegen sind. Dass sie im Jahre 1262 mitgenannt 
werden, wird uns nicht wundern, wenn wir uns erinnern, dass 
damals durch die Erzbischöfe Conrad von Hochstaden und Engel- 
bert n zeitweilig der patrizische Stadtrat gestürzt und unter ihrer 
Mitmrkung das Regiment in der Stadt von den demokratischen 
Zünften usurpiert war. Bei einer Anleihe, welche im Jahre 1275 
die Stadt Köln unter Verpfändung der Erträge der Brausteuer auf 
nimmt, finden wir daher als diejenigen, welche die Anleihe be- 
schliessen, die iudices scabini consiliiml ceterique cives. 

Bei der Bedeutung derartiger Anleihen für die Finanzgeschichte 
der Stadt Köln wollen wir an der Hand der Urkunde des Jahres 
12752) den ßechtsgang bei der Aufnahme derartiger Anleihen mit 
wenigen Worten verfolgen. Eine Gesellschaft stadtkölnischer Bürger 
verpflichtet sich zur Aufbringung der Anleihe bis zu einem be- 
stimmten Termin. Die Garanten der aufzubringenden Summe 
waren damals die Bürger Daniel Jude, Bruno Hardevust, Mathias 
de Speculo, Cuno de Cornu, Hedenricus de Lintlo, Franco de Cornu, 
Theoderich de Cerva, Gerard Quattermart, Heinrich und Philipp 
Quattermart. In der am 2. Oktober aufgestellten Urkunde erklären 
sie sich bereit, bis zum St. Gereonstag, zum 10. Oktober, also 
innerhalb 8 Tagen, die Simime von 2704 mc. aufzubringen. Als 
Entgelt für diese Summe wurden dem Konsortium sofort nach 
Auszahlung des Geldes auf 4 Jahre 10 Wochen die Erträge aus 
der Brausteuer verbürgt, gegen Jedermann werden sie in dem 
ruhigen Niessbrauch der Steuer geschützt. Weiter werden dann 
Bestimmungen getroffen für den Fall der Münzverschlechterung, ^j 
eine Steuererhöhung sollte alsdann erfolgen. 43 hervorragende 
Bürger, Patrizier, sind Bürgen für das abgeschlossene Eechts- 
geschäft. Sie verpflichten sich so lange zur Einlagerung, bis dem 

') s. o., pag. 7U. 

2) Quellen in, 118, pag. 81). 

^) Quellen III, 113, pag. 89: et quam diu denarii monete Coloniensis 
peiores fuerint (£uain sterlingi, defectum valoris supplebimus et ad valorem ster- 
lingorum reducenius. Permissum etiam nobis esse volumus et salvuin si novaiu 
in antea monetam Coloniensem cudi contingeret, sexterium cei-evisie, quod nunc 
datui* pro tribus obolis, pro quincjue quadrantibus dai'i faciemus. 
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betreffenden Konsortium sein Recht zu Teil geworden J) Yon der 
Gesellschaft erhält jeder, je nachdem er zu der vorgestreckten 
Summe beigetragen, Anteil an den verpfändeten Erträgen der 
Brausteuer. 2) 

Neben dieser Form von Anleihen begegnen uns seit dem 
14. Jahrh. diejenigen des Verkaufs von Leibrenten^) an Bürger 
oder Bürgerinnen und die Aufnahme von Anleihen bei einer be- 
freundeten Stadt. So z. B. streckte im Jahre 1376 die Stadt Mainz 
der Stadt Köln eine Summe von 1500 Fl. und eine weitere von 
9000 Fl. vor.^) Natürlich erfolgte auch in diesen Fällen die Auf- 
nahme der Anleihen durch beide Räte. 

Als weitere Funktionen beider Räte lernten wir bei den denarii 
virgae die Vornahme der Verpachtungen der städtischen Steuern 
kennen. Hegel meint in den Städtechroniken, diese Verpachtungen 
seien der regelmässige Weg gewesen, die indirekten Steuern für 
die Stadt nutzbar zu machen.^) Zum Beweise stützt er sich auf 
eine Verordnung des 2. Eidbuches vom Jahre 1341.^) In diesem 
lautet der betreffende Ai-tikel: »So oft der Rat der Stadt Einkünfte 
verpachtet, soll er jedesmal 10 mc. aussondern vom Mahlpfennig, 
5 nie. von dem Wein- Verzehrpfennig, 5 mc. vom Bierpfennig, 5 mc. 
vom Salzpfennig auf dem Lande, 5 mc. vom SaJzpfennig auf dem 
Rheine, 5 mc. vom Wollpfennig, 5 mc. vom Wiegepfennig, 3 mc. 
vom Wegpfennig, sodass er in allen Jahren, in denen er die Steuer 
ausleiht, den »winkouf« ermöglichen kann. Diese Einkünfte sollen 
die Ratmannen verteilen, und die Bürgermeister sollen die eine 
Hälfte erhalten und die andere Hälfte die Räte.« Des Weiteren 
weist er noch auf das Steuerregister von 1370 znr Erhärtung seiner 
Annahme hin. 

Der Artikel 42 der Eidbücher ist sicher ein Beweis dafür, 
dass der Gebrauch des Verpachtens der Steuererträge in Köln sehr 
wohl bekannt gewesen ist; eine zwingende Notwendigkeit ist er 
jedoch keineswegs gewesen. Im Gegenteil. An die Verpachtungen 

*) (juelleu III, 113, pag. 89: <iui fide prestita proiiiiseruiit, si mouiti fuerint 
iutrabunt infra quatuor parochias qXiatuor honesta }iosi)icia. 

^ el)enda. 

«) Quellen IV, 14, pag. 14; IV, 390, pag. 444; IV, 430, pag. 482. 

*) Quellen V, pag. 171 und pag. 206. 

^) Chroniken deutscher Städte, Bd. XIV, Köln, Bd. lU. pag. OXXXVl. 

«) QueUen I, pag. 21, Art. 42. 
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war, wie wir sahen, 1) die Bedingung geknüpft, dass eine bestimmte 
Summe, deren Höhe sich immer gleich bleiben sollte, an den mit 
den Pächtern vereinbarten Terminen bezahlt Averden musste. Sehen 
wir nun zu, ob diese Bedingungen für das Steuerregister von 1370 
zutreffen, so finden wir, dass einmal die Erträge, welche die einzelnen 
Steuern abwerfen, nicht regelmässig eingegangen sind. ^) Der Grund 
dafür lässt sich aus dem Steuerregister selbst nicht erklären. Aber 
auch die andere Voraussetzung, unter welcher allein die Verpachtung 
möglich war, trifft nicht zu; sämtliche Steuereingänge unterliegen 
ganz bedeutenden Schwankungen mit der alleinigen Ausnahme der 
des domus carniumi 

Kann also schon aus diesem Grunde die Annahme beziehent- 
lich der Verpachtungen eine irrige genannt werden, so stehen der- 
selben ganz spezielle Bestimmungen der ordinancien entgegen, 
welche für den Fall der eigenen Verwaltung der Steuern durch 
die Stadt getroffen sind. In der ordinancie von den städtischen 
Erahnen heisst es z. B.: vort so haint unse heren verdragen, so 
Avilch man deme vnse heren yrre Steide Craenen beueylent off' 
deme sij die verpeichtent,«^) es sind also beide Fälle hier vorge- 
sehen. Wir sahen ferner bei der Behandlung der einzelnen in- 
direkten Steuern, wie gerade städtische Beamte augewiesen wurden, 
die Steuererträge an die Stadtkasse abzuführen. 

Als dritter Zweig der Finanz Verwaltung, bei dem der enge 
und der weite Eat zusammenwirken mussten, wurde die Einführung 
neuer Steuern genannt. Als im Jahre 1363 die Weinimportsteuer 
beschlossen wird, werden als Vollzugsbehörde genannt: der enge 
Kaide, alle Rede die vür ind na in dem engen Rade gesessen haint, 
der Wide Raide ind alle erfachtigen lüde bürgere*) also die iudices 
scabini consilium ceterique eines. 

Die Funktionen des zum weiten Rat umgestalteten Finanz- 
ausschusses von 1258 sind also dahin modifiziert, dass ilmi die 
Prüfung der Finanzen, zu welchem Behufe seine Gründung vor- 
genommen worden war, nicht mehr zustand. Denn obwohl er in 
der Rentkammer durch 2 Beisitzer vertreten war, dominierten hier 

*) s. o., pag. 51. 

2) s. 0., pag. 46/47. 

») Quellen I, pag. 87. 

•*) Quellen 1, pag. X3o, 
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immer die patrizischen Eentmeister und die 2 Deputierten des 
engen ßates. Als Entgelt hatte man dem weiten Eate dafür weiten 
Spielraum bei der Bewilligung grösserer Ausgaben und der Ein- 
führung neuer Steuern verstattet. 

Die Steuergeschichte Kölns ist somit bis an das vorgesteckte 
Ziel geführt. Wir lernen dadurch zugleich ein gutes Stück von 
der kölnischen Finanzgeschichte kennen. Erschöpft waren die 
Einnahmequellen der Stadt Köln mit diesen Steuern noch nicht. 
Die Stadt besass grosse Wertobjekte an Immobiliarbesitz, aus dem 
sie beträchtliche Einnahmen bezog, sie hatte ferner im Laufe der 
Zeit das Judenregal erworben, sie verlangte Schutzgelder von den 
Lombarden, eine bestimmte Summe für Aufnahme unter die Bürger- 
schaft und für die A^erleihung der Weinbrüderschaft. 
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Der Verfasser Johann Georg Albrecht Henning, Sohn des 
Herzogl. anhaltischen Amtsgerichtsrats Henning, ist . geboren am 20. No- 
vember 1862 zu Cöthen i. A. und bekennt sich zur evangelischen Re- 
ligion. Ostern 1872 wurde er in die Sexta des liei'zogl Franzisceums 
zu Zerbst aufgenommen, um alsdann Ostern 1879 an das Gymnasium 
zu Dessau überzugehen. Letzteres verliess er Ostern 1883 und besuchte 
das städtische Gymnasium zu Greiz i. V. Ostern 1884 erhielt er daselbst 
das Zeugnis der Reife. Seinen anfänglichen Plan, die Rechte zu stu- 
dieren, gab er alsbald auf und widmete sich dem Studium^ der Gesclüchts- 
und Staatswissenschaften. Der Reihe nach besuchte er die Universitäten 
Halle, München, Leipzig, Berlin, und hatte im Laufe der Jahre den 
Vorzug, die Kollegien folgender Herren Professoren und Dozenten zu 
hören, in Halle: Schum, in München: v. Giesebrecht Cornelius, v. Riehl, 
Carriere, v. Löher, Julius, Brenner, Muther, Riehl, Güttier, Oehmichen, 
in Leipzig: Drobisch, Röscher, Voigt, Maurenbrecher, Arndt, Wenck, 
Puckert, Biedermann, Masius, Stobbe, Ebert, Fricke, Settegast, Heinze, 
Hermann, Seydel, Busch, Körting, Lindner, in Berlin: v. Treitschke, 
Wattenbach, Aegidi, Zeller, Weizsäcker, Schmoller, Delbrück, Bresslau, 
Meitzen, Hoeniger. Der Verfasser durfte an Seminarübungen teilnehmen 
in Leipzig bei Herrn Professor Maurenbrecher, in Berlin bei den Herren 
Delbrück, Weizsäcker, Schmoller, Bresslau, Hoeniger. Ihnen allen sagt 
er seinen tiefgefülilten Dank, insbesondere aber HeiTn Dr. Hoeniger, an 
dessen wirtschaftsgeschichtlichen Übungen der Verfasser 6 Semester teil- 
nehmen durfte und auf dessen Anregung diese Arbeit entstanden ist. 
Der Verfasser ergreift gern die Gelegenheit, diesem Dank auch an 
dieser Stelle Ausdruck zu verleihen. 
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